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Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ABSCHNITT I 

Fällige Wertpapiere 

Unterabschnitt 1 

Ergänzungen zu § 42 Abs. 3 
des Wertpapierbereinigungsgesetzes 

§ 1 

(1) Sind alle Stücke einer Wertpapierart vor Ab- 
lauf von zehn Monaten seit dem Stichtag (§ 6 Abs. 2 
des Wertpapierbereinigungsgesetzes) fällig gewor- 
den (gesamtfällige Wertpapierart), so hat der Aus- 
steller die Verbindlichkeiten aus den reditskräftig 
anerkannten Rechten ohne Rücksicht auf Erfüllungs- 
handlungen aus der Zeit vor dem Kraftloswerden 
der Wertpapiere dadurch zu erfüllen, daß er den auf 
Deutsche Mark umgestellten Kapitalbetrag zu Gun- 
sten der Anmelder über die Prüfstelle an die An- 
meldestellen zahlt. 

(2) Die Prüfstelle zeigt nach der ersten Absendung 
von Anerkennungsbescheiden gemäß § 35 Abs. 2 des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes, danach monatlich 
dem Aussteller den Betrag der rechtskräftig aner- 
kannten Rechte an. Der Aussteller hat die ihm nach 
Absatz 1 obliegenden Zahlungen unverzüglich nach 
Eingang jeder Anzeige zu leisten. 

(3) Absatz 1 gilt nicht für Rechte, für die eine Lie- 
ferbarkeitsbescheinigung nach § 48 des Wertpapier- 
bereinigungsgesetzes auszustellen ist. 

§ 2 

(1) Ist eine Wertpapierart vor Ablauf von zehn 
Monaten seit dem Stichtag (§ 6 Abs. 2 des Wert- 
papierbereinigungsgesetzes) teilweise fällig gewor- 
den (teilfällige Wertpapierart), so ist nach Absen- 
dung der Anerkennungsbescheide (§ 35 Abs. 2 des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes) wie folgt zu ver- 
fahren: 

1. Die Verbindlichkeiten aus rechtskräftig an- 
erkannten und als fällig festgestellten 
Rechten sind vom Aussteller nach § 1 zu 
erfüllen. 

2. Rechtskräftig anerkannte und als nicht fäl- 
lig festgestellte Rechte werden in voller 
Höhe gemäß §§ 36 bis 38 des Wertpapier- 
bereinigungsgesetzes gutgeschrieben. Das 
gleiche gilt für rechtskräftig anerkannte 
Rechte, bei denen nicht geklärt werden 
konnte, ob sie sich auf ein fälliges oder ein 
nicht fälliges Wertpapier beziehen. 

(2) Der Aussteller hat die Sammelurkunde auf 
Ersuchen der Prüfstelle in dem jeweils erforder- 
lichen Umfang zu erhöhen, wenn die Summe der 
gutzuschreibenden Rechte den Betrag der Sammel- 
urkunde übersteigt. Insoweit gilt § 9 Abs. 2 des Wert- 
papierbereinigungsgesetzes nicht. Auf der Sammel- 
urkunde ist zu vermerken, daß die Erhöhung auf 
Grund des Satzes 1 vorgenommen worden ist. 

§ 3 

(1) Hat der Aussteller auf anerkannte Rechte nach 
dem Kraftloswerden der Wertpapiere bereits eine 
Leistung erbracht, so hat er der Prüfstelle diese 


Rechte innerhalb von zwei Monaten nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes nadizuweisen. Inso- 
weit entfällt eine Verpflichtung zur Zahlung nach 
§§ 1, 2 Abs. 1 Nr. 1; eine etwaige Gutschrift auf Sam- 
meldepotkonto ist dem Aussteller zu erteilen. 

(2) Das gleiche gilt, wenn der Aussteller nach dem 
Kraftloswerden der Wertpapiere eine von §§ 1, 2 
abweichende Regelung vereinbart hat. 

(3) Die Befugnis des Anmelders, auf dessen An- 
sprüche der Aussteller unter Berufung auf Absatz 1 
oder 2 keine Zahlung leistet oder dem keine Gut- 
schrift erteilt wird, seine Ansprüche gegen den Aus- 
steller unmittelbar geltend zu machen, bleibt unbe- 
rührt. 

(4) Führt der Aussteller den Nachweis nicht inner- 
holb der in Absatz 1 Satz 1 bezeidineten Frist, so ist 
er zur Zahlung nach §§ 1,2 Abs. 1 Nr. 1 verpflichtet. 
Der Anmelder hat jedoch das hiernach Empfangene 
nach den Vorschriften über die ungerechtfertigte 
Bereicherung zurückzugewähren: sonstige Ansprüche 
nach den Vorschriften des allgemeinen Rechts blei- 
ben unberührt, 

(5) ' Absatz 4 Satz 2 gilt auch, wenn der Anmelder 
eine Zahlung nach §§1.2 Abs. 1 Nr. 1 erhält, obwohl 
er den Gegenwert des anerkannten Rechts bereits 
auf Grund einer Erfüllungshandlung aus der Zeit 
vor dem Kraftloswerden der Wertpapiere empfan- 
gen hat. 

§ 4 

Soweit der Aussteller auf Grund besonderer Vor- 
schriften wegen einer Verbindlichkeit nicht in An- 
spruch genommen werden kann, gelten §§1,2 nicht. 

Unterabschnitt 2 

Rückzahlung von Einlösungsbeträgen 

§ 5 

Der Aussteller hat der Prüfstelle die Beträge mit- 
zuteilen, die bei einer Hinterlegungsstelle (§ 372 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches) zur Einlösung fälliger 
Wertpapiere hinterlegt sind. Hierbei hat er die 
Nummern der Wertpapiere anzugeben, auf welche 
sich die Beträge im einzelnen beziehen. 

§ 6 

(1) Kreditinstitute, Treuhänder der Deutschen 
Reichsbank und die Konversionskasse für deutsche 
Auslandsschulden haben innerhalb von drei Mona- 
ten nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes die bei 
ihnen verbliebenen Einlösungsbeträge für fällige 
Wertpapiere (Absatz 2) der Prüfstelle mitzuteilen. 
Für die Mitteilung gilt § 5 Satz 2. 

(2) Verblieben sind Einlösungsbeträge, die den 
Berechtigten weder ausgezahlt noch gutgeschrieben 
worden sind. Beträge, die ein Kreditinstitut im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes nach Einlösung be- 
stimmter fälliger Wertpapiere einem außerhalb 
dieses Bereiches, jedoch im Gebiete des Deutschen 
Reiches (Gebietsstand vom 31. Dezember 1937) ge- 
legenen Kreditinstitut gutgeschrieben hat, gelten 
auch dann als verblieben, wenn die Gutschrift- 
anzeige nicht abgesandt worden ist, wenn sie das 
Kreditinstitut, dem die Gutschrift zu Gunsten des 
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Berechtigten erteilt wurde, offensichtlich nicht er- 
reicht hat oder wenn die Gutschriftanzeige als unbe- 
stellbar zurückgelangt ist Zweigniederlassungen 
eines Kreditinstitutes gelten sowohl untereinander 
als auch in ihrem Verhältnis zur Hauptniederlassung 
im Sinne dieser Vorschrift als verschiedene Kredit- 
institute. 

(3) In den Fällen, in denen der Stichtag (§ 6 Abs. 2 
des Wertpapierbereinigungsgesetzes) nach dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes liegt, beginnt die in Ab- 
satz 1 bezeichnete Frist sechs Monate nach dem 
Stichtag. Das gleiche gilt für Wertpapierarten, deren 
Stichtag weniger als sechs Monate vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes liegt. 

§ 7 

(1) Die Prüfstelle ermittelt, inwieweit die ihr nach 
§§ 5, 6 mitgeteilten Beträge in Kraft gebliebene oder 
getilgte Wertpapiere betreffen; für die übrigen Be- 
träge ist anzunehmen, daß sie sich auf kraftlos ge- 
wordene Wertpapiere beziehen. 

(2) Die Prüfstelle teilt den in §§ 5, 6 genannten, 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes gelegenen Stel- 
len (dritte Stellen) und dem Aussteller die sie be- 
treffenden Beträge mit. Hierbei sind die Beträge, 
die sich 

1. auf in Kraft gebliebene und 

2. auf kraftlos gewordene oder getilgte Wert- 
papiere beziehen, 

gesondert anzugeben. 

(3) Getilgt im Sinne dieses Gesetzes sind nur 
Wertpapiere, die sowohl zurückgekauft oder ein- 
gelöst als auch entwertet oder vernichtet worden 
sind. 

§ 8 

(1) Die nach §§ 5, 6 zu meldenden Beträge, die sich 
auf kraftlos gewordene oder getilgte Wertpapiere 
beziehen, stehen mit Wirkung vom Tage der Zah- 
lung an die dritten Stellen dem Aussteller auch dann 
zu, wenn er durch die Zahlung nach allgemeinem 
Recht 

1. seine Verbindlichkeiten aus bestimmten 
fälligen und zur Einlösung vorgelegten 
Wertpapieren erfüllt hatte oder 

2, von seinen Verbindlichkeiten aus bestimm- 
ten fälligen Wertpapieren befreit worden 
war oder die Berechtigung erlangt hatte, die 
Gläubiger auf diese Zahlungen zu ver- 
weisen. 

Für Rechtsstreitigkeiten zwischen dem Aussteller 
und dritten Stellen über diese Beträge gelten die 
Vorschriften des allgemeinen Rechts. 

(2) Steht eine Forderung nach Absatz 1 dem Aus- 
steller mit Wirkung von einem vor dem Währungs- 
stichtag liegenden Tage zu, so gelten für ihre Um- 
stellung die Vorschriften über die Neuordnung des 
Geldwesens, die auch sonst für Reichsmarkforderun- 
gen des Ausstellers gegen die dritte Stelle maß- 
gebend sind. 

(3) Dem Aussteller zustehende Beträge sind zu 
seinen Gunsten an die Prüfstelle zu zahlen. Die Prüf- 
stelle hat die bei ihr eingegangenen Beträge zur Er- 


füllung der Verpflichtungen des Ausstellers nach 
§§1,2 Abs. 1 Nr. 1 zu verwenden und für schwebende 
Anmeldungen bereit zu halten. Soweit die Beträge 
hierfür nicht mehr benötigt werden, sind sie an den 
Aussteller zu zahlen, 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für Guthaben, die 
dem Aussteller unabhängig von Absatz 1 zustehen 
nur, wenn die Zahlung des Ausstellers an die dritte 
Stelle die in Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 bezeichnete Wir- 
kung gehabt hat. 

§ 9 

Für Beträge, die an die Konversionskasse für deut- 
sche Auslandsschulden gezahlt worden sind, gilt § 8 
nicht. 

Unterabschnitt 3 

Schlußrechnung 

§ 10 

(1) Nach Abschluß aller Prüfungsverfahren stellt 
die Prüfstelle für jede Wertpapierart eine Schluß- 
rechnung auf. 

(2) In der Schlußrechnung sind auszuweisen 

1. die Beträge, die der Aussteller nach §§ 1 
oder 2 Abs. 1 Nr. 1 zu zahlen hat, vermin- 
dert um die Beträge, die dem Aussteller 
nach § 8 von dritten Stellen zu zahlen sind, 
bei teilfälligen Wertpapierarten zuzüglich 
des Gesamtnennbetrages, um den die Sam- 
melurkunde nach § 2 Abs. 2 erhöht worden 
ist (Istbetrag); 

2. der Gesamtnennbetrag der fälligen, kraft- 
los gewordenen, nicht getilgten Stücke, 
vermindert um den Gesamtnennbetrag der 
fälligen, kraftlos gewordenen Stücke, für 
die der Aussteller an Hinterlegungsstellen, 
Kreditinstitute oder die Konversionskasse 
für deutsche Auslandsschulden Zahlungen 
mit der in § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 bezeich- 
neten Wirkung geleistet hatte (Sollbetrag) ; 

3. der Gesamtnennbetrag zurückgekaufter 
oder eingelöster, fälliger, kraftlos geworde- 
ner Stücke, die nach § 7 Abs. 3 nicht als ge- 
tilgt berücksichtigt werden können, sofern 
sie nicht vom Aussteller angemeldet wor- 
den sind. 

Auf Reichsmark lautende Gesamtnennbeträge sind 
in der Schlußrechnung mit einem Zehntel des Betra- 
ges in Deutscher Mark anzusetzen. 

(3) Mit Genehmigung der Bankaufsichtsbehörde 
kann die Prüfstelle die Schlußrechnung schon vor 
Abschluß aller Prüfungsverfahren aufstellen; in die- 
sem Falle sind die noch schwebenden Anmeldungen 
in einer Nachtragsrechnung zu berücksichtigen. 

(4) Die Schlußrechnung und die Nachtragsrech- 
nung bedürfen der Bestätigung durch die für die 
Prüfstelle zuständige Bankaufsichtsbehörde. Wenn 
keine Übereinstimmung zwischen der Bankaufsichts- 
behörde und der Prüfstelle zu erzielen ist oder der 
Aussteller Einwendungen gegen die Schlußrechnung 
erhoben hat, entscheidet auf Antrag der Bankauf- 
sichtsbehörde oder des Ausstellers die Kammer für 
Wertpapierbereinigung. 
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(5) Die Entscheidung der Kammer für Wertpapiere 
bereinigung ist der Bankaufsichtsbehörde und dem 
Aussteller von Amts wegen zuzustellen. Gegen 
die Entscheidung steht der Bankaufsichtsbehörde 
und dem Aussteller die sofortige Beschwerde zu. 
§ 34 Abs. 1, 2 Satz 1, 2, Abs. 5 des Wertpapier- 
bereinigungsgesetzes gilt «sinngemäß. 

(6) Wenn die Entscheidung über die Schlußrech- 
nung ganz oder zum Teil davon abhängt, ob und in 
welcher Höhe nach § 8 Zahlungen zu leisten sind, 
kann das Gericht die Entscheidung aussetzen, um 
den Beteiligten Gelegenheit zur Herbeiführung einer 
Entscheidung der nach § 8 Abs. 1 Satz 2 zuständigen 
Stelle zu geben. 

§ 11 

(1) übersteigt der Sollbetrag den Istbetrag, so 
kann der Aussteller in Höhe des Unterschiedes, ver- 
mindert um den nach § 10 Abs. 2 Nr. 3 festgestellten 
Betrag, in Anspruch genommen werden. 

(2) . Die nähere Regelung trifft das in § 38 Abs. 2 
des Wertpapierbereinigungsgesetzes vorbehaltene 
Gesetz. 

§ 12 

(1) übersteigt der Istbetrag den Sollbetrag, so 
steht dem Aussteller in Höhe des Unterschiedes ein 
Entschädigungsanspruch gegen den Bund zu. Dies 
gilt nicht für Aussteller, denen zur Deckung ihrer aus 
der Umstellung des Geldwesens hervorgehenden 
Verbindlichkeiten Ausgleichsforderungen gewährt 
werden können. 

(2) Die nähere Regelung trifft das in § .38 AbS. 2 
des Wertpapierbereinigungsgesetzes vorbehaltene 
Gesetz. 

ABSCHNITT II 
Zinsen und Gewinnanteile 

§ 13 

(1) Der Anspruch auf vor dem 30. April 1945 
fällig gewordene Zinsen und Gewinnanteile kann 
unter Vorlegung des kraftlos gewordenen Zins- 
oder Gewinnanteiischeines geltend gemacht werden, 
sofern die Vorlegungsfrist in dem Zeitpunkt noch 
nicht abgelaufen war, in dem das Wertpapier 
kraftlos geworden ist. Der Anspruch erlischt, wenn 
er nicht bis zum Ablauf von zwei Jahren nach dem 
Schluß des Jahres, in dem dieses Gesetz in Kraft 
getreten ist, geltend gemacht wird. Der Aussteller 
kann verlangen, daß derjenige, welcher den Zins- 
und Gewinnanteilschein vorlegt, die Voraussetzun- 
gen des § 21 des Wertpapierbereinigungsgesetzes 
beweist. 

(2) An die Stelle der in den Anleihebedingungen 
festgesetzten Fälligkeitstermine tritt bei festver- 
zinslichen Wertpapieren der Jahreszinstermin nach 
der Verordnung über die Zahlung der Zinsen auf 
festverzinsliche Wertpapiere vom 17. Dezember 1943 
(Reichsgesetzbl. I S. 680). Bei Gewinnanteilen gilt der 
Tag der Beschlußfassung über die Gewinnverteilung 
als Fälligkeitstag, es sei 'denn, daß in dem Beschluß 
ein anderer T^g festgesetzt worden ist. 


§ 14 

(1) Die Gutschrift auf Sammeldepotkonto um- 
faßt zugleich den Anspruch auf die Zinsen und Ge- 
winnanteile, die nach dem 29. April 1945 und vor 
dem Kraftloswerden der Wertpapiere fällig ge- 
worden sind. 

(2) Der Aussteller hat die auf den Gesamtbetrag 
der Sammelurkunde entfallenden Zinsen und Ge- 
winnanteile in Höhe des Umstellungsbetrages in 
Deutscher Mark unverzüglich an die Wertpapier- 
sammelbank zu zahlen. Ist die Sammelurkunde noch 
nicht hinterlegt, so hat er die Zinsen und Gewinn- 
anteile zugleich mit der Hinterlegung der Sammel- 
urkunde zu zahlen. § 4 gilt sinngemäß. 

(3) Für die unter § 44 Abs. 1 des Wertpapierbe- 
reinigüngsgesetzes fallenden Zinsen und Gewinn- 
anteile gilt Absatz 2 sinngemäß; später fällig wer- 
dende Zinsen und Gewinnanteile sind bei Fälligkeit 
zu zahlen. 

§ 15 

(1) Der Aussteller hat die nach dem 29, April 1945 
fällig gewordenen Zinsen und Gewinnanteile auf 
rechtskräftig anerkannte und als fällig festgestellte 
Rechte in sinngemäßer Anwendung der §§ 1, 4 zu 
zahlen. Soweit sich aus den Anleihebedingungen 
nicht etwas anderes ergibt, sind die Rechte nur bis 
zum Fälligkeitstag zu verzinsen. 

(2) Sind die fälligen Rechte einer Wertpapierart 
nicht zu demselben Zeitpunkt fällig geworden und 
ist im Anerkennungsbescheid der Fälligkeitstag des 
anerkannten Rechts nicht angegeben, so gilt das 
Recht als am letzten Fälligkeitstag vor Ablauf von 
zehn Monaten seit dem Stichtag (§ 6 Abs. 2 des Wert- 
papierbereinigungsgesetzes) fällig geworden. 

§ 16 

Hat der Aussteller nach dem 29. April 1945 fällig 
gewordene Zinsen oder Gewinnanteile bereits be- 
zahlt, so gilt § 3 sinngemäß. Die Rückgewährpflicht 
nach § 3 Abs. 4 Satz 2 trifft denjenigen, zu dessen 
Gunsten der Aussteller die nochmalige Zahlung 
leistet. 

§ 17 

Hat der Aussteller nach dem 29. April 1945 und 
vor dem Kraftloswerden der Wertpapiere fällig ge- 
wordene Zinsen und Gewinnanteile an dritte Stellen 
gezahlt, so gelten die Vorschriften über die Rück- 
zahlung von Einlösungsbeträgen- (§§ 5 bis 9) sinn- 
gemäß. 

§ 18 

Nach Abschluß aller Prüfungsverfahren stellt die 
Prüfstelle für jede Wertpapierart eine Schlußrech- 
nung für die nach dem 29. April 1945 und vor dem 
Kraftloswerden der Wertpapiere fällig gewordenen 
Zinsen und Gewinnanteile auf; die §§ 10 und 12 
gelten sinngemäß. Ein Rückgewähranspruch des 
Ausstellers nach § 16 Satz 2 ist bei der Feststellung 
des Istbetrages zu berücksichtigen. 

§ 19 

Ein Aussteller, der die Zeitabschnitte für die Zins- 
zahlungen nach der Zweiundzwanzigsten Durchfüh- 
rungsverordnung zum Umstellungsgesetz oder dem 
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Gesetz des Landes Berlin über die Zahlung der 
Zinsen auf festverzinsliche Wertpapiere vom 22. De- 
zember 1952 (Gesetz- und Verordnungsbl. für Berlin 
S. 1206) verlängert hat, hat die Zinsen für die kraft- 
los gewordenen Wertpapiere nach den Vorschriften 
dieses Abschnittes zu zahlen, bis Einzelurkunden, 
deren Nennbetrag fünfzig Deutsche Mark nicht über- 
steigt, gemäß § 24 Abs. 2 eingeliefert sind. 

§ 20 

Die Vorschriften der Siebenundzwanzigsten Durch- 
führungsverordnung zum Umstellungsgesetz und des 

§ . . . . des Berliner Altbankengesetzes vom 

(Gesetz- und Verordnungsbl. für 

Berlin S ) werden durch die Vorschriften nicht 

berührt. 

ABSCHNITT III 

Einzelurkunden 

für Schuldverschreibungen und Genußscheine 

Unterabschnitt 1 

Einzelurkunden für die in der Sammelurkunde 

verbrieften Rechte aus Schuldverschreibungen 

§ 21 

(1) Als Einzelurkunden, die nach § 41 Abs. 1 des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes für Schuldver- 
schreibungen auszufertigen sind, können verwendet 
werden entweder 

1. neu ausgefertigte auf Deutsche Mark lau- 
tende Stücke oder 

2. in Kraft gebliebene Stücke der in der Sam- 
melurkunde verbrieften Art von Schuldver- 
schreibungen und einer mit dieser gleich- 
wertigen Art (§ 22). 

(2) Der Nennbetrag der Einzelurkunden muß auf. 
fünfzig Deutsche Mark oder ein Vielfaches dieses 
Betrages oder auf mindestens fünfhundert Reichs- 
mark lauten. 

(3) Für Ablösungsanleihen mit und ohne Aus- 
losungsscheine (Gesetz über die Ablösung öffent- 
licher Anleihen vom 16. Juli 1925, Reichsgesetzbl. I 
S. 137) gilt Absatz 2 mit der Maßgabe, daß an die 
Stelle der Beträge von fünfzig Deutsche Mark oder 
fünfhundert Reichsmark Beträge von zehn Deutsche 
Mark oder einhundert Reichsmark treten. 

(4) Der Aussteller darf die Nennbeträge der 
Einzelurkunden unter Abweichung von den Anleihe- 
bedingungen neu fest^etzen; er hat das Tilgungsver- 
fahren der Festsetzung der neuen Nennbeträge an- 
zupassen. 

§ 22 

(1) Gleichwertig im Sinne von § 21 Abs. 1 Nr. 2 
sind Arten von Schuldverschreibungen, wenn 

1. sie mit dem gleichen Satz zu verzinsen sind 
und 

2. die Inhaber Anspruch auf gleichmäßige Be- 
friedigung aus derselben Deckungsmasse 
haben und 

3. die Endfälligkeitstermine nach den Anleihe- 
bedingungen sämtlich vor oder sämtlich 
nach dem 31. Dezember 1960 liegen. 


(2) Nicht untereinander gleichwertig sind Arten 
von Schuldverschreibungen mit und ohne Aus- 
losungsverpflichtung oder mit ungleichartigen Aus- 
losungsbedingungen. 

(3) Arten von Schuldverschreibungen bei denen 
nach den Anleihebedingungen bis zum 31. Dezember 
1954 Gesamtfälligkeit eingetreten ist oder eintreten 
muß, sind nicht als gleichwertig anzusehen. 

(4) Der Aussteller darf Arten von Schuldverschrei- 
bungen als gleichwertig nur verwenden, wenn die 
Kammer für Wertpapierbereinigung auf seinen An- 
trag die Gleichwertigkeit festgestellt hat. Die Bank- 
aufsichtsbehörde ist am Verfahren zu beteiligen; im 
übrigen gelten § 4 Abs. 3, 4, § 6 Abs. 1 des Wert- 
papierbereinigungsgesetzes. 

§ 23 

(1) Der Aussteller kann für Schuldverschreibungs- 
arten, die im Sinne von § 22 Abs. 1 bis 3 gleichwertig 
sind, einheitliche, neugedruckte, auf Deutsche Mark 
lautende Einzelurkunden verwenden; im übrigen gilt 
§ 22 Abs. 4. 

(2) Der Aussteller hat die Anleihebedingungen 
für die einheitlichen Einzelurkunden unter Zusam- 
menfassung der für die einzelnen gleichwertigen 
Arten geltenden Bedingungen festzusetzen. Der End- 
termin für die Tilgung ist aus dem Durchschnitt der 
Endtermine unter Berücksichtigung der Höhe des 
zusammenzufassenden Umlaufes (gewogener Durch- 
schnitt) zu ermitteln. Tilgungspläne sind unter Be- 
rücksichtigung der zusammenzufassenden Schuld- 
verschreibungsarten neu aufzustellen; hierbei ist, 
wenn ein Aussteller auf Grund besonderer Vor- 
schriften nicht für alle Verbindlichkeiten in Anspruch 
genommen werden kann, nur der Betrag zu berück- 
siditigen, zu dem er in Anspruch genommen werden 
kann. Die neuen Anleihebedingungen bedürfen der 
Genehmigung durch die Bankaufsichtsbehörde. 

§ 24 

(1) Der Aussteller hat unverzüglich nach Bestäti- 
gung der Sammelurkunde die auf den Gesamtbetrag 
der Sammelurkunde entfallenden Einzelurkunden 
bei der Wertpapiersammelbank einzuliefern. Dies 
gilt nicht, soweit nach § 14 des Gesetzes zur Ände- 
rung und Ergänzung des Wertpapierbereinigungs- 
gesetzes des Landes Berlin vom 12. Juli 1951 (Ge- 
setz- und Verordnungsbl. für Berlin S. 530) eine Gut- 
schrift nicht zu erteilen ist. 

(2) Hat der Aussteller von dem ihm nach § 1 Abs. 1 
der Zweiundzwanzigsten Durchführungsverordnung 
zum Umstellungsgesetz oder nach § 1 Abs 1 des Ge- 
setzes des Landes Berlin über die Zahlung der Zin- 
sen auf festverzinsliche Wertpapiere zustehenden 
Recht Gebrauch gemacht, so dürfen Einzelurkunden 
der in diesen Vorschriften bezeichneten Art nur mit 
Ablauf der Zeitabschnitte für die Zinszahlungen ein- 
geliefert werden. 

(3) Kann infolge der Nennbeträge der Einzel- 
urkunden der Betrag der Sammelurkunde mit Einzel- 
urkunden nicht belegt werden, so hat der Aussteller 
im Einvernehmen mit der Prüfstelle vor der Ein- 
lieferung der Einzelurkunden den Betrag der Sam- 
melurkunde um den Betrag zu kürzen, der mit Einzel- 
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urkunden nicht belegt werden kann (Spitzenbetrag). 
Soweit der Aussteller nicht bereits Inhaber des zur 
Kürzung erforderlichen Miteigentumsanteils an der 
Sammelurkunde ist, hat er einen solchen zu erwer- 
ben. Der auf den Spitzenbetrag entfallende Miteigen- 
tumsanteil an der Sammelurkunde ist auszubuchen. 

^ 25 

Wenn eine Wertpapierart später als zehn Monate 
nach dem Stichtag (§ 6 Abs. 2 des Wertpapierberei- 
nigungsgesetzes), aber vor Einlieferung der Einzel- 
urkunden nach § 24 Abs. 1 gesamtfällig geworden 
ist, hat der Aussteller an Stelle der Einlieferung 
von Einzelurkunden den auf den Gesamtbetrag der 
Sammelurkunde entfallenden, auf Deutsche Mark 
umgestellten Betrag einschließlich der Zinsen zu 
Gunsten der Berechtigten an die Wertpapiersam- 
melbank zu zahlen. 

§ 26 

Mit der Einlieferung der Einzelurkunden bei der 
Wertpapiersammelbank tritt an Stelle des Mit- 
eigentums an der Sammelurkunde Miteigentum nach 
Bruchteilen an den zum Sammelbestand eingelie- 
ferten Einzelurkunden. Für die Rechtsverhältnisse 
an diesem Sammelbestand gelten, soweit in diesem 
Gesetz nichts anderes bestimmt ist, die Vorschriften 
des Depotgesetzes über die Sammelverwahrung. 

§ 27 

(1) Sind die Einzelurkunden der Wertpapiersam- 
melbank eingeliefert worden, so hat sie dies unter 
Angabe der Nennbeträge der eingelieferten Stücke 
auf Kosten des Ausstellers im Bundesanzeiger be- 
kanntzumachen. 

(2) Vom Tage der Bekanntmachung an stehen den 
Miteigentümern am Sammelbestand die Rechte aus 
§ 7 des Depotgesetzes zu. Sie haben keinen An- 
spruch, die neuen Einzelurkunden in der ihrem alten 
Bestand entsprechenden Stückelung zu erhalten. 

§ 28 

(1) Verbleiben für einzelne Berechtigte Gutschrif- 
ten oder Teilbeträge von Gutschriften auf Sammel- 
depotkonto, deren Nennbetrag nicht mit neuen Ein- 
zelurkunden belegt werden kann (Spitzengutsdirif- 
ten), so haben die Kreditinstitute auf die Vereini- 
gung zu Gutschriften hinzuwirken, die den Nenn- 
betrag einer Einzelurkunde erreichen. 

(2) Verbleibende Spitzengutschriften sind spä- 
testens nach Ablauf des Monats, der auf die Bekannt- 
machung über die Beendigung des Wertpapierbe- 
reinigungsverfahrens (§ 56) folgt, vom Aussteller 
auf Anforderung des erstverwahrenden Kreditinsti- 
tutes durch Zahlung des Nennbetrages und eines in 
den Anleihebedingungen etwa vorgesehenen Auf- 
geldes abzulösen. Dem Aussteller sind entspre- 
chende Miteigentumsanteile am Sammelbestand zur 
Verfügung zu stellen. 

(3) Grundkreditanstalten, Kommunalkreditanstal- 
ten, Schiffsbeleihungsbanken und Ablösungsanstal- 
ten können mit Genehmigung der Bankaufsichts- 
behörde zum Ausgleich von Spitzengutschriften auch 


in Kraft gebliebene Stücke mit einem geringeren 
als dem in § 21 Abs. 2 bezeichneten Nennbeträge 
verwenden. 

§ 29 

(1) Ein Aussteller, de. von der Ermächtigung des 
§ 1 der Verwaltungsanordnung Nr. 4 zum Wert- 
papierbereinigungsgesetz (Bundesanzeiger Nr. 173 
vom 8. September 1950) Gebrauch gemacht hat, darf 
das Gutschriftverfahren durch sofortige Ausliefe- 
rung neuer Einzelurkunden ersetzen. 

(2) Beabsichtigt der Aussteller, das Gutschriftver- 
fahren durch Auslieferung von Einzelurkunden zu 
ersetzen, so hat er dies mit Angabe der Stückelung 
im Bundesanzeiger bekanntzumachen. § 28 gilt sinn- 
gemäß. 

Unterabschnitt 2 ■ 

Umtausch und Barablösung 
in Kraft gebliebener Schuldverschreibungen 

§ 30 

(1) Der Aussteller kann durch einmalige Bekannt- 
machung im Buiidesanzeiger zum Umtausch oder, 
soweit er den Nennbetrag der Schuldverschreibun- 
gen nicht durch Einzelurkunden Laiegen kann, zur 
Bareinlösung :n Kraft gebliebener Schuldverschrei- 
bungen auffordern. 

(2) Eingereichte Schuldverschreibungen dürfen 
nur umgetauscht oder eingelöst werden, sofern die 
Prüfstelle auf Grund ihrer Nachweisungen fest- 
gestellt hat, daß sie in Kraft geblieben sind. 

(3) Erachtet die Prüfstelle eine eingereichte Ur- 
kunde als nicht in Kraft geblieben, so hat sie dies 
dem Einreicher durch eingeschriebenen Brief gegen 
Rückschein mitzuteilenj §11 des Gesetzes zur Ände- 
rung und Ergänzung des Wertpapierbereinigungs- 
gesetzes gilt sinngemäß. Die Mitteilung der Prüf- 
stelle steht einer Entscheidung im Sinne von § 27 
Abs. 3 des Wertpapierbereinigungsgesetzes gleich; 
die Prüfstelle hat einen Einspruch unverzüglich der 
Kammer für Wertpapierbereinigung zur Entschei- 
dung vorzulegen. 

§ 31 

(1) In einer unverzüglich nach Einlieferung der 
Einzelurkunden ergehenden Aufforderung zum Um- 
tausch oder zur Bareinlösung kann der Aussteller 
die Kraftloserklärung von Schuldverschreibungen 
androhen, die bis zum Ablauf der Einreichungsfrist 
nicht vorgelegt werden. Die Einreichungsfrist soll 
nicht früher als drei Monate nach der Bekannt- 
machung der Aufforderung im Bundesanzeiger 
enden. 

(2) Die Kraftloserklärung kann nicht angedroht 
werden, soweit der Aussteller auf Grund besonderer 
Vorschriften wegen seiner Verbindlichkeiten nicht in 
Anspruch genommen werden kann. 

§ 32 

(1) Hat der Aussteller unter Androhung der Kraft- 
loserklärung zum Umtausch oder zur Bareinlösung 
aufgefordert, so kann er nicht eingereichte Schuld- 
verschreibungen für kraftlos erklären. Die Kraft- 
loserklärung geschieht durch Bekanntmachung im 
Bundesanzeiger. 
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(2) Der Aussteller hat die Einzelurkunden, die an 
Stelle der für kraftlos erklärten Schuldverschreibun- 
gen auszugeben sind, für die Berechtigten bereit zu 
halten. Er kann die in den Einzelurkunden verbrief- 
ten Rechte innerhalb von fünf Jahren seit der Kraft- 
loserklärung auch außerplanmäßig kündigen. Ein 
auf diese Schuldverschreibungen entfallender Ein- 
lösungsbetrag ist zu hinterlegen. 

(3) Der Aussteller hat einen Spitzenbetrag, der 
durch Einzelurkunden nicht belegt werden kann, ab- 
zulösen. Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend. 

Unterabschnitt 3 

Einzelurkunden für Genußscheine 

§ 33 

Für Genußscheine, die wie Schuldverschreibungen 
zu behandeln sind, gelten §§ 21 bis 32 sinngemäß. 

§ 34 

(1) Der Aussteller von Genußscheinen, die nicht 
wie Schuldverschreibungen zu behandeln sind, hat 
unverzüglich nach der Bestätigung der Sammel- 
urkunde die auf die Sammelurkunde entfallenden 
Einzelurkunden bei der Wertpapiersammelbank ein- 
zuliefern. Im übrigen gelten §§ 26, 27 Abs. 1, 2 Satz 1. 

(2) Der Aussteller kann durch einmalige Bekannt- 
machung im Bundesanzeiger zum Umtausch in Kraft 
gebliebener Genußscheine, die nicht wie Schuldver- 
schreibungen zu behandeln sind, auffordern; für den 
Umtausch gilt § 30 Abs. 2, 3. In einer unverzüglich 
nach Einlieferung der Einzelurkunden ergehenden 
Aufforderung kann er die Kraftloserklärung nicht 
eingereichter Genußscheine androhen; für die Ein- 
reichungsfrist gilt § 31 Abs. 1 Satz 2. Hat der Aus- 
steller unter Androhung der Kraftloserklärung zum 
Umtausch aufgefordert, so kann er nicht eingereichte 
Genußscheine für kraftlos erklären. Die Kraftlos- 
erklärung geschieht durch Bekanntmachung im 
Bundesanzeiger; § 32 Abs. 2 gilt sinngemäß. 

ABSCHNITT IV 

Wiederaufnahme von Teilkündigungen 
und Verlosungen 

§ 35 

(1) Teilkündigungen und Verlosungen sind wie- 
der aufzunehmen, sobald die Bekanntmachung nach 
§ 27 Abs. 1 oder § 29 Abs. 2 veröffentlicht ist. Der 
Aussteller hat zwei Monate vor der beabsichtigten 
Wiederaufnahme der Wertpapiersammelbank hier- 
von Mitteilung zu machen. Die Wertpapiersammel- 
bank hat spätestens einen Monat vor der Wieder- 
aufnahme die Einzelurkunden für alle gutgeschrie- 
benen Rechte auszuliefern. Die Teilkündigungen und 
Verlosungen sind, so lange nicht für alle angemelde- 
ten und anerkannten Rechte die Einzelurkunden von 
der Wertpapiersammelbank ausgeliefert worden 
sind, auf die ausgelieferten und die Wertpapiere zu 
beschränken, die rechtzeitig mit Lieferbarkeits- 
bescheinigungen versehen oder nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 
des Wertpapierbereinigungsgesetzes vom 19. August 
1949 in Kraft geblieben sind. 


(2) Soweit die Teilkündigung oder Verlosung auf 
Grund der Vorschriften des Absatzes 1 in der in den 
Anleihebedingungen vorgesehenen Form nicht 
durchführbar ist, kann von den Anleihebedingungen 
abgewichen werden. In der Verlosungsbekannt- 
machung ist hierauf hinzuweisen. 

(3) Sind alle Prüfungsverfahren abgeschlossen 
und die Einzelurkunden für alle anerkannten Rechte 
ausgeliefert worden, so sind die bei der Wertpapier- 
sammelbank verbleibenden Einzelurkunden in die 
Teilkündigungen und Verlosungen einzubeziehen. 

(4) Wertpapiere, aus denen der Aussteller auf 
Grund besonderer Vorschriften nicht in Anspruch 
genommen werden kann, sind in Teilkündigungen 
und Verlosungen nicht einzubeziehen. Der Kündi- 
gungs- und Auslosungsbetrag ermäßigt sich im Ver- 
hältnis des Gesamtbetrages der nach den Absätzen 1 
bis 3 in die Teilkündigungen und Verlosungen ein- 
zubeziehenden Rechte zu dem Betrag der Rechte, in 
deren Höhe der Aussteller in Anspruch genommen 
werden kann. 

§ 36 

(1) Teilkündigungen und Verlosungen, die nach 
den Anleihebedingungen vorzunehmen waren, je- 
doch bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes unter- 
blieben sind, hat der Aussteller innerhalb von drei 
Jahren nach der Wiederaufnahme mit mindestens 
einem Drittel jährlich nachzuholen, unbeschadet 
einer innerhalb dieser Frist eintretenden Gesamt- 
fälligkeit. In die Kündigungen und Verlosungen ist 
zusätzlich auch der Nennbetrag einzubeziehen, um 
den die Sammelurkunde nach § 2 Abs, 2 erhöht wor- 
den ist. 

(2) § 35 gilt sinngemäß. 

ABSCHNITT V 

Weitere Ergänzungsbestimmungen zum 
Wertpapierbereinigungsgesetz 

Unterabschnitt 1 

Anwendungsbereich des Gesetzes 

§ 37 

Die Vorschriften des Wertpapierbereinigungs- 
gesetzes und des Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung des Wertpapierbereinigungsgesetzes gelten bei 
Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen für die 
Bereinigung einer Wertpapierart sinngemäß auch für 
Wertpapiere, Ersatzurkunden und Jungscheine, 
deren Aussteller seinen Sitz in der Zeit vom 1. April 
1951 bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes in den 
Geltungsbereich dieses Gesetzes verlegt hat. 

Unterabschnitt 2 

Vorbereitung 

des Wertpapierbereinigungsverfahrens 
Ausstellung der Sammeln rkunde 

§ 38 

Können die nach § 4 des Wertpapierbereinigungs- 
gesetzes erforderlichen Angaben nicht für jede Art 
von Schuldverschreibungen eines Ausstellers ge- 
sondert gemacht werden, so kann die Kammer für 
Wertpapierbereinigung die Bereinigung dieser 


7 



Schuldversdireibungen in einem einheitlidien Ver- 
fahren zusammenfassen, wenn sie feststellt, daß die 
Schuldversdireibungen im Sinne des § 22 gleich- 
wertig sind. 

§ 39 

Können die Nummern der kraftlos gewordenen 
Stücke nicht oder nicht vollständig festgestellt wer- 
den, so bestimmt die Bankaufsichtsbehörde, wie die 
Sammelurkunde unter Abweichung von § 9 Abs. 2 
des Wertpapierbereinigungsgesetzes auszustellen 
ist. 

Unterabschnitt 3 

Anmeldung der Rechte 

§ 40 

Die Anmeldung von Rechten aus Schuldverschrei- 
bungen eines bestimmten Ausstellers ist auch dann 
wirksam, wenn lediglich die Wertpapierart nicht 
oder nicht genau bezeichnet werden kann. 

§ 41 

(1) Ist eine frühere Anmeldung nur wegen 
mangelhafter Bezeichnung der Wertpapierart ab- 
gelehnt oder zurückgegeben worden, so ist das Ver- 
fahren von der Prüfstelle unverzüglich aufzuneh- 
men, soweit die erforderlichen Angaben aus ihren 
Unterlagen ersichtlich sind. Bereits in Ansatz ge- 
brachte Kosten sind auf die endgültig erwachsenden 
Kosten anzurechnen. 

(2) Ist eine Anmeldung nur unterblieben, weil 
die Wertpapierart nicht oder nicht genau bezeichnet 
werden konnte, und sind die Anmeldefrist und die 
Frist für einen Antrag auf Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand abgelaufen, so kann die Anmeldung 
innerhalb einer Ausschlußfrist von drei Monaten 
nachgeholt werden. Die Frist beginnt zwei Monate 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes; gegen ihre 
Versäumung kann die Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand nicht gewährt werden. Die Anmeldun- 
gen sind unverzüglich an die Prüfstelle weiterzu- 
Jeiten. 

(3) Sind verschiedene Kreditinstitute als Prüf- 
stellen für die einzelnen Arten von Schuldverschrei- 
bungen eines Ausstellers bestätigt worden, so be- 
stimmt die Bankaufsichtsbehörde die Prüfstelle, die 
für die Bearbeitung der Anmeldungen ohne genaue 
Bezeichnung der Wertpapierart zuständig ist. Die 
anderen Prüfstellen haben die nach Absatz 1 aufge- 
nommenen Verfahren oder nach Absatz 2 einge- 
gangene Anmeldungen unverzüglich an die zustän- 
dige Prüfstelle abzugeben. 

(4) Für mehrere Aktienarten desselben Ausstel- 
lers gelten § 40 und die Absätze 1 bis 3 sinngemäß. 

§ 42 

(1) Hat der Aussteller eine Kapitalberichtigung 
nach der Dividendenabgabeverordnung vom 
12. Juni 1941 (Reichsgesetzbl. I S.323) durch Ausgabe 
von Zusatzinhaberaktien gegen Vorlage der Stamm- 
urkunde, eines Gewinnanteilscheines oder eines Er- 
neuerungsscheines vorgenommen, so können die 
Bezugsrechte für mit Lieferbarkeitsbescheinigung 
versehene Stammurkunden für den Inhaber der 
Stammurkunde, des Gewinnanteilscheines oder des 


Erneuerungsscheines ohne Angabe seines Namens 
von einem Kreditinstitut angemeldet werden. § 41 
Abs. 1, 2 giit sinngemäß. 

(2) Der Anmeldung ist die zum Bezug erforder- 
liche Urkunde beizufügen. 

(3) Die Prüfstelle kann das Recht des Anmelders 
als nachgewiesen anerkennen, wenn nach ihren 
Nachweisungen die Stammurkunde in Kraft geblie- 
ben ist. Der Anerkennungsbescheid kann auf das 
anmeldende Kreditinstitut zu Gunsten des Inhabers 
der nummernmäßig zu bezeichnenden Stamm- 
urkunde, des Gewinnanteilscheines oder Erneue- 
rungsscheines ausgestellt werden. 

§ 43 

(1) Anmeldungen zur Wertpapierbereinigung und 
Anträge auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
gelten als verspätet (§ 24 Abs. 1 des Wertpapier- 
bereinigungsgesetzes), wenn sie 

1. später als sechs Monate nach dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes und 

2. später als zwei Jahre nach dem Stichtag 
(§ 6 Abs. 2 des Wertpapierbereinigungs- 
gesetzes) 

bei der Prüfstelle eingehen. 

(2) Überleitungsanmeldungen (§ 20 des Wertpa- 
pierbereinigungsgesetzes) können nur bis zu dem 
in Absatz 1 genannten Zeitpunkt vorgenommen 
werden. 

Unterabschnitt 4 

Beweis der Rechte 
§ 44 

Der Feststellung, daß das anzuerkennende Recht 
nachgewiesen oder glaubhaft gemacht ist, bedarf es 
nicht, wenn das Recht auch bei einer Anerkennung 
als glaubhaft gemacht voll berücksichtigt wird. Das 
anerkannte Recht ist wie ein nachgewiesenes Recht 
zu behandeln. 

§ 45 

(1) Anmeldungen, die sich auf Wertpapiere be- 
ziehen, welche bereits getilgt oder eingelöst sind, 
dürfen nicht aus diesem Grunde abgelehnt werden, 
wenn der Einlösungsbetrag bei einer dritten Stelle 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes verblieben ist 
(§ 6 Abs. 2). Der Anmelder hat sein Eigentum oder 
Miteigentum bis zum Zeitpunkt der Einlösung zu 
beweisen. 

(2) Ist eine solche Anmeldung abgelehnt oder 
zurückgenommen worden, weil das angemeldete 
Wertpapier bereits getilgt oder eingelöst ist, so ist 
das Verfahren von der Prüfstelle unverzüglich auf- 
zunehmen, wenn sie feststellt, daß die Voraus- 
setzungen für eine Anerkennung nach Absatz 1 ge- 
geben sind. Bereits in Ansatz gebrachte Kosten sind 
auf die endgültig erwachsenden Kosten anzurechnen. 

Unterabschnitt 5 

Prüfungsverfahr :‘n 
§ 46 

Gegen die Versäumung der Einspruchsfrist und 
der Frist zur Einlegung der sofortigen Beschwerde 
kann Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nicht 
gewährt werden. 
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Unterabschnitt 6 

Gutschriften auf Sammeldepotkonto 

§ 47 

(1) Anerkannte Rechte aus einer Anmeldung mit 
ungenauer Bezeichnung der Wertpapierart (§§ 40, 
41) werden durch Verlosung auf die nicht fälligen 
Schuldverschreibungsarten desselben Ausstellers, bei 
denen nach Ablauf der Frist des § 43 Abs. 1 ein nicht 
durch Anmeldungen belegter Betrag der Sam'mel- 
urkunde vorhanden ist, verwiesen. Die Bankauf- 
sichtsbehörde führt die Verlosung durch. Die Ver- 
losung bewirkt, daß das Recht für die durch das Los 
bestimmte Schuldverschreibungsart als anerkannt 
gilt 

(2) Soweit die nicht fälligen Schuldverschreibungs- 
arteri nicht ausreichen, um das Verfahren nach Ab- 
satz 1 durchzuführen, werden die Rechte auf die ge- 
samtfälligen oder teilfälligen Arten verwiesen, bei 
denen sich für den gleichen Zeitpunkt unter Zu- 
grundelegung der Summe der angemeldeten Rechte 
nach den Grundsätzen der Schlußrechnung (§§ 10, 11) 
ergibt, daß der Sollbetrag höher ist als der Istbetrag. 
Reichen auch diese Schuldverschreibungsarten nicht 
aus, so ist § 39 des Wertpapierbereinigungsgesetzes 
sinngemäß anzuwenden. 

(3) Die Absätze 1, 2 gelten sinngemäß für An- 
meldungen mit ungenauer Bezeichnung der Aktien- 
art (§ 41 Abs. 4). 

§ 48 

Die Vorschrift des § 39 Abs. 3 des Wertpapierbe- 
reinigungsgesetzes gilt sinngemäß 

1. für rechtzeitige Anmeldungen, die nach Absen- 
dung der Anzeige an die Wertpapiersammel- 
bank (§ 36 Abs. 1 Nr. 1 des Wertpapierbereini- 
gungsgesetzes), jedoch noch vor Ablauf der 
Frist des § 43 Abs. 1 bei der Prüfstelle einge- 
gangen sind; 

2. für Anmeldungen von Zusatzinhaberaktien 
nach § 42. 

Unterabschnitt 7 

Sorgfalts- und Geheimhaltungspflichten 

§ 49 

(1) Werden durch eine zum Schadensersatz ver- 
pflichtende Handlung die Anmelder oder ein Teil 
der Anmelder im Gutschriftverfahren oder die un- 
bekannten Berechtigten an dem nicht durch Gut- 
schriften belegten Betrag der Sammelurkunde (§ 38 
Abs. 2 des Wertpapierbereinigungsgesetzes) geschä- 
digt, so ist der Schadensersatz von dem Ersatzpflich- 
tigen zu Gunsten der Geschädigten an die Wert- 
papiersammelbank zu leisten, 

(2) Wird Schadensersatz durch Lieferung in Kraft 
gebliebener oder neu ausgefertigter Wertpapiere 
geleistet, so hat die Wertpapiersammelbank unter 
Benachrichtigung der Prüfstelle entweder 

1, die Wertpapiere der Sammelurkunde oder 
dem Sammelbestand der Einzelurkunden 
zuzufügen und dem Betrag der Sammel- 
urkunde zuzurechnen oder 


2. die Wertpapiere zu vernichten; die in dem 
vernichteten Wertpapier verbrieften Rechte 
werden durch die Sammelurkunde, die auf 
Ersuchen der Prüfstelle von dem Aussteller 
entsprechend zu erhöhen ist, neu verbrieft. 

(3) Wird Schadensersatz durch Übertragung von 
Gutschriften auf Sammeldepotkonto, von Miteigen- 
tumsanteilen am Sammelbestand oder von Zutei- 
lungsrechten geleistet, so sind diese Übertragungen 
der Prüfstelle mitzuteilen. Die übertragenen Beträge 
sind von der Prüfstelle bei den Berechnungen im 
Verfahren nach § 36 des Wertpapierbereinigungs- 
gesetzes zu berücksichtigen. 

(4) Wird Schadensersatz in Geld geleistet, so 
überweist die Wertpapiersammelbank zu Gunsten 
der Anmelder, deren anerkannte Rechte nicht voll 
berücksichtigt worden sind, anteilig die entsprechen- 
den Beträge. Die Prüfstelle ist zu benachrichtigen. 

§ 50 

(1) Zur selbständigen Wahrnehmung der Rechte 
der Gesamtheit der Geschädigten (§ 49 Abs. 1) ist auf 
Antrag der für die Prüfstelle zuständigen Bankauf- 
sichtsbehörde durch die Kammer für Wertpapier- 
bereinigung das Amt für Wertpapierbereinigung als 
Vertreter zu bestellen. Das gleiche gilt, wenn die 
unbekannten Berechtigten, denen der nach § 1 1 fest- 
zustellende Anspruch gegen den Aussteller zusteht, 
geschädigt sind. 

(2) Auf Antrag ist dem Vertreter für die Durch- 
führung eines Rechtsstreites einstweilige Kosten- 
befreiung zu bewilligen. Die §§ 115 bis 117, 119 
Abs. 1, 120, 123 und 124 der Zivilprozeßordnung 
gelten sinngemäß. 

Unterabschnitt 8 

Kosten des Verfahrens 

§ 51 

(1) Für die Entscheidung der Kammer für Wert- 
papierbereinigung werden vom Aussteller folgende 
Gebühren erhoben: 

1. im Verfahren nach § 10 Abs. 4, wenn die 
Einwendungen des Ausstellers zurück- 
gewiesen werden, das Doppelte der vollen 
Gebühr (§ 26 der Kostenordnung), 

2. im Verfahren nach §§ 22 Abs. 4, 23 Abs. 1 
die volle Gebühr (§ 26 der Kostenordnung), 

3. im Verfahren nach § 53 die Hälfte der vol- 
len Gebühr (§ 26 der Kostenordnung). 

(2) Der Wert bestimmt sich in den Fällen des Ab- 
satzes 1 in jedem Rechtszuge nach § 24 Abs. 2 der 
Kostenordnung. 

§ 52 

Hatte die Prüfstelle vot dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes mit dem Aussteller zur Abgeltung ihrer 
Ansprüche aus § 59 Abs. 2 des Wertpapierbereini- 
gungsgesetzes einen festen Betrag vereinbart, so hat 
der Aussteller, wenn nicht etwas anderes ausdrück- 
lich vereinbart ist, darüber hinaus die angemessenen 
Aufwendungen zu erstatten, die der Prüfstelle durch 
die Erfüllung der ihr in diesem Gesetz übertragenen 
Aufgaben entstehen. 
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Unterabschnitt 9 

Verschiedene Vorschriften 

§ 53 

(1) Die Kammer für Wertpapierbereinigung kann 
auf Antrag der Bankaufsichtsbehörde das Bereini- 
gungsverfahren für eine Wertpapierart einstweilen 
einstellen, wenn seine weitere Durchführung wirt- 
schaftlich nicht gerechtfertigt ist. Die Kammer für 
Wertpapierbereinigung ordnet auf Antrag der 
Bankaufsichtsbehörde die Fortsetzung des Verfah- 
rens an, wenn sich nachträglich ergibt, daß seine 
Durchführung mit Rücksicht auf die Interessen eines 
Beteiligten wirtschaftlich geboten ist. 

(2) Vor einer Entscheidung nach Absatz 1 soll der 
Aussteller gehört werden. Für die Anfechtung der 
Entscheidung gilt § 4 Abs. 3 des Wertpapierbereini- 
gungsgesetzes. Die Bankaufsichtsbehörde hat .die 
rechtskräftige Einstellung oder Fortsetzung des Ver- 
fahrens auf Kosten des Ausstellers im Bundes- 
anzeiger bekanntzumachen. 

(3) Ist die Anmeldefrist (§ 17 des Wertpapierbe- 
reinigungsgesetzes) oder die Frist für den Antrag 
auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand (§ 32 
Abs. 4 des Wertpapierbereinigungsgesetzes) im Zeit- 
punkt der Bekanntmachung der einstweiligen Ein- 
stellung noch nicht abgelaufen, so beginnt die volle 
Frist erneut mit dem Tage nach der Bekanntmachung 
der Fortsetzung des Verfahrens. Im übrigen hat die 
einstweilige Einstellung des Verfahrens keinen Ein- 
fluß auf den Lauf von Fristen zur Einlegung von 
Rechtsmitteln und Rechtsbehelfen. 

§ 54 

(1) Die Wertpapiersammelbank ist berechtigt und 
verpflichtet, die unbekannten Berechtigten an dem 
nicht durch Anmeldungen belegten Betrag der Sam- 
melurkunde bei der Einziehung der darauf entfallen- 
den Kapitalbeträge, Zinsen und Gewinnanteile zu 
vertreten. Sie ist berechtigt, Bezugsrechte zu ver- 
werten. 

(2) Geldbeträge, die auf den nicht durch Gut- 
schriften belegten Betrag der Sammelurkunde ent- 
fallen, hat die Wertpapiersammelbank zu Gunsten 
der unbekannten Berechtigten verzinslich anzulegen 
und treuhänderisch zu verwalten. 

§ 55 

(1) Kommt der Aussteller seinen Zahlungsver- 
pflichtungen nach §§1,2 Abs. 1 Nr. 1 oder § 15 oder 
aus der Sammelurkunde nicht nach, so kann die 
Bankaufsichtsbehörde, die für den Sitz des Ausstel- 
lers zuständig ist, zur Wahrnehmung der Redhte der 
Gläubiger einen gemeinsamen Vertreter bestellen. 
Der Aussteller hat die Kosten, die durch die Bestel- 
lung und Tätigkeit des gemeinsamen Vertreters ent- 
stehen, zu tragen. Führt der gemeinsame Vertreter 
einen Rechtsstreit und fallen in diesem die Kosten 
den Gläubigern zur Last, so haftet der Aussteller für 
die Kosten des Rechtsstreites, unbeschadet seines 
Rückgriffs gegen die Gläubiger. 

(2) Durch die Bestellung eines Vertreters nach 
Absatz 1 wird die Befugnis des Anmelders, An- 
sprüche aus einem anerkannten Recht geltend zu 
machen, nicht berührt. 


§ 56 

(1) Haben nach Abschluß aller Prüfungs verfahren 
einer Wertpapierart die anerkannten Rechte Gut- 
schrift auf Sammeldepotkonto oder Zahlung nach § 1 
oder § 2 Abs. 1 Nr. 1 erhalten, so gibt die Bankauf- 
sichtsbehörde die Beendigung des Wertpapierberei- 
nigungsverfahrens für diese Wertpapierart auf 
Kosten des Ausstellers im Bundesanzeiger bekannt 
Das gleiche gilt, wenn alle Stücke einer Wertpapier- 
art mit Lieferbarkeitsbescheinigungen versehen sind. 

(2) Ist für jede von einer Aktiengesellschaft oder 
Kommanditgesellschaft auf Aktien ausgegebene, 
nach dem Wertpapierbereinigungsgesetz zu bereini- 
gende Aktienart die Beendigung des Wertpapier- 
bereinigungsverfahrens bekanntgemacht so ist vom 
Tage nach der letzten Bekanntmachung an § 14 des 
Gesetzes über die Ausübung von Mitgliedschafts- 
rechten aus Aktien während der Wertpapierbereini- 
gung vom 9. Oktober 1950 (Bundesgesetzbl. S. 690) 
oder § 14 des entsprechenden Gesetzes des Landes 
Berlin vom 4. Januar 1951 (Verordnungsbl. S. 38) 
nicht mehr anzuwenden. 

(3) Die Bankaufsichtsbehörde kann auf Antrag 
von der Einhaltung des § 14 Abs. 1 des Gesetzes* über 
die Ausübung von Mitgliedschaftsrechten aus Aktien 
während der Wertpapierbereinigung oder des § 14 
Abs. 1 des entsprechenden Gesetzes des Landes Ber* 
lin befreien, wenn über nicht mehr als fünfzig An- 
meldungen für die von der Gesellschaft ausgegebenen 
nach dem Wertpapierbereinigungsgesetz zu berei- 
nigenden Aktienarten noch nicht rechtskräftig ent- 
schieden worden ist. Wird Befreiung gewährt, so ist 
§ 14 Abs. 2 des Gesetzes über die Ausübung von 
Mitgliedschaftsrechten aus Aktien während der 
Wertpapierbereinigung oder des § 14 Abs. 2 des ent- 
sprechenden Gesetzes des Landes Berlin nicht anzu- 
wenden. Die Einberufung zur Hauptversammlung 
(§ 105 Abs. 2 des Aktiengesetzes) muß auf die Be- 
freiung ausdrücklich hinweisen. 

§ 57 

Die Ausgabe von Einzelurkunden nach Maßgabe 
dieses Gesetzes begründet keine Wertpapiersteuer- 
pflicht. 

^ Unterabschnitt 10 

Sondervorschriften für Kuxe 

§ 58 

(1) Ist im Gewerkenbuch ein Gewerke eingetra- 
gen, auf den keine anerkannte oder schwebende 
Anmeldung zurückgeführt werden kann, so hat die 
Prüfstelle im Benehmen mit dem Aussteller für die- 
sen Gewerken eine Anmeldung vorzunehmen. 

(2) Im Prüfungsverfahren ist festzustellen, ob 
dieser Gewerke oder ein Rechtsnachfolger, für den 
bisher keine Anmeldung vorliegt, den Beweis nach 
§ 21 des Wertpapierbereinigungsgesetzes führen 
kann. Der Kux ist für den anzuerkennen, für den 
dieser Beweis erbracht wird. 

(3) Ist die Deutsche Reichsbank als GeWerke für 
in den Treuhandgiroverkehr in Kuxen eingelieferte 
Kuxe eingetragen, so gelten die Absätze 1 und 2 
mit der Maßgabe, daß der aus dem Treuhandgiro- 
verkehr Berechtigte von der Prüfstelle zu ermitteln 
und die Anmeldung für ihn vorzunehmen ist. 


10 



§ 59 

(1) Teilgutsdirift^n (§ 39 des Wertpapierbereini- 
gungsgesetzes) werden nicht erteilt. 

(2) übersteigt die Summe der angemeldeten 
Rechte die Sammelurkunde, so werden die rechts- 
kräftig anerkannten Rechte, die sich auf einen 
bestimmten im Gewerkenbuch eingetragenen Kux 
beziehen, gutgeschrieben. Die übrigen anerkannten 
Rechte erhalten nach Abschluß aller Prüfungsver- 
fahren Gutschrift, und zwar die nachgewiesenen 
Rechte vor den glaubhaft gemachten, übersteigt hier- 
bei die Summe der anerkannten Rechte den rest- 
lichen Teil der Sammelurkunde, so steht dieser den 
anerkannten Berechtigten als Miteigentum nach 
Bruchteilen zu. 

§ 60 

(1) Als Einzelurkunden dürfen nur neu ausgefer- 
tigte Urkunden verwendet werden. § 24 Abs. 1 
Satz 1 gilt sinngemäß mit der Maßgabe, daß Einzel- 
urkunden nur für die rechtskräftig anerkannten 
Kuxe einzuliefern sind. Im übrigen gelten §§ 26 und 
27 Abs. 1 sinngemäß. 

(2) Bei der Ausfertigung der Einzelurkunden ist 
der Name des Inhabers zunächst in die Urkunde 
nicht einzutragen. Die Anmeldestelle hat die Aus- 
lieferung der auf die Gutschrift entfallenden Einzel- 
urkunden für die Berechtigten aus dem Sammelbe- 
stand zu verlangen. Sie hat der Gewerkschaft zu- 
gleich die Angaben über die Person des Anmelders 
(§ 14 Abs. 1 Satz 1 des Wertpapierbereinigungs- 
gesetzes) anzuzeigen; dies gilt auch dann, wenn der 
Berechtigte, für den die Auslieferung verlangt wird, 
nicht der Anmelder ist. Bei der Auslieferung ist die 
Einzelurkunde durch Eintragung des Namens des 
Anmelders als Inhaber zu vervollständigen. 

§ 61 

Die Gewerkschaft hat das Gewerkenbuch im Be- 
nehmen mit der Prüfstelle na^h den Anzeigen der 
Anmeldestellen zu berichtigen. Bei den Kuxrechten, 
deren Anmeldung im Prüfungsverfahren rechts- 
kräftig abgelehnt worden ist, ist dies im Gewerken- 
buch zu vermerken. 

ABSCHNITT VI 

Verlagerte Geldinstitute mit Sitz 
außerhalb des Geltungsbereiches dieses Gesetzes 

§ 62 

(1) Die nach § 3 der Fünfunddreißigsten Durchfüh- 
rungsverordnung zum Umstellungsgesetz als ver- 
lagert anerkannten Geldinstitute, di^ aus Schuld- 
verschreibungen in Anspruch genommen werden 
können, für welche die Voraussetzungen für eine 
Bereinigung nicht gegeben sind, haben bei der 
Kammer für Wertpapierbereinigung für die aus- 
gegebenen Schuldverschreibungsarten die Feststel- 
lung zu beantragen, daß die Voraussetzungen für die 
Bereinigung nach den Vorschriften dieses Abschnittes 
gegeben sind. 

(2) In dem Anträge sind, soweit möglich, Gesamt- 
betrag, Stückelung, Ausgabe] ahr, Buchstaben- und 
Serienbezeichnung und sonstige Merkmale für jede 
einzelne Wertpapierart anzugeben. Können die An- 


gaben nicht vollständig gemacht werden, so ent- 
scheidet die Kammer für Wertpapierbereinigung zu- 
gleich über eine notwendige Zusammenfassung meh- 
rerer oder aller Wertpapierarten. 

(3) Die örtliche Zuständigkeit der Kammer für 
Wertpapierbereinigung wird durch den Sitz des 
Geldinstitutes nach § 2 der Fünfunddreißigsten 
Durchführungsverordnung zum Umstellungsgesetz 
bestimmt. 

§ 63 

Für die Durchführung des Bereinigungsverfahrens 
gelten in den Fällen des § 62 die Vorschriften des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes, des Gesetzes zur 
Minderung und Ergänzung des Wertpapierbereini- 
gungsgesetzes und dieses Gesetzes sinngemäß, so- 
weit sich nicht aus diesem Abschnitt etwas anderes 
ergibt. 

§ 64 

(1) Vom Tage der Bekanntmachung der rechts- 
kräftigen Feststellung durch die Kammer für Wert- 
papierbereinigung an dürfen Lieferbarkeitsbescheini- 
gungen nicht mehr ausgestellt werden. 

(2) Schuldverschreibungen, für die keine Liefer- 
barkeitsbescheinigungen ausgestellt sind, gelten im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes als kraftlos. 

(3) Der Betrag der Sammelurkunde bestimmt sich 
nach der Summe der rechtskräftig anerkannten 
Rechte. 

§ 65 

(1) Die Anmeldung einer Schuldverschreibung 
nach § 5 der Fünfunddreißigsten Durchführungs- 
verordnung zum Umstellungsgesetz gilt als Anmel- 
dung zu diesem Verfahren, sofern für das Stück eine 
Lieferbarkeitsbescheinigung nicht ausgestellt ist. Die 
Pflicht des Anmelders, die Anmeldung zu ergänzen, 
bleibt unberührt. 

(2) Befindet sich die Schuldverschreibung im Be- 
sitz des Anmelders, so ist sie der Prüfstelle einzu- 
reichen. 

§ 66 

Auf den Beweis der Rechte ist § 21 des Wert- 
papierbereinigungsgesetzes mit der Maßgabe anzu- 
wenden, daß an die Stelle des Inkrafttretens des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes das Inkrafttreten 
dieses Gesetzes tritt. 

§ 67 

Anmeldungen sind außer in den Fällen des § 24 
Abs. 2 Nr. 1 bis 3 des Wertpapierbereinigungs- 
gesetzes unzulässig, soweit das verlagerte Geld- 
institut wegen der Verbindlichkeiten aus den ange- 
meldeten Wertpapieren nicht in Anspruch genom- 
men werden kann. 

§ 68 

Im Anerkennungsbescheid ist festzustellen, ob für 
das anerkannte Recht die Voraussetzungen des § 6 
Abs. 1 Nr. 2 oder des § 6 Abs. 1 Nr. 3 der Fünfund- 
dreißigsten Durchführungsverordnung zum Umstel- 
lungsgesetz gegeben sind. 

§ 69 

Die im Prüfungsverfahren anerkannten Anmelder 
haben keinen Anspruch auf Auslieferung neuer 
Einzelurkunden. 
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ABSCHNITT VII 

Sdilußvorsdiriften 

§ 70 

(1) Soweit dieses Gesetz auf das Wertpapier- 
bereinigungsgesetz und das Gesetz zur Änderung 
und Ergänzung des Wertpapierbereinigungsgesetzes 
Bezug nimmt, sind darunter je nach dem Geltungs- 
bereich das Gesetz zur Bereinigung des Wertpapier- 
wesens vom 19. August 1949 (WiGBL S. 295) oder 
das entsprechende Gesetz des Landes Berlin vom 
26. September 1949 (Verordnungsbl. für Groß-Berlin I 
S. 346) und das Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
des Wertpapierbereinigungsgesetzes vom 29. März 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 211) oder das gleiche Ge- 
setz des Landes Berlin vom 12. Juli 1951 (Gesetz- und 
Verordnungsbl. für Berlin S. 530) zu verstehen. 


(2) Ein Aussteller hat im Sinne dieses Gesetzes 
seinen Sitz in Berlin (West), wenn er seinen Sitz 
in Berlin hat und sich die Geschäftsleitung im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes befindet. 


§ 71 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Gesetzes über die Stellung des Landes Berlin im 
Finanzsystem des Bundes (Drittes Überleitungs- 
gesetz) vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch in Berlin (West). 

§ 72 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des auf die 
Verkündung folgendes Monats in Kraft. 
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Begründung 

zum Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Wertpapierbereinigungsgesetzes 


Während sich die Wertpapierbereinigung der Aktien 
durchweg reibungslos vollzogen hat, so daß mit ihrem 
baldigen Abschluß gerechnet werden darf, ist der Stand 
des Verfahrens bei den Schuldverschreibungen wesentlich 
ungünstiger. Der Hauptgrund für diese Entwicklung ist, 
daß das Wertpapierbereinigungsgesetz vom 19. August 
1949 (WiGBl. S. 295) — WBG — das Bereinigungsver- 
fahren für die Schuldverschreibungen nicht abschließend 
geregelt hat, sondern einige wesentliche Vorschriften 
einem späteren Gesetz hatte Vorbehalten müssen. Der 
Entwurf hat vor allem die Aufgabe, diese fehlenden Be- 
stimmungen nachzuholen und damit eine Lücke zu schlie- 
ßen, deren Beseitigung von ausschlaggebender Bedeutung 
für die Weiterführung und erfolgreiche Beendigung der 
Wertpapierbereinigung ist. Außerdem bringt er einige 
Änderungen und Ergänzungen des Wertpapierbereini- 
gungsgesetzes, die sich bei dessen Vollzug als notwendig 
oder zweckmäßig erwiesen haben. 

Im einzelnen enthält der Entwurf; 

1. die in § 42 Abs. 3 WBG vorbehaltenen Vorschriften 
für die Fortführung des Bereinigungsverfahrens bei 
gesamtfälligen oder teilweise fälligen Wertpapier- 
arten (Abschnitt J); 

2. die in § 44 Abs. 2 WBG vorbehaltene Regelung hin- 
sichtlich der Zinsen und Gewinnanteile, die vor dem 
Inkrafttreten des Wertpapierbereinigungsgesetzes 
fällig geworden sind (Abschnitt II); 

3. Vorschriften über die Ausstellung von Einzelurkun- 
den für Schuldverschreibungen und Genußscheine, 
die an die Stelle der nach dem Wertpapierbereini- 
gungsgesetz kraftlos gewordenen Wertpapiere oder 
an die Stelle in Kraft gebliebener, aber durch die 
Währungsumstellung betroffener Papiere treten sol- 
len (Abschnitt III); 

4. Vorschriften über die Wiederaufnahme von Teil- 
kündigungen und Verlosungen, die in § 43 WBG vor- 
übergehend bis zu einer anderweiten gesetzlichen 
Regelung für unzulässig erklärt worden sind (Ab- 
schnitt IV) ; 

5. Ergänzungen und Änderungen zu einzelnen Ab- 
schnitten des Wertpapierbereinigungsgesetzes (Ab- 
schnitt V), insbesondere Vorschriften über den An- 
wendungsbereich des Wertpapierbereinigungsge- 
setzes (§ 37), die Anmeldung und Behandlung von 
Rechten mit ungenauer Bezeidmung der Wertpapier- 
art und von Zusatzinhaberaktien (§§ 40 bis 42 und 
47), die Unzulässigkeit der Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand bei Versäumung der Rechtsmittel- 
fristen (§ 46) und über die Durchführung der Bereini- 
gung von Kuxen (§§ 58 bis 61); 

6. Vorschriften über die Bereinigung von Wertpapieren, 
die von verlagerten Geldinstituten (§ 1 der Fünfund- 
dreißigsten Durchführungsverordnung zum Umstel- 
lungsgesetz) mit Sitz außerhalb des Bundesgebietes 
und von Berlin ausgestellt sind und die deshalb nach 
dem bisherigen Recht der Bereinigung nicht unter- 
liegen (Abschnitt VI). 

Zu Abschnitt I — Fällige Wertpapiere — : 

Das Wertpapierbereinigungsgesetz sieht grundsätzlich 
vor, daß an die Stelle der kraftlos gewordenen Wert- 
papiere eine neu auszustellende Sammelurkunde tritt und 
für die anerkannten Rechte in entsprechender Höhe eine 
Gutschrift auf Sammeldepotkonto erteilt wird. Demgegen- 
über bestimmt § 42 Abs. 1 WBG, daß an Stelle fällig ge- 
wordener oder innerhalb einer bestimmten Frist fällig 
werdender Wertpapiere keine Sammelurkunde auszufer- 
tigen ist und Gutschriften auf Sammeldepotkonto bei teil- 
älligen Wertpapierarten auch für die anerkannten Rechte 
zunächst nicht vorgenommen werden, die sich auf ein 
nicht fälliges Wertpapier beziehen. Das Bereinigungsver- 
fahren für gesamtfällige oder teilfällige Wertpapierarten 
kann daher nur bis zur Erteilung des Anerkennungs- 


bescheides durchgeführt werden. Die zum Abschluß der 
Bereinigung erforderlichen weiteren Bestimmungen sind 
nach § 42 Abs. 3 WBG späterer gesetzlictier Regelung 
Vorbehalten. Dabei sind folgende Umstände zu berück- 
sichtigen; 

1. Bei teilfälligen Wertpapierarten läßt sich häufig nicht 
feststellen, ob sich die Anmeldung auf ein fälliges 
oder ein nicht fälliges Wertpapier bezieht, weil der 
Anmelder infolge Verlustes seiner Unterlagen durch 
Kriegs- oder Nachkriegsereignisse nicht mehr in der 
Lage ist, die Stücknummern der kraftlos gewordenen 
Wertpapiere anzugeben, oder weil sich die angemel- 
deten Stücke zuletzt in Sammelverwahrung (§§ 5 
bis 8 Depotgesetz) befunden haben. 

2. Verschiedene Aussteller haben dgn Gegenwert der 
vor der Währungsreform zur Rückzahlung fällig ge- 
wordenen, aber nicht zur Einlösung vorgelegten 
Stücke bei einer amtlichen Hinterlegungsstelle hin- 
terlegt oder, soweit dies nach den Anleihebedingun- 
gen zulässig war, bei einem Kreditinstitut eingezahlt. 
Durch diese Zahlungen wurden die Aussteller nach 
§§ 372, 378 BGB oder den Anleihebedingungen von 
ihren Verbindlichkeiten befreit oder sie erlangten 
die Berechtigung, die Gläubiger auf die hinterlegten 
Beträge zu verweisen. Namentlich aus den zu 1 an- 
geführten Gründen ist es oft nicht oder nur mit er- 
heblichen Schwierigkeiten möglich, festzustellen, ob 
diese Rechtsfolgen für ein bestimmtes im Wertpapier- 
bereinigungsverfahren geltend gemachtes Recht be- 
reits eingetreten sind. 

3. Fällig gewordene sammelverwahrte Wertpapiere 
sind von einigen Abteilungen der Deutschen Reichs- 
bank als Wertpapiersammelbank (Bekanntmachung 
vom 30. Januar 1943, RGBl. I S. 84) auch nach dem 
Zusammenbruch zur Einlösung vorgelegt worden, 
ohne daß den Kontoinhabern der Wertpapiersammel- 
bank vorher bestimmte Stücknummeri% zugeteilt 
worden wären, wie es sonst in derartigen Fällen 
üblich und notwendig ist. Die Aussteller haben die 
vorgelegten Stücke eingelöst. Da die Weiterleitung 
des Einlösungsbetrages wegen der unterbliebenen 
Stücknummernzuteilung unmöglich war, wurden die 
Beträge bei der zuständigen Abteilung der Wert- 
papiersammelbank bis auf weiteres asserviert. Der 
Sammelbestand setzte sich also seitdem aus den rest- 
lichen Wertpapieren und den asservierten Beträgen 
zusammen, ohne daß diese Beträge bestimmten Be- 
rechtigten hätten zugeteilt werden können. Die Mit- 
eigentümer am Sammelbestand haben im allgemei- 
nen ohne Rücksicht auf die ihnen unbekannt ge- 
bliebene Einlösung ihre Rechte zur Wertpapier- 
bereinigung angemeldet. Ihr Anspruch mußte, wenn 
die übrigen Voraussetzungen gegeben waren, aner- 
kannt werden. 

4. Ähnliche Schwierigkeiten ergeben sich in den Fällen, 
in denen Kreditinstitute als Drittverwahrer fällige 
Wertpapiere zur Einlösung vorgelegt haben, den 
vom Aussteller gezahlten Einlösungsbetrag den Be- 
rechtigten aber infolge der Kriegs- und Nachkriegs- 
ereignisse nicht mehr zuleiten konnten. Auch hier 
sind die bereits eingelösten Wertpapiere in aller 
Regel in Unkenntnis der Einlösung zur Bereinigung 
angemeldet worden. 

5. Die Umstellung der Währung hat sich auf die ein- 
zelnen Schuldverhältnisse unterschiedlich ausge- 
wirkt. Soweit der Aussteller die Papiere nicht ein- 
gelöst hat, ist er nunmehr zur Zahlung in Deutscher 
Mark verpflichtet, und zwar in der Regel im gesetz- 
lichen Umstellungsverhältnis 10 : 1 (vgl. §§ 13 Abs. 3, 
16 Abs. 1, 22 des Dritten Gesetzes zur Neuordnung 
des Geldwesens — Umstellungsgesetz — , veröffent- 
licht in den „Mitteilungen der Bank deutscher Län- 
der" 1. Jahrgang Nr. 5; Artikel 14, 20 der Zweiten 
Verordnung zur Neuordnung des Geldv/esens — Um- 
stellungsverordnung — , VOBl. für Groß-Berlin 1948 
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S. 374). Dagegen sind die gemäß den Nummern 2 
bis 4 gezahlten Beträge verschieden umgestellt wor- 
den, je nach dem, wo sie am Währungsstichtag gut- 
geschrieben waren und welcher Gruppe im Sinne des 
Umstellungsrechts ein etwaiges Altgeltguthaben zu- 
zurechnen ist. Während die Altgeldguthaben der 
Gruppe I (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 a des Umstellungsgesetzes) 
im Bundesgebiet im Verhältnis 100 : 6,5 umgewandelt 
sind, ist in Berlin (West), soweit eine Umstellung 
überhaupt bereits stattgefunden hat, im allgemeinen 
von einem Umstellungsverhältnis 100 : 5 auszugehen. 
Hinterlegungsgelder sind im Bundesgebiet nach der 
Zweiten Durchführungsverordnung zum Festkonto- 
gesetz (veröffentlicht in den „Mitteilungen der Bank 
deutscher Länder“ 2. Jahrgang Folge 1) ebenfalls im 
Verhältnis 100:6,5 auf Deutsche Mark umgestellt, 
während die bei einer amtlichen Hinterlegungsstelle 
in Berlin hinterlegten Beträge bisher noch nicht in 
Deutsche Mark umgestellt sind. Die Altgeldguthaben 
der Geldinstitute i m Bundesgebiet sind erloschen 
(Gruppe II, § 1 Abs. 1 Nr. 1 b, § 2 Abs. 2 des Umstel- 
lungsgesetzes). In Berlin (West) sind dagegen die 
Altgeldguthäben der Geldinstitute, soweit sie nach 
dem 8. Mai 1945 entstanden sind, im Verhältnis 10 : 1 
auf Deutsche Mark umgestellt; für die Reichsmark- 
Altgeldguthaben aus der Zeit vor dem 9. Mai 1945 
steht die Regelung insoweit noch aus (Artikel 2 
Nr. 4, 8, Artikel 16 Nr. 38 der Umstellungsverordnung 
und Durchführungsbestimmung Nr. 19 zur Zweiten 
Verordnung zur Neuordnung des Geldwesens * — Ur- 
al tkonten-Bestimmung — , VOBl. für Groß-Berlin 1949 
S. 509), Auch Guthaben in der sowjetisch besetzten 
Zone sind, mindestens im praktischen Ergebnis, als 
verloren zu betrachten. 

Wenn die Verwirrung im Wertpapierwesen nicht ein- 
getreten wäre, stände in allen diesen Fällen dem einzelnen 
Gläubiger eines fälligen Wertpapiers jeweils nur der Be- 
trag zu, der gerade für sein Wertpapier gezahlt oder 
hinterlegt worden ist oder der vom Aussteller noch zu 
zahlen ist. Könnte und sollte die Bereinigung der fälligen 
Wertpapierarten auf die Wiederherstellung dieser Rechts- 
lage beschränkt werden, so müßte ein Verfahren geschaf- 
fen werden, das die Verbindung zwischen dem einzelnen 
Anmelder- und dem gerade ihm zustehenden Betrag 
wiederherstellt. Der Versuch, ein solches Verfahren zu 
entwickeln, ist gemacht worden; alle Lösungen haben sich 
jedoch als praktisch undurchführbar erwiesen. Die oben 
zu Nr. 2 bis 5 angedeuteten Tatbestände würden dazu 
zwingen, in zum Teil äußerst langwierigen Ermittlungen 
festzustellen, welches Schicksal das einzelne Recht gehabt 
hat. Wie schon erwähnt, ist es aber vielfach gar nicht 
möglich, eindeutige Feststellungen hierüber zu treffen. 
Für diese Fälle müßte daher eine Sonderregelung gefun- 
den werden, die wohl nur darin bestehen könnte, daß der 
durch Gutschriften nicht belegte Betrag der Sammel- 
urkunde und die nicht beanspruchten Zahlungen zur 
gleichmäßigen Bedienung der anerkannten, aber nicht 
nummernmäßig festgestellten Rechte herangezogen wür- 
den. Dies würde aber bedeuten, daß zuvor über alle 
übrigen Rechte entschieden worden sein müßte, da sich 
erst dann, also erst nach Abschluß aller schwebenden 
Prüfungsverfahren feststellen ließe, welche Rechte für die 
Sonderregelung in Betracht kämen und welche Beträge 
für sie zur Verfügung ständen. Das würde zu einer nahezu 
unerträglichen Verzögerung des Verfahrens führen. 

Die unterschiedliche Behandlung der einzelnen Rechte, 
die sich dabei ergäbe, wäre auch für den Wertpapierver- 
kehr, der zur Zeit die Rechte gleichmäßig bewertet und 
sie auch kaum unterschiedlich bewerten kann, von äußerst 
mißlichen Folgen. Sie würde vermutlich zu einer starken 
Minderbewertung der betreffenden Zuteilungsrechte füh- 
ren, wenn sie nicht ihre Handelbarkeit überhaupt gänz- 
lich unmöglich machen würde. Ganz abgesehen hiervon 
würde sich eine weitere erhebliche Verzögerung der Be- 
reinigung ungünstig auf den Kapitalmarkt auswirken 
müssen, wobei gerade die ohnedies durch die Währungs- 
umsteilung besonders schwer getroffene Masse der kleinen 
und mittleren Wertpapiersparer erneut benachteiligt 
werden würde. Schließlich wäre ein verwickeltes und 
langwieriges Verfahren auch unwirtschaftlich und daher 
vom Standpunkt der mit dem Vollzug des Wejtpapier- 
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bereinigungsgesetzes befaßten Stellen aus unerwünscht. 
Jede Verlängerung der Bereinigung verursacht weitere 
erhebliche Unkosten und andere Belastungen. 

Der Entwurf schlägt deshalb eine Lösung vor, die einer- 
seits die schnelle und gleichmäßige Bedienung aller Rechte 
ermöglicht, andererseits aber auch zusätzliche Verpflich- 
tungen des Ausstellers vermeidet oder ausgleicht. Er geht 
dabei von der Überlegung aus, daß erfahrungsgemäß bei 
der Tilgung jeder Anleihe ein gewisser „Bodensatz“ da- 
durch verbleibt, daß sich eine größere Zahl von Gläubigern 
nicht meldet und ihre Ansprüche endgültig verfallen. Es 
erscheint gerechtfertigt, diesen „Bodensatz" heranzuziehen, 
Um mit seiner Hilfe die Schwierigkeiten zu beheben, die 
sich andernfalls ergeben und eine abschließende Bereini- 
gung für gewisse Wertpapierarten überhaupt in Frage 
stellen würden. 

Nach dem Entwurf werden alle anerkannten fälligen 
Rechte ohne Rücksicht auf etwaige Zahlungen der Aussteller 
als noch nicht eingelöst angesehen, so daß der Aussteller die 
Ansprüche aus ihnen in der Regel im Verhältnis 10: 1 auf 
Deutsche Mark umgestellt, in voller Höhe zu bezahlen hat 
(§§ 1, 2 Abs. 1 Nr. 1). Zum Ausgleich werden dem Aus- 
steller bereits früher an Hinterlegungs- oder Einlösungs- 
stellen gezahlte Beträge, soweit sie im Bundesgebiet und 
in Berlin (West) noda vorhanden sind, mit Wirkung vom 
Tage der Zahlung an wieder zur Verfügung gestellt (§ 8). 
Mit Rücksicht darauf, daß der Aussteller für die aner- 
kannten fälligen Rechte hiernach im allgemeinen im Ver- 
hältnis 10 : 1 Zahlungen leistet, seine früheren Zahlungen 
aber nur im Verhältnis 100 ; 6,5 (im Bundesgebiet) oder 
100 : 5 (in Berlin) oder garnicht (in der sowjetischen Be- 
satzungszone und in den deutschen Ostgebieten unter 
fremder Verwaltung) zurückerhält, ergibt sich ein Unter- 
schied zu seinen Lasten, der in erster Linie dadurch aus- 
geglichen werden soll, daß die spätere Inanspruchnahme 
des Ausstellers wegen der im Wertpapierbereinigungs- 
verfahren nicht angemeldeten und anerkannten Rechte 
grundsätzlich in Höhe der Beträge gemindert wird, um 
den seine nochmaligen Zahlungen die Rückflüsse über- 
steigen (§ 10 Abs. 2 Nr. 1, 2, § 11). Es ist anzunehmen, daß 
der „Bodensatz", der sich bei den einzelnen Wertpapier- 
arten ergibt, in den meisten Fällen ausreichen wird, diese 
Verrechnung zu ermöglichen. Soweit das nicht möglich 
ist, etwa weil in der betreffenden Wertpapierart nur ein 
geringfügiger „Bodensatz" verbleibt oder ausnahmsweise 
eine Überanmeldung vorliegt, wird dem Aussteller ein 
Entschädigungsanspruch gegen den Bund gewährt, der im 
einzelnen im Rahmen des in § 38 Abs. 2 WBG vorgesehe- 
nen späteren Gesetzes geregelt werden soll. Auch dieser 
Entschädigungsanspruch soll in erster Linie zu Lasten des 
„Bodensatzes" gehen. Wenn nämlich bei der einzelnen 
Wertpapierart der Ausgleich nicht möglich sein sollte, 
wird er sich durch Inanspruchnahme entweder anderer 
Emissionen desselben Ausstellers oder notfalls von Emis- 
sionen anderer Aussteller herbeiführen lassen, ohne daß 
mit einer Heranziehung öffentlicher Mittel oder mit einer 
Benachteiligung Dritter gerechnet werden müßte. Nach 
durchgeführten Ermittlungen ist damit zu rechnen, daß die 
vorgesehene Entschädigung der Aussteller die „Boden- 
sätze" nicht erschöpfen wird. 

Im einzelnen enthält Unterabschnitt 1 des Abschnitts I 
die Vorschriften über die abschließende Regelung der Be- 
reinigungsverfahren für gesamt- und teilfällige Wert- 
papierarten, also die Bestimmungen, die in erster Linie 
für das Verhältnis zwischen den Gläubigem und dem 
Aussteller von Bedeutung sind. Unterabschnitt 2 behandelt 
die früheren Zahlungen des Ausstellers und bestimmt 
namentlich, daß und in welcher Weise diese Zahlungen 
dem Aussteller zurückzugewähren sind. Unterabschnitt 3 
trifft Vorschriften über die sogenannte „Schlußrechnung", 
welche die Grundlage für die Berechnung eines etwaigen 
Entschädigunganspruches des Ausstellers bildet; in ihm 
sind ferner die grundlegenden Vorschriften über den Aus- 
gleich für etwaige Mehrzahlungen des Ausstellers vor- 
gesehen. 

Zu den einzelnen Vorschriften wird folgendes bemerkt: 

Zu § 1: 

§ 1 enthält die zur Weiterführung des Bereinigungsver- 
fahrens notwendigen Bestimmungen für die Wertpapier- 
arten, die im Sinne des § 42 Abs. 1 Satz 1 WBG gesamt- 
fällig sind. 
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Absatz 1 stellt klar, daß der Aussteller jedes anerkannte 
Recht ohne Rücksicht auf etwaige Überanmeldungen oder 
frühere Erfüllungshandlungen aus der Zeit vor dem Kraft- 
loswerden der Wertpapiere in voller Höhe des umgestell- 
ten Nennbetrages zu bedienen hat. Wegen der Gründe 
für diese Regelung wird auf die allgemeinen Ausführungen 
zum Abschnitt I verwiesen. 

Im übrigen bestimmt § 1, in welcher Art und Weise der 
Aussteller seine Zahlungen zu leisten hat. Während bei 
nicht fälligen Wertpapierarten die anerkannten Rechte 
auf Sammeldepotkonto gutgeschrieben und damit neu ver- 
brieft werden, wird bei gesamtfälligen Wertpapierarten 
eine Sammelurkunde nicht ausgefertigt (§ 42 Abs. 1 Satz 1 
WBG). Die anerkannten Rechte werden nicht gutgeschrie- 
ben und neue Einzelurkunden werden für sie nicht aus- 
gestellt, da es unwirtschaftlich wäre, neue Urkunden^aus- 
zugeben, die vom Aussteller alsbald wieder eingelöst 
werden müßten. Das Bereinigungsverfahren endet bei 
diesen Rechten also zunächst 'mit ihrer Anerkennung. Es 
muß geregelt werden, wie unter diesen Umständen der 
anerkannte, fällige, nicht mehr verbriefte Anspruch des 
Gläubigers zu erfüllen ist. Der Anerkennungsbescheid 
als solcher ist keine ausreichende Legitimation für die 
Gläubiger. Er hat lediglich die Bedeutung einer Benach- 
richtigung, das anerkannte Recht ist in ihm nicht verbrieft, 
und es ist auch nicht angängig, die Geltendmachung dieses 
Rechts an den Besitz des Bescheides zu knüpfen. Der Aus- 
steller kennt die einzelnen Anmelder oder ihre Rechts- 
nachfolger sowie die Konten der Berechtigten, auf denen 
Zahlungen gutgeschrieben werden könnten, nicht. Dagegen 
stehen der Prüfstelle in Verbindung mit den Anmelde- 
stellen die erforderlichen Unterlagen zur Verfügung. Es 
erschien daher zweckmäßig, die Prüfstelle bei der Er- 
füllung der dem Aussteller obliegenden ZahlungsverpfliA- 
tungen einzusdialten, damit sie die vom Aussteller ein- 
gehenden Beträge auf Grund ihrer Unterlagen an die ein- 
zelnen Berechtigten weiterleiten kann (§ 1 Abs. 1). 

Die Ansprüche aus den bereits fällig gewordenen Rechten 
sollen sobald als möglich erfüllt werden, Absatz 2 be- 
stimmt daher, daß der Aussteller die Zahlungen jeweUs 
unverzüglich nach Eingang der Teilmeldungen der Prüf- 
stelle, über den Betrag der anerkannten Rechte zu leisten 
hat. 

§ 1 Abs. 1 gilt nur für die im Wertpapierbereinigungs- 
verfahren anerkannten Rechte. Rechte, die von der Wert- 
papierbereinigung nicht berührt worden sind, sind weiter- 
hin nach den Vorschriften des allgemeinen Rechts zu be- 
dienen, so namentlich Wertpapiere, die rechtzeitig mit 
einer Lieferbarkeitsbescheinigung versehen und daher 
in Kraft geblieben sind. Absatz 3 stellt diesen Rechten 
auch diejenigen gleich ,für die eine Lieferbarkeitsbescheini- 
gung nach § 48 WBG noch auszustellen ist. 

Zu § 2: 

Eür die Wertpapierarten, die nur zum Teil fällig ge- 
worden sind, bestimmt § 42 Abs. 1 Satz 2 WBG, daß nur 
wegen der nicht fälligen Stücke eine Sammelurkunde 
auszustellen ist und daß Gutschriften zunächst weder für 
fällige noch für nicht fällige Rechte vorgenommen werden. 
Bei diesen Wertpapierarten sind zu unterscheiden; 

a) Rechte, die sich auf ein fälliges Wertpapier beziehen, 

b) Rechte, die sich auf ein nicht fälliges Wertpapier be- 
ziehen, und 

c) Rechte, bei denen :nicht geklärt werden konnte, ob 
sie sich auf ein fälliges oder ein nicht fälliges Wert- 
papier beziehen {§ 42 Abs. 2 WBG). 

Für die als fällig festgestellten Rechte ist dieselbe Ab- 
wicklung wie bei den Rechten einer gesamtfälligen Wert- 
papierart geboten (§ 2 Abs. 1 Nr. 1). Insoweit wird auf die 
Begründung zu § 1 verwiesen. 

Die als nicht fällig festgestellten Rechte müssen grund- 
sätzlich ebenso behandelt werden wie die anerkannten 
Rechte einer nicht fälligen Wertpapierart, d. h. sie müssen 
wie diese auf Sammeldepotkonto gutgeschrieben werden. 
Da aber die fälligen Rechte in jedem Falle, also auch bei 
Überanmeldungen, in voller Höhe berücksichtigt werden, 
sieht der Entwurf zur Vermeidung einer untersdiiedlichen 
Behandlung von fälligen und nicht fälligen Rechten inner- 
halb derselben Wertpapierart vor, daß auch die nicht 
fälligen Rechte, die auf eine teilfällige Wertpapierart 
entfallen, stets in Höhe des vollen Nennbetrages Gut- 


schrift auf Sammeldepotkonto erhalten. Die Anwendung 
der eine Überanmeldung regelnden §§ 39 und 40 WBG ist 
deshalb ausgeschlossen (§ 2 Abs. 1 Nr. 2 Satz 1). 

Für die Behandlung der Rechte, bei denen nicht geklärt 
werden konnte, ob sie sich auf ein fälliges oder ein nicht 
fälliges Wertpapier beziehen, kommen folgende Mög- 
lichkeiten in Betracht: 

a) Die Rechte werden als fällige Rechte angesehen; 

b) sie werden nach einem bestimmten Schlüssel auf 
die Gruppe der fälligen und der nicht fälligen Rechte 
verteilt; 

c) sie werden als nicht fällige Rechte behandelt. 

Die Lösung zu a kann unter Umständen den vom Aus- 
steller bar zu zahlenden Betrag so beträchtlich erhöhen, 
daß mit Schwierigkeiten bei der Aufbringung der erforder- 
lichen Mittel gerechnet werden muß. Dies gilt namentlich 
für solche Schuldner, deren Deckungswerte ganz oder zum 
Teil in Ausgleichsforderungen bestehen. Die Lösung zu b 
würde äußerst zeitraubend sein, da Voraussetzung für 
ihre Durchführung die vorherige Entscheidung über die 
Anerkennung aller schwebenden Anmeldungen wäre. Die 
Vorschrift des §2 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 sieht deshalb vor, 
daß die hinsichtlich der Fälligkeit ungeklärt gebliebenen 
Rechte als nicht fällige Rechte behandelt werden. Sie 
werden daher ebenfalls nach §§ 36 bis 38 WBG gutge- 
schrieben. 

Die Rechte, bei denen nicht geklärt werden konnte, ob 
sie sich auf ein fälliges oder ein nicht fälliges Wertpapier 
beziehen, werden in Wirklichkeit mindestens zu einem ge- 
wissen Teil fällige Rechte sein. Infolgedessen muß damit 
gerechnet werden, daß die überden nicht fälligen Betrag der 
Emission ausgestellte Sammelurkunde nicht ausreicht, um 
alle anerkannten, nicht fälligen und zusätzlich auch die hin- 
sichtlich der Fälligkeit ungeklärt gebliebenen Rechte gut- 
schreiben zu können. Dies kann eine Erhöhung der 
Sammelurkunde notwendig machen. Deshalb bestimmt 
Absatz 2, daß die Sammelurkunde auf Ersuchen der Prüf- 
stelle vom Aussteller zu erhöhen ist, wenn die Summe der 
nach Absatz 1 gutzuschreibenden Rechte den Betrag der 
Sammelurkunde übersteigt. Da die Stücknummern für den 
erhöhten Betrag nicht feststellbar sind, ist insoweit die 
Vorschrift des §9 Abs. 2 WBG nicht anwendbar, nach der 
aus der Sammelurkunde die Nummern der Stücke ersicht- 
lich sein müssen, an deren Stelle die Sammelurkunde tritt. 
§tatt dessen soll aus einem vom Aussteller vorzuneh- 
menden Vermerk zur Sammelurkunde der Betrag ersicht- 
lich sein, um den die Sammelurkunde auf Grund des § 2 
Abs. 2 Satz 1 erhöht worden ist. 

Zu § 3: 

Bereits während des Wertpapierbereinigungsverfahrens 
haben einzelne Aussteller für anerkannte fällige Rechte 
Zahlung geleistet, neue, nicht fällige Schuldverschreibun- 
gen ausgehändigt oder sonstige Leistungen erbracht. So- 
weit Anmelder in dieser Weise bereits abgefunden worden 
sind, soll es dabei sein Bewenden haben. Das Verfahren 
nach §§1,2 ist daher grundsätzlich nur für die Anmelder 
durchzuführen und Zahlungen sind nur an die Anmelder 
zu leisten, die noch nidit abgefunden sind. Im übrigen 
entfällt die Zahlungsverpflichtung des Ausstellers. Da der 
Prüfstelle nicht notwendig bekannt ist, welche Rechte be- 
reits abgefunden sind, sie dies aber wissen muß, um die 
Zahlungen der Aussteller an die richtigen Berechtigten 
und nur an diese weiterleiten zu können, muß der Aus- 
steller der Prüfstelle die anerkannten Rechte bezeichnen, 
für die er bereits rechtswirksam eine Leistung erbracht 
hat, wenn diese Leistung bei den Zahlungen gemäß 
§§ 1, 2 Abs. 1 Nr. 1 berücksichtigt werden soll (Absatz 1). 
Vereinbarungen, die der Aussteller über seine Leistungs- 
verpflichtung getroffen hat, müssen in gleicher Weise wie 
Leistungen selbst berücksichtigt werden (Absatz 2), Ab- 
satz 3 stellt klar, daß durch die in Absatz 1 und 2 getroffene 
Regelung in. die materielle Rechtsstellung des Anmelders 
nicht eingegriffen werden soll. 

Führt der Aussteller den Nachweis nicht oder nicht 
fristgerecht, so muß er ohne Rücksicht auf etwaige Leistun- 
gen oder Vereinbarungen seinen Verplichtungen aus §§ 1, 
2 nachkommen. Seine Rechtsstellung soll dadurch aber 
nicht endgültig verschlechtert, die des Anmelders nicht 
ungerechtfertigt verbessert werden. Der Anmelder, der 
nach Absatz 1 oder 2 keine Leistungen zu erhalten hätte, 
muß deshalb das trotzdem Empfangene dem Aussteller 
zurückgewähren (Absatz 4 Satz 2). 
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Die Gerichte haben verschiedentlich Anmeldungen 
fälliger Wertpapiere auch dann anerkannt, wenn der An- 
melder den Gegenwert bereits erhalten hatte, das Eigen- 
tum an dem Wertpapier aber aus irgendwelchen Gründen 
ihm verblieben war. In diesen Fällen würde der Anmelder 
die ihm zustehende Leistung zweimal erhalten. Deshalb 
muß dem Aussteller trotz der bindenden Wirkung der Ent- 
scheidung im Prüfungsverfahren gemäß § 60 Abs. 2 WBG 
ein Anspruch auf Rückgewähr des zuviel Geleisteten nach 
den Grundsätzen der ungerechtfertigten Bereicherung ge- 
währt werden. 'Diesen Anspruch sieht Absatz 4 letzter 
Satz vor. 

Unter den Rechten, die der Aussteller abgefunden hat, 
können sich auch solche anerkannten Rechte befinden, 
bei denen nicht geklärt werden konnte, ob sie sich auf 
ein fälliges oder ein nicht fälliges Wertpapier beziehen, 
die also nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 Gutschrift erhalten 
müssen. Deshalb bestimmt § 3 Abs. 1 letzter Halbsatz, 
daß insoweit eine etwaige Gutschrift auf Sammeldepot- 
konto dem Aussteller selbst zu erteilen ist. 

Zu § 4: 

Die Vorschrift stellt klar, daß die §§1,2 insoweit nicht 
anzuwenden sind, als die Leistungspflicht des Ausstellers 
auf Grund besonderer Vorschriften ausgeschlossen oder 
beschränkt ist. So bleiben z. B. die Vorschriften der Fünf- 
unddreißigsten Durchführungsverordnung zürn Umstel- 
lungsgesetz (Verordnung über Geldinstitute mit Sitz oder 
Niederlassung außerhalb des Währungsgebietes, ver- 
öffentlicht in den „Mitteilungen der Bank deutscher Län- 
der" 1949 S. 586) unberührt, nach denen als verlagert 
anerkannte Geldinstitute aus den von ihnen ausgegebe- 
nen Schuldverschreibungen im Bundesgebiet nur unter 
den Voraussetzungen des § 6 Abs. 1 Ziff. 2 und 3 der ge- 
nannten Verordnung in Anspruch genommen werden 
können. Auch die für Berlin geltende Regelung, 
nach der die dortigen ruhenden Kreditinstitute ihre Ver- 
bindlichkeiten zur Zeit grundsätzlich nicht erfüllen dürfen, 
ist weiterhin zu beachten. 

Zu Unterabschnitt 2 — Rückzahlung von Einlösungs- 
beträgen — : 

Der Aussteller soll, wie in der allgemeinen Begründung 
zu Abschnitt I ausgeführt ist, die Beträge zurückerhalten, 
die er bereits früher auf fällige Wertpapiere gezahlt hat, 
die den Berechtigten aber weder ausgezahlt noch gutge- 
schrieben worden sind. In vielen Fällen ist die Geltend- 
machung des Rückzahlungsanspruchs dadurch erschwert, 
daß der Aussteller nicht feststellcn kann, wo die geleiste- 
ten Beträge geblieben sind. Durch das in §§ 5 bis 7 ge- 
regelte besondere Verfahren sollen diese Schwierigkeiten, 
soweit möglich, behoben werden. Die Vorschriften sehen 
namentlich vor, daß die in Betracht kommenden Beträge 
erfaßt und sodann zur Abwicklung der Anleiheverbind- , 
lichkeiten verwendet werden sollen. 

Bei den Zahlungen des Ausstellers sind vor allem fol- 
gende Fälle zu unterscheiden: 

1. Hinterlegungen bei einer amtlichen Hinterlegungs- 
stelle; 

2. Einlösungen von Wertpapieren, die dem Aussteller 
von der Deutschen Reichsbank — Wertpapiersammel- 
bank — oder einem Kreditinstitut vorgelegt wurden; 

3. sogenannte „Dotationen", die insbesondere bei In- 
dustrieschuldnern üblich waren. Bei ihnen hat der 
Aussteller den zur Einlösung der fälligen Schuld- 
verschreibungen erforderlichen Betrag bei einer oder 
mehreren Banken auf ein Anleiheeinlösungskonto 
eingezahlt und die Banken beauftragt, die vorge- 
legten Wertpapiere zu Lasten dieses Kontos cinzu- 
lösen. 

Inwieweit diese Zahlungen nach diesem Gesetz dem Aus- 
steller zurückzugewähren sind, ist in §§ 8, 9 geregelt. 

Zu § 5: 

In aller Regel weiß der Aussteller, bei welcher amtlichen 
Hinterlegungsstelle er Beträge zur Einlösung fälliger Wert- 
papiere hinterlegt hat und welcher Betrag noch hinterlegt 
ist. Deshalb verpflichtet § 5 ihn, die erforderlichen Angaben 
zu machen und damit der Prüfstelle Unterlagen für das 
weitere Verfahren zu beschaffen. 


Zu § 6: 

Bei Zahlungen an Kreditinstitute, an die Deutsche 
Reichsbank — Wertpapiersammelbank — und die Kon- 
versionskasse für deutsche Auslandsschulden wird der 
Aussteller durchweg angeben können, welche Zahlungen 
er geleistet hat. Er kann aber im allgemeinen nicht wissen, 
ob und in welcher Weise seine Zahlungen weitergeleitet 
worden sind und welche Beträge die Endberechtigten nicht 
erreicht haben und daher für die Rückgewähr an ihn noch 
zur Verfügung stehen. Diese Feststellung können nur die 
Stellen treffen, an welche die Zahlungen des Ausstellers 
gelangt sind. Deshalb sollen sie gehalten sein, die bei 
ihnen verbliebenen Beträge der Prüfstelle mitzuteilen. Die 
ausdrückliche Erwähnung der Konversionskasse für 
deutsche Auslandsschulden ist notwendig, weil einige 
Aussteller auch an sie Zahlungen mit befreiender Wirkung 
geleistet haben (siehe das Gesetz zur Regelung von Kapi- 
talfälligkeiten gegenüber dem Ausland vom 27. Mai 1937,- 
RGBl. I S. 600), und es zweifelhaft sein kann, ob die Kon- 
versionskasse ein Kreditinstitut im eigentliche Sinne ist. 

Absatz 2 bestimmt, welche Einlösungsbeträge als „ver- 
blieben" im Sinne des Absatzes 1 anzusehen sind. Das ist 
grundsätzlich nur dann der Fall, wenn sie den unmittel- 
bar Berechtigten, also in aller Regel den Eigentümern der 
kraftlos gewordenen Stücke, weder ausgezahlt noch gut- 
geschrieben worden sind. Um eine unbillige Schädigung 
solcher Gläubiger auszuschließen, deren Anmeldung im 
Hinblick auf die Tilgung oder Einlösung des Wertpapiers 
abgelehnt oder zurückgenommen worden ist, die aber 
auch den auf das Wertpapier entfallenden Einlösungs- 
betrag nicht erhalten (§ 6 Abs. 2, § 8), werden die Anmel- 
dungen dieser Gläubiger nach § 45 Abs. 2 von Amts wegen 
wieder aufgenommen. 

Vielfach sind Beträge nach Einlösung bestimmter fälliger 
Stücke von einem westdeutschen oder Berliner Kredit- 
institut einem Kreditinstitut außerhalb des Bundesgebiets 
und von Berlin zwar noch gutgeschrieben worden, die Gut- 
schriftanzeige ist aber infolge der Kriegs- und Nachkriegs- 
ereignisse nicht mehr abgesandt worden oder sie ist als 
unbestellbar zurückgelangt. Die Gläubiger, denen der 
ihnen zustehende Einlösungsbetrag nicht zugegangen ist, 
werden in der Regel ihre Rechte zur Wertpapierbereini- 
gung in Unkenntnis der Einlösung angemeldet haben. Da 
eine Aufklärung im allgemeinen nicht möglich ist, ist mit 
der Anerkennung dieser Rechte zu rechnen. Zum Aus- 
gleich sollen auch diese Einlösungsbeträge als „verblieben" 
behandelt und in das Verfahren einbezogen werden. Das- 
selbe gilt für den Fall, daß die Gutschriftanzeige das In- 
stitut, für das sie bestimmt war, offensichtlich nicht mehr 
erreicht hat. Im übrigen muß, soweit die Gutschriftanzeige 
an ein Kreditinstitut abgesandt worden und nicht zurück- 
gelangt ist, davon ausgegangen werden, daß der Gegen- 
wert dem Berechtigten im Überweisungsverkehr noch gut- 
gebracht worden ist. Die Möglichkeit, daß tatsächlich^ der 
Gegenwert den unmittelbar Berechtigten nicht mehr er- 
reicht hat, ist zwar nicht ausgeschlossen, die Aufklärung 
der Einzelheiten ist im Bereinigungsverfahren aber kaum 
möglich. 

Zweigniederlassungen eines Kreditinstitutes sind so- 
wohl untereinander als auch im Verhältnis zur Haupt- 
niederlassung keine selbständigen Institute. Da aber bei- 
spielsweise auch eine Gutschriftanzeige einer Bank in 
Düsseldorf an eine Filiale derselben Bank in Magdeburg 
als unbestellbar zurückgelangt . sein kann, müssen die 
beiden Zweigniederlassungen für die Zwecke dieses Ver- 
fahrens als verschiedene Kreditinstitute angesehen wer- 
den. Nur dann können auch im Netz der Haupt- und 
Zweigniederlassungen verbliebene Einlösungsbeträge er- 
faßt werden (Absatz 2 letzter Satz). 

Nach Absatz 1 sind die Mitteilungen innerhalb von drei 
Monaten nach dem Inkrafttreten des Gesetzes zu machen. 
Bei den Wertpapierarten, bei denen der Stichtag (§ 6 Abs. 2 
WBG) noch nicht feststeht und erst später-festgesetzt wird, 
ist es grundsätzlich angebracht, die Frist erst sechs Monate 
nach dem Stichtag beginnen zu lassen, weil die Kredit- 
institute zunächst innerhalb von sechs Monaten seit dem 
Stichtag die in § 8 WBG näher umschriebenen Meldungen 
über die Ausstellung von Lieferbarkeitsbescheinigungen 
zu machen haben und eine gewisse Aufteilung der Arbei- 
ten geboten ist. Dieselben Erwägungen lassen es zweck- 
mäßig erscheinen, die Frist auch bei solchen Wertpapier- 
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arten an den Ablauf der Sechsmonatsfrist anzuschließen, 
deren Stichtag weniger als sechs Monate vor dem Inkraft- 
treten des Gesetzes liegt (Absatz 3). 

Zu § 7; 

Die hinterlegten oder gezahlten und „verbliebenen" Be- 
träge können sich auf in Kraft gebliebene, auf getilgte und 
auf kraftlos gewordene Wertpapiere beziehen. Die Be- 
träge, die in Kraft gebliebene Stücke betreffen, müssen 
weiterhin für deren Inhaber zur Verfügung stehen. Nur 
die Beträge, die auf kraftlos gewordene oder getilgte 
Stücke entfallen, können vom Aussteller in Anspruch ge- 
nommen werden. Bei getilgten Wertpapieren kann schließ- 
lich unter Umständen auch die Wiederaufnahme einer be- 
reits abgelehnten Anmeldung gerechtfertigt sein (vgl. 
§ 45). Deshalb muß die Prüfstelle an Hand der Angaben 
des Ausstellers und der in § 6 genannten Stellen sowie 
ihrer eigenen Unterlagen ermitteln, inwieweit die gemel- 
deten Beträge sich auf in Kraft gebliebene und getilgte 
Wertpapiere beziehen. Können der Aussteller und die in 
§ 6 genannten Stellen die Nummern nicht angeben und 
können sie auch sonst nicht ermittelt werden, so ist davon 
ausziigehen, daß sich die Beträge auf kraftlos gewordene 
Wertpapiere beziehen (Absatz 1 zweiter Halbsatz). Diese 
Vorschrift hat zwar zur Folge, daß bei Vorliegen ihrer 
Voraussetzungen der Aussteller alle rechtzeitig mit Liefer- 
barkeitsbescheinigungen versehenen Rechte in voller 
Höhe bedienen muß und nicht befugt ist, die Gläubiger 
der in Kraft gebliebenen Wertpapiere auf den ungünstiger 
umgestellten gezahlten Betrag zu verweisen. Er ist da- 
durch aber nicht benachteiligt da er bei dem Fehlen jeg- 
licher Unterlagen ohnedies nicht in der Lage sein würde, 
den Gläubiger zur Annahme des bereits gezahlten Be- 
trages als Erfüllung zu zwingen. 

Die Beträge, die sich auf in Kraft gebliebene Wert- 
papiere beziehen, sind weiterhin zur Verfügung der In- 
haber dieser Stücke zu halten. Die übrigen Beträge sind 
gemäß § 8 zu Gunsten des Ausstellers an die Prüfstelle zu 
zahlen. Die dritten Stellen müssen deshalb über die Er- 
mittlungen der Prüfstellen unterrichtet werden (Absatz 2). 
Die Mitteilung als solche ist, wie § 8 Abs. 1 Satz 2 aus- 
drücklich klarstellt, für die Beteiligten nicht rechtsverbind- 
lich. 

Absatz 3 bestimmt, w^ann im Sinne der Wertpapier- 
b'ereinigungsgesetze ein Wertpapier als getilgt anzusehen 
ist. Die Rechtsprechung und die Verwaltungsübung sind 
durchweg davon ausgegangen, daß ein Wertpapier nur 
dann getilgt sei, wenn es nach Rückkauf oder Einlösung 
durch den Aussteller auch entwertet oder vernichtet wor- 
den ist. Dem entspricht namentlich auch die Verwaltungs- 
anordnung Nr. 3 vom 27. April 1950 (Bundesanzeiger Nr. 83 
vom 29. April 1950; Erläuterungen zu Spalte 4 des Stück- 
nummernkontrollbuches). Um vereinzelt aufgetretene 
Zweifel auszuräumen und die Gefahr einer dadurch ent- 
stehenden Verwirrung zu beseitigen, wird die herr- 
schende Ansicht ausdrücklich bestätigt. 

Zu § 8: 

Nach §§1,2 Abs. 1 werden frühere Zahlungen des Aus- 
stellers auf im Prüfungsverfahren anerkannte fällige 
Rechte grundsätzlich nicht berücksichtigt. Zum Ausgleich 
soll er, wie bereits ausgeführt, die Beträge zurückerhalten, 
die den Gläubigern der kraftlos gewordenen fälligen 
Wertpapiere noch nicht zugute gekommen sind (siehe die 
allgemeine Einleitung zu Abschnitt I). § 8 Abs. 1 bestimmt 
daher, daß der Aussteller kraft Gesetzes Gläubiger der 
Forderungen wird, die sich aus der Hinterlegung oder der 
Zahlung der „verbliebenen" Beträge ergeben, und zwar 
mit Wirkung voiri Tage der Zahlung an. Der Aussteller 
wird also z. B. Inhaber der durch die Zahlung des Ein- 
lösungsbetrages entstandenen Bankkonten und Berechtig- 
ter gegenüber der Hinterlegungsstelle. § 8 bezieht sidi, 
wie Absatz 4 klarstellt, nicht auf Guthaben, die ohnedies 
der freien Verfügung des Ausstellers unterliegen und die 
seine Zahlungsverpfliditung gegenüber den Gläubigern 
nicht berühren. Ob diese Voraussetzungen gegeben sind, 
hängt von den Umständen des Einzelfalles ab. Absatz 4 
wird vor allem bei „Dotationskonten" (vgl. die Einleitung 
zu Unterabschnitt 2) praktisch werden. 

Absatz 1 Satz 2 stellt klar, daß etwaige Streitigkeiten 
zwischen dem Aussteller und den dritten Stellen (§ 7 
Abs. 2) nicht durch die Kammern für Wertpapierbereini- 


gung, sondern durch die Gerichte oder Behörden zu ent- 
scheiden sind, welche nach den für das Rechtsverhältnis 
zwischen dem Aussteller und der betreffenden dritten 
Stelle maßgebenden Vorschriften zuständig sind. 

Nach Absatz 2 unterliegt die Forderung des Ausstellers 
den allgemeinen umstellungsrechtlichen Vorschriften. 
Eine Reichsmarkforderung erlischt also z. B., wenn der 
Aussteller ein Geldinstitut im Bundesgebiet ist und ihm 
als Schuldner ebenfalls ein Geldinstitut des Bundesgebie- 
tes gegenübersteht (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 b, § 2 Abs. 2 des Um- 
stellungsgesetzes). Dem Aussteller wird insoweit in aller 
Regel eine zusätzliche Ausgleichsforderung zustehen. Eine 
Inanspruchnahme weiterer öffentlicher Mittel wird da- 
durch aber nicht erforderlich, da bei dem Institut, gegen 
das die Forderung bisher bestand, eine entsprechende 
Minderung der Verpflichtungen und damit eine Herab- 
setzung der Ausgleichsforderungen eintreten wird. 

Obwohl der Aussteller Inhaber der Forderungen wird, 
soll ihm die freie Verfügungsmöglichkeit über sie erst ge- 
währt werden, wenn die Befriedigung der im Wertpapier- 
bereinigungsverfahren anerkannten Anmelder, zu deren 
Gunsten sich der Aussteller der gezahlten Beträge bereits 
entäußert hatte, tatsächlich sichergestellt ist. Deshalb be- 
stimmt § 8 Abs. 3 Satz 1, daß ein auf Deutsche Mark um- 
gestellter Betrag von den dritten Stellen zu Gunsten des 
Ausstellers an die Prüfstelle zu zahlen ist, die sie auf die 
Verpflichtungen des Ausstellers nach §§ 1, 2 Abs. 1 Nr. 1 
zu verrechnen hat. 

Zu § 9: 

Unter den in § 6 genannten Stellen nimmt die Konver- 
sionskasse für deutsche Auslandsschulden insofern eine 
besondere Stellung ein, als sie zur Zeit nicht in Anspruch 
genommen werden kann. Da zu erwarten ist, daß die ge- 
samten mit der Konversionskasse zusammenhängenden 
Fragen demnächst einer allgemeinen grundsätzlichen 
Lösung zugeführt werden, empfiehlt es sich, die Konver- 
sionskasse von der Regelung nach § 8 einstweilen aus- 
zunehmen. 

Zu Unterabschnitt 3 — Schlußrechnung — : 

Wie in der allgemeinen Einleitung zu Abschnitt I schon 
ausgeführt ist, soll der Aussteller durch die in §§ 1, 2 ge- 
troffene Regelung nicht zusätzlich belastet werden und 
deshalb nicht genötigt sein, endgültig mehr Mittel aus 
eigenem Vermögen aufzuwenden, als er tatsächlich noch 
schuldet. Der Entwurf legt ihm auf, alle anerkannten fäl- 
ligen Rechte ohne Rücksicht auf etwaige frühere Zahlun- 
gen und Überanmeldungen zu bedienen, gibt ihm dafür 
aber die noch vorhandenen Beträge aus seinen früheren 
Zahlungen zurück. Damit soll, soweit möglich, der Zustand 
wiederhergestellt werden, der ohne die Zahlungen be- 
standen hätte und der tatsächlich auch bei vielen Wert- 
papierarten besteht. Dabei ergeben sich aber, wie dar- 
gelegt, Schwierigkeiten insofern, als die der Währungs- 
umstellung unterliegenden Verpflichtungen des Ausstel- 
lers aus den anerkannten Rechten im allgemeinen die ent- 
sprechenden Rückflüsse an ihn übersteigen werden. In- 
soweit ist also ein Ausgleidi erforderlich. Andererseits 
soll der Aussteller aber auch nicht bereidiert werden. Der 
Ausgleich steht ihm daher nicht zu, solange das Mehr an 
Zahlungen, die er zu leisten hat, dadurch ausgeglichen 
wird, daß Rechte nicht zur Wertpapierbereinigung ange- 
meldet worden sind. 

Der Aussteller hat ein berechtigtes Interesse daran, 
daß der Umfang seiner Verpflichtungen oder der Ent- 
schädigungsanspruch, mit dem er rechnen darf, möglichst 
bald verbindlich festgestellt wird. Dieser Feststellung 
dient die Schlußrechnung. Durch sie soll geklärt werden, 

1. ob und in welcher Höhe die tatsächlichen Leistungen 
des Ausstellers, die er nach Unterabschnitt 1 zu er- 
bringen hat, unter Anrechnung der Rückflüsse aus 
seinen früheren Zahlungen (Unterabschnitt 2) und 
einer etwaigen Unteranmeldung seine Verpflichtun- 
gen aus der Anleihe, wie er sie bei richtiger Beurtei- 
lung in seine Bilanz hätte einsetzen müssen, über- 
steigen oder 

2. ob und in welcher Höhe die tatsächlichen Leistungen 
des Ausstellers geringer als seine Verpflichtungen 
sind. 
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Zu § 10: 

Der nach Absatz 2 Nr. 1 festzustellende »Istbetrag" ist 
die tatsädilicfh zu erbringende Leistung des Ausstellers. 
Bei ihr ist von dem Betrage auszugehen, den der Ausstel- 
ler zur Einlösung aller rechtskräftig anerkannten fälligen 
Rechte aufbringen muß. Dabei sind jedodi die DM-Beträge 
anzuredinen, die der Aussteller nach § 8 von den dritten 
Stellen zurückzuerhalten hat, da sich der von ihm letzt- 
lich aufzubringende Betrag um sie vermindert. Bei teil- 
fälligen Wertpapierarten ist ferner zu Gunsten des Aus- 
stellers der Betrag anzusetzen, um den die Sammelurkunde 
nach § 2 Abs. 2 erhöht worden ist. 

Der „Sollbetrag", der nach Absatz 2 Nr. 2 ermittelt wird, 
ist die bei Inkrafttreten des Wertpapierbereinigungs- 
gesetzes bestehende buchmäßige Verpflichtung des Aus- 
stellers aus den kraftlos gewordenen fälligen Schuldver- 
schreibungen. Bei der Berechnung dieses Betrages ist von 
den Feststellungen der Prüfstelle über den Gesamtnenn- 
betrag der fälligen, kraftlos gewordenen, nicht getilgten 
Stücke auszugellen. Von diesem Gesamtnennbetrag sind 
die Zahlungen abzusetzen, die der Aussteller bereits der- 
art geleistet hatte, daß er sich ohne dieses Gesetz auf sie 
hätte berufen können. Diese Zahlungen sind zu Gunsten 
des Ausstellers ohne Rücksicht darauf anzurechnen, ob sie 
an eine Stelle innerhalb oder außerhalb des Bundes- 
gebietes oder von Berlin geleistet worden sind. 

Im Bereinigungsverfahren werden nur die Stücke als 
getilgt berücksichtigt, die sowohl zurückgekauft oder ein- 
gelöst als auch entwertet oder vernichtet worden sind 
(vgl. § 7 Abs. 3). Vielfach haben Aussteller Wertpapiere 
zwar eingelöst, sie können aber die Entwertung oder Ver- 
nichtung der Stücke nicht nachweisen. Diese Stücke dürfen 
bei Ermittlung des Sollbetrages nicht in Abzug gebracht 
werden. Andernfalls würde der Aussteller die von ihm 
zu tragende Gefahr, daß diese Stücke unberechtigt, aber 
mit Erfolg nochmals geltend gemacht werden, auf den nicht 
belegten Teil der Sammelurkunde oder den Entschädi- 
gungsanspruch nach § 12 abwälzen. Trotzdem müssen die 
Beträge, soweit möglich, festgestellt werden. Ergibt sich 
nämlich, daß der Istbetrag hinter dem Sollbetrag zurück- 
bleibt, so ist anzunehmen, daß dies u. a. auch darauf zu- 
rückzuführen ist, daß die eingelösten Rechte tatsächlich im 
Bereinigungsverfahren nicht angemeldet, mindestens nicht 
anerkannt worden sind. Demgemäß bestimmt § 11, daß ihr 
Betrag von einer etwa noch verbleibenden Verbindlichkeit 
des Ausstellers in Abzug zu bringen ist. Um diesen Ab- 
zug zu ermöglichen, ordnet Absatz 2 Nr. 3 an, daß auch 
ihr Nennbetrag von der Prüfstelle zu ermitteln ist. 

Die einwandfreie Ermittlung der für die Schlußrech- 
nung wesentlichen Beträge muß sichergestellt sein. Des- 
halb ist die Einschaltung der Bankaufsichtsbehörde und 
im Streitfälle der Kammer für Wertpapierbereinigung er- 
forderlich (Absatz 4, 5). Die Regelung lehnt sich an die 
Bestimmimgen des Wertpapierbereinigungsgesetzes über 
die Feststellung der Sammelurkunde an (§ li WBG). 

Die Schlußrechnung ist für jede Wertpapierart nach Ab- 
schluß aller Prüfungsverfahren aufzustellen (Absatz 1). Es 
muß aber damit gerechnet werden, daß bei einigen Wert- 
papierarten die Entscheidung über einzelne Anmeldungen 
aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen erst verhält- 
nismäßig spät ergehen wird. Es würde eine erhebliche Ver- 
zögerung in der Abwicklung bedeuten, wenn die Schluß- 
rechnung auch in diesen Fällen erst nach Rechtskraft der 
letzten Entscheidung aufgestellt werden könnte. Das wäre 
im Interesse einer aisbaldigen Klarstellung der Verhält- 
nisse unerwünscht. Die Verzögerung ist auch nicht zwin- 
gend notwendig. Der Entwurf sieht deshalb vor, daß die 
Prüfstelle die Schlußrechnung mit Genehmigung der Bank- 
aufsichtsbehörde bereits vor Abschluß aller Prüfungsver- 
fahren aufstellen kann. Die noch schwebenden Anmeldun- 
gen sollen in diesem Fall nach Rechtskraft der Entschei- 
dung in einer Nachtragsrechnung berücksichtigt werden 
(Absatz 3). Werden die noch offenen Anmeldungen abge- 
iehnt, so ändert sich am Gesamtbild der vorzeitig aufge- 
stellten Schlußrechnung nichts; werden sie anerkannt, so 
verringert sich entsprechend der Betrag, in dessen Höhe 
der Schuldner aus der Anleihe noch in Anspruch genom- 
men werden kann, oder es erhöht sich ein etwaiger in der 
vorzeitigen Schlußrechnung bereits ausgewiesener Ent- 
schädigungsanspruch des Schuldners. 


Zu §§ 11 und 12: 

Ist der nach § 10 ermittelte Sollbetrag höher als der Ist- 
betrag, so liegt eine Unteranmeldung vor. Die vom Aus- 
steller aufgebrachten Zahlungen sind geringer als seine 
noch zu erfüllenden buchmäßigen Verbindlichkeiten aus 
den kraftlos gewordenen fälligen Wertpapieren. Der Ent- 
wurf begrenzt die spätere Inanspruchnahme des Ausstel- 
lers wegen seiner Verpflichtungen aus der Wertpapierart 
auf diesen Unterschiedsbetrag. (Siehe dazu die allgemeine 
Begründung zu Unterabschnitt 3.) Ist in der Schlußrech- 
nung ein Betrag nach § 10 Abs. 2 Nr. 3 festgestellt worden, 
so ist dieser Betrag von dem Unterschiedsbetrag abzu- 
ziehen, da davon ausgegangen werden kann, daß die Be- 
rechtigten den vom Aussteller gezahlten Gegenwert er- 
halten haben und die nicht nachweisbar entwerteten oder 
vernichteten Stücke nicht angemeldet worden sind. Die 
Inanspruchnahme des Ausstellers beschränkt sich also ün 
Ergebnis auf den Betrag, der bei richtiger Passivierung 
seiner Verpflichtungen bilanziert sein müßte (§ 11). 

Wenn der Istbetrag den Sollbetrag übersteigt, hat der 
Aussteller Zahlungen zu leisten, die seine richtig passi- 
vierten Verpflichtungen übersteigen. Es ist nach angestell- 
ten Ermittlungen anzunehmen, daß ein solcher Tatbestand 
nur in Einzelfällen gegeben sein wird. Aussteller, die 
Geldinstitute sind, müssen in diesem Falle ihre Umstel- 
lungsrechnung berichtigen. Sie erhalten Ausgleichsforde- 
rungen gegen die öffentliche Hand (§ 11 des Umstellungs- 
gesetzes). Andere Aussteller müßten dagegen die Mehr- 
zahlung selbst tragen. Es war daher aus rechtlichen und 
tatsächlichen Gründen geboten, auch bei ihnen einen Aus- 
gleich vorzusehen. 

Der Entwurf behält die nähere Regelung der weiteren 
Inanspruchnahme des Ausstellers und der Entschädigung, 
vor allem die Aufbringung der notwendigen Mittel und 
ihre Zahlung an den Aussteller späterer Gesetzgebung 
vor, die zweckmäßig mit den in § 38 Abs. 2 WBG vor- 
behaltenen Vorschriften' zu verbinden ist. Auf diese Weise 
ist die Möglichkeit gegeben, die Entschädigung im Zu- 
sammenhang mit der endgültigen Verwendung der nicht 
durch Gutschriften belegten Beträge der Sammelurkiinde 
zu regeln. In den Ausführungen zu Abschnitt I, vorletzter 
Absatz, ist bereits darauf hingewiesen worden, daß die 
Summe der „Bodensätze" durch diese Entschädigungs- 
ansprüche nicht erschöpft werden wird. Eine Belastung der 
öffentlichen Hand oder der Aussteller ist daher nicht an- 
zunehmen, wenn davon abgesehen wird, daß die Aus- 
steller zunächst in Höhe der Entschädigungsansprüche in 
Vorlage treten müssen und solchen Ausstellern, die Kredit- 
institute sind, in derselben Höhe Ausgleichsforderungen 
gewährt werden sollen, für die erforderlichenfalls später 
ebenfalls Deckung aus den „Bodensätzen" gewährt wer- 
den kann. 

Zu Abschnitt II — Zinsen und Gewinnanteile — : 

Das Wertpapierbereinigungsgesetz unterscheidet zwi- 
schen den Zinsen und Gewinnanteilen, die von seinem 
Inkrafttreten ab (1. Oktober 1949) fällig werden, und den 
vor diesem Zeitpunkt fällig gewordenen Erträgen. Die 
vom Inkrafttreten des Gesetzes ab fällig werdenden Zin- 
sen und Gewinnanteile werden von der Gutschrift auf 
Sammeldepotkonto mit umfaßt (§ 44 Abs. 1 WBG). Bestim- 
mungen über die vor Inkrafttreten des Gesetzes fällig ge- 
wordenen Erträge sind dagegen späterer gesetzlicher 
Regelung Vorbehalten worden {§ 44 Abs. 2 WBG). 

Im allgemeinen werden Zinsen und Gewinnanteile auf 
Wertpapiere nur gegen Aushändigung der Zins- oder Ge- 
winnanteilscheine, die ebenfalls Wertpapiercharakter 
haben, gezahlt. Durch die Vorlage dieser Scheine wird 
nicht nur der Berechtigte als soldier ausgewiesen, sondern 
es wird vor allem auch das Bestehen des Zahlungs- 
anspruchs selbst dargetan und der Einwahd, daß er be- 
reits erfüllt sei, grundsätzlich ausgeschlossen. Diese Auf- 
gabe können die Zins- und Gewinnanteilschelne der kraft- 
los gewordenen Wertpapiere nicht mehr erfüllen. Diese 
Scheine sind, soweit sie noch nicht eingelöst waren, in 
der Mehrzahl der Fälle abhanden gekommen; sie befinden 
sich vermutlich im Besitz von Personen oder Stellen, die 
zu ihrer Geltendmachung nicht befugt sind, und sie sind 
deshalb durch das Wertpapierbereinigungsgesetz ebenso 
wie die Stammurkunden für kraftlos erklärt worden. Es 
mußte daher ausdrücklich geregelt werden, von welchen 
Nachweisen der Anspruch auf rückständige fällige Er- 
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träge abhängen soll, soweit das Wertpapierbereinigungs- 
gesetz diese Klärung nicht bereits gebracht hat. Dabei 
war zu berücksichtigen, daß in Einzelfällen die Zinsen 
und Gewinnanteilscheine seit vielen Jahren nicht mehr 
eingelöst worden sind, namentlich aber, daß manche Aus- 
steller nach dem Kriege, als die Gläubiger großenteils ver- 
hindert waren, ihre Kechte auszuüben, auch auf die Zinsen 
und Gewinnanteile in ähnlicher Weise Zahlungen geleistet 
haben, wie es in der allgemeinen Einleitung zu Abschnitt I 
für die Zahlungen auf die Kapitalschuld dargestellt ist. 
Dieselben Schwierigkeiten, die insoweit bestehen, er- 
geben sich daher auch für die Zinsen und Gewinnanteile. 
-Es ist praktisch ausgeschlossen, daß der Berechtigte in 
jedem Einzelfall besonders darlegt und notfalls beweist, 
daß er noch einen Anspruch auf rückständige Zinsen habe. 
Der dadurch entstehende Arbeitsanfall würde die Lei- 
stungsfähigkeit der für die Prüfung in Betracht kommen- 
den Stellen (Prüfstellen und Gerichte) überschreiten und 
Kosten verursachen, die in keinem Verhältnis zu dem 
Wert der Erträge ständen. Außerdem würden sich nahezu 
unlösbare Beweisschwierigkeiten ergeben. Andererseits 
geht es auch nicht an, die rückständigen Erträge gänzlich 
zu streichen. Soweit möglich, muß der Anspruch auf sie 
vielmehr erhalten bleiben, wobei die Gefahr, daß sich die 
ursprüngliche Rechtslage nicht immer in allen Einzelheiten 
wiederherstellen läßt, hingenommen werden muß. 

Der Entwurf trägt diesen Erwägungen dadurch Rech- 
nung, daß er gewisse allgemeine ■ Vorschriften für den 
Regelfall trifft, aber abweichende Feststellungen zuläßt, 
die im Einzelfall ein der ursprünglidien Rechtslage weitest- 
gehend angenähertes Ergebnis gewährleisten. Ausgangs- 
punkt ist dabei die Erfahrungstatsache, daß etwa bis Mai 
1945 fällig gewordene Ertragscheine wenigstens in der 
Mehrzahl der Fälle von den die Urkunden verwahrenden 
Kreditinstituten noch zur Einlösung vorgelegt worden 
sind und die Einlösungsbeträge den Berechtigten auch 
noch gutgebracht werden konnten, daß aber nach diesem 
Zeitpunkt die Vorlage der Ertragscheine, mindestens ihre 
Einlösung und die Gutschrift des Einlösungsbetrages, 
durchweg nicht mehr möglich waren. Bei der Bestimmung 
des entscheidenden Zeitpunktes war zu berücksichtigen, 
daß gerade am 30. April 1945 noch größere Zins- und Ge- 
winnanteilbeträge fällig geworden sind, mit deren ord- 
nungsmäßiger Zahlung nicht mehr gerechnet werden darf. 
Dieser Fälligkeitstermin muß daher bereits in die Gruppe 
der Fälle einbezogen werden, bei denen nicht mehr von 
der Einlösung als dem Regelfall ausgegangen werden darf. 
Der Entwurf unterscheidet daher zwischen den bis zum 
29. April 1945 einschließlich und den nach diesem Tag, 
also seit dem 30. April 1945, fällig gewordenen Erträgen. 
Für die erstgenannten geht er von der Annahme aus, daß 
sie entsprechend der Regel bereits gezahlt seien, während 
er bei den anderen das Gegenteil unterstellt. Wenn ent- 
gegen der allgemeinen Erfahrung vor dem 30. April 1945 
fällig gewordene Zins- oder Gewinnanteilscheine aus- 
nahmsweise nicht eingelöst worden sind oder der Aus- 
steller auch später noch Zins- oder Gewinnanteilscheine 
eingelöst hat, ist es im ersten Fall Sache des Gläubigers, 
seine Ansprüche geltend zu machen (§ 13), und im- zweiten 
Fall Sache des Ausstellers, den Nachweis der Zahlung zu 
führen {§ 16). Soweit der Aussteller mit Wirkung gegen- 
über seinen Gläubigern bereits Zahlungen an dritte Stel- 
len geleistet hat, werden die in Abschnitt I entwickelten 
Grundsätze übernommen (§§ 17, 18). 

Bei dieser 'Regelung muß weiterhin zwischen den Er- 
trägen für neu verbriefte Rechte und den Erträgen für 
fällige Rechte, die nicht wieder verbrieft werden, unter- 
schieden werden. * 

Hiernach sind folgende Gruppen zu behandeln: 

1. vor dem 30. April 1945 fällig gewordene Erträge 
(§ 13), 

2. nach dem 29. April 1945 fällig gewordene Erträge 

a) auf neuverbriefte Rechte (§ 14) 

b) auf fällige Rechte (§15). 

Im einzelnen gilt folgendes: 

Zu § 13: 

In aller Regel sind die vor dem 30. April 1945 fällig 
gewordenen Zins- und Gewinnanteilscheine dem Aus- 
steller bereits zur Einlösung vorgelegt und von ihm auch 
eingelöst worden. Ist das ausnahmsweise nicht der Fall, 


so soll der Berechtigte grundsätzlich zur Geltendmachung 
dieses Anspruchs befugt bleiben, ohne daß im Wertpapier- 
bereinigungsverfahren eine besondere Entscheidung über 
den Fortbestand des Rechtes getroffen wird. Allerdings 
setzt § 13 voraus daß die Zins- oder Gewinnanteilscheine 
noch vorgelegt werden können. Wegen der sonst auftre- 
tenden Beweisschwierigkeiten war es nicht möglich, von 
diesen Voraussetzungen abziisehen. 

Da der Gläubiger bisher Ansprüche aus dem kraftlos 
gewordenen Zins- und Gewinnanteilschein nicht geltend 
machen konnte, darf ihm der Ablauf der Zeit, während 
der er an der Ausübung seiner Rechte verhindert war, 
nicht entgegengehalten werden. § 13 bestimmt deshalb, daß 
der Anspruch auch noch nach Ablauf der Vorlegungsfrist 
des § 801 BGB geltend gemacht werden kann, sofern nur 
diese Frist im Zeitpunkt des Kraftloswerdens des Wert- 
papiers noch nicht abgelaufen war. Die in Absatz 1 vor- 
gesehene Ausschlußfrist soll zur Beschleunigung einer 
endgültigen Klärung beitragen. 

Grundsätzlich wird der Inhaber des Zins- und Gewinn- 
anteilscheines durch den Besitz des Scheines als Berechtig- 
ter legitimiert. Da aber auch die Ertragscheine durch die 
Kriegs- und Nachkriegsereignisse in den Besitz Nichtbe- 
rechtigter gekommen sein können, gibt § 13 Abs. 1 Satz 3 
dem Aussteller das Recht zu verlangen, daß der Inhaber 
der Urkunde sein Eigentum an ihr nadr den für clas Wert- 
papierbereinigungsverfahren geltenden Grundsätzen des 
§ 21 WBG nachweist. 

Durch die Verordnung über die Zahlung der Zinsen auf 
festverzinsliche Wertpapiere vom 17. Dezember 1943 
(RGBl. I S. 680) sind die in den Anleihebedingungen vor- 
gesehenen halbjährlichen Fälligkeitstermine zu einem 
Jahreszinstermin zusammengezogen worden. Dabei soll 
es, wie Absatz 2 Satz 1 klarstellt, sein Bewenden haben. 
Die Vorschrift des Absatz 2 Satz 2 soll Zweifel ausränmen, 
die sich bei Erträgen aus Aktien, Anteilen und Kuxen 
hinsichtlich des Fälligkeitstages ergeben können. 

Zu § 14: 

Soweit bei einer Wertpapierart eine Sammelurkunde 
ausgestellt wird, ist für den Umfang der vom Aussteller 
noch zu erfüllenden Verbindlichkeiten aus rückständigen 
Erträgen der Gesamtbetrag der Sammelurkunde maßge- 
bend. Die Vorschrift knüpft an die Bestimmungen über die 
nach Inkrafttreten des Wertpapierbereinigungsgesetzes 
fällig gewordenen Erträge (§ 44 Abs. 1 WBG) an (Absatz 1), 

Der auf die Sammelurkunde entfallende, auf Deutsche 
Mark umgestellte Betrag ist an die Wertpapiersammel- 
bank zu zahlen, da sie die Samnielurkunde verwahrt und 
die Beträge nach Maßgabe der Gutschriften an die Be- 
rechtigten weiterleiten kann (Absatz 2). Etwaige vor oder 
nach Kraftloswerden der Wertpapiere geleistete Zahlungen 
auf Erträge sind nach näherer Maßgabe des § 16 zu be- 
rücksichtigen. 

Absatz 3 stellt gegenüber gelegentlich aufgetauchten 
Zweifeln klar, daß in der Sammelurkunde nicht nur die 
kraftlos gewordenen Stammurkunden, sondern zugleich 
auch die kraftlos gewordenen Zins- und Gewinnanteil- 
scheine neu verbrieft sind. Die Erträge sind also ohne 
Rücksidit darauf zu zahlen, ob und in welchem Umfang 
bereits Gutschriften auf Sammeldepotkonto erteilt worden 
sind. 

Zu § 15: 

Der Anspruch auf die rückständigen Erträge für fällige 
Rechte wird nicht neu verbrieft, da auch für die Rechte 
selbst weder Sammelurkunden noch neue Einzelurkunden 
ausgestellt werden. Bei der Berechnung der Rückstände 
ist von dem Betrag der rechtskräftig anerkannten fälligen 
Rechte auszugshen. Zur Vereinfachung des Verfahrens 
bestimmt der Entwurf, daß' die Zahlung der Erträge in 
derselben Weise durchgeführt wird wie die Einlösung der 
fälligen Hauptansprüche (Absatz 1 Satz 1). 

Zweifelhaft kann sein, bis zu welchem Zeitpunkt die 
Erträge für die fälligen Rechte zu zahlen sind. Die An- 
leihebedingungen sehen im allgemeinen vor, daß die Ver- 
zinsung mit der Fälligkeit des Kapitals endet. Die Mög- 
lichkeit, das fällige Kapital unter Vorlegung des Wert- 
papiers einzuziehen, bestand nach dem Kriege für die 
Mehrzahl der Gläubiger nicht mehr. Vielfach ist nun eine 
Vorschrift des Inhalts gefordert worden, daß Zinsen für 
die fälligen Rechte über den Fälligkeitstag hinaus bis 
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zum Tage der Zahlung des Kapitals zu entrichten seien. 
Zur Begründung ist geltend gemacht worden, daß der 
Schuldner aus dem fälligen Kapital weiterhin Nutzen 
gezogen habe; es sei daher billig, daß er den Gläubiger, 
der seinerseits Erträge aus seinem Vermögen nicht mehr 
habe erzielen können, schadlos halte. Der vertraglich ver- 
einbarte Zinssatz werde ein im Durchschnitt angemessener 
Ausgleich sein. 

Wenn auch das Gewicht dieser Erwägungen nicht ver- 
kannt werden soll, so ist dennoch von einer entsprechen- 
den Vorschrift abgesehen worden. Sie würde dem Aus- 
steller Verpflichtungen auferlegen, die nach bürgerlichem 
Recht nicht oder wenigstens sehr oft nicht begründet sind. 
Es ist daher mindestens zweifelhaft, ob die geforderte 
Regelung verfassungsrechtlich überhaupt zulässig wäre. 
Außerdem kann auch keineswegs gesagt werden, daß 
jeder Aussteller aus den bei Fälligkeit nicht entrichteten 
Kapitalbeträgen laufend Nutzen habe ziehen können und 
tatsächlich gezogen habe. So werden namentlich bei den 
Schuldnern, die von der Möglichkeit der Hinterlegung 
Gebrauch gemacht haben oder welche die zur Zahlung er- 
forderlichen Beträge bei den Zahlstellen zur Verfügung 
gestellt haben, irgendwelche greifbaren Vorteile oder Ge- 
winne nicht feststellbar sein. Ist die Fälligkeit bereits vor 
der Währungsumstellung eingetreten, so sind auch die 
auf Reichsmark lautenden Vermögensanlagen der Aus- 
steller bei Geldinstituten entweder ganz erloschen oder auf 
6,5 V. H. des ursprünglichen Nennbetrages und weniger 
zusammengeschmolzen, während die Kapitalschuld aus 
den Wertpapieren in Höhe von 10 v. H. des Reichsmark- 
betrages geschuldet wird. Schon diese unterschiedliche 
Umstellung der Verpflichtungen aus den Wertpapieren 
und der Guthaben des Ausstellers wird häufig einen 
Nutzen des Ausstellers im Endergebnis nicht nur aus- 
schließen, sondern unter Umständen sogar dazu führen 
können, daß der einzelne Aussteller durch die Abwicklung 
der Anleihe eine gewisse Vermögensminderung gegenüber 
der Vermögenslage erleidet, wie sie bei alsbaldiger rechts- 
wirksamer Tilgung der Anleihe bestehen würde. Ist aber 
tatsächlich ein Umstellungsgewinn eingetreten, so ist er 
bei solchen Ausstellern, die eine Kreditgewinnabgabe 
nach dem Lastenausgleichsgesetz zu entrichten haben, 
bereits bei deren Festsetzung zu berücksichtigen. Schuld- 
nern, die Ausgleichsforderungen erhalten haben, würde 
die Verzinsung der fälligen Schulden über den Fälligkeits- 
tag hinaus im allgemeinen nur bei Erhöhung dieser Aus- 
gleichsforderungen oder wenigstens bei Erhöhung des Zins- 
satzes für sie möglich sein. Dabei würde es sich um recht 
erhebliche Beträge handeln, deren Aufbringung ohne 
zwingende Rechtsgründe schon wegen der sich ergebenden 
Belastung der öffentlichen Hand nicht angängig erscheint. 

Die einzelnen Tatbestände liegen hiernach zu verschie- 
den, als daß sie einseitig und allgemein zu Lasten der 
Aussteller geregelt werden könnten. Auch von der Mög- 
lichkeit, die Entscheidung auf die Umstände des Einzel- 
falles abzustellen, hat der Entwurf abgesehen. Die Ent- 
scheidung würde nur in einem besonders zu regelnden 
Verfahren getroffen werden können, das nahezu zwangs- 
läufig zu einer allgemeinen Verzögerung des Bereinigungs- 
verfahrens, zu einer weiteren Belastung der mit der Be- 
reinigung befaßten Stellen und zu einer erheblichen 
zwisdienzeitlichen Unsicherheit über den Wert des ein- 
zelnen Rechts führen würde. Auch vom Standpunkt des 
Gläubigers aus gesehen wären diese nachteiligen Folgen 
vielfach größer als der zu erzielende Gewinn. Die in 
Abschnitt I vorgesehene Regelung befreit die Gläubiger 
von der Gefahr einer Kürzung ihrer Ansprüche, die aus 
Überanmeldungen oder den Einwirkungen der Währungs- 
reform folgen könnte. Es erscheint unter diesen Umständen 
nicht unangemessen, wenn sie die Nachteile, die sich aus 
der verspäteten Zahlung der Zinsen und Gewinnanteile 
ohne Schuld eines der Beteiligten ergeben haben, selbst 
tragen, zumal dadurch die schnelle Abwicklung des Ver- 
fahrens gewährleistet wird. 

Absatz 1 Satz 2 stellt demgemäß klar, daß die fälligen 
Erträge jeweils nur bis zum Tage der Kapitalfälligkeit 
zu entrichten sind, soweit sich nicht ^us den Anleihebe- 
dingungen etwas anderes ergibt. Falls diese Fälligkeit 
aus besonderen, nicht auf der Wertpapierbereinigung be- 
ruhenden Gründen hinausgeschoben worden ist, ist der 
sich danach ergebende Zeitpunkt maßgebend. Im übrigen 
bleibt es dem Aussteller unbenommen, im Interesse seines 
Emissionskredites und aus Billigkeitsgründen über den 


Zeitpunkt der Fälligkeit hinaus Erträge zu zahlen, wie 
dies, offenbar in verständiger Würdigung aller Umstände, 
bereits bei einigen vorweg genommenen freiwilligen Ab- 
findungen geschehen ist. 

Bei manchen Wertpapierarten sind verschiedene Fällig- 
keitstage zu berücksichtigen. So können z. B. bei einer 
gesamtfälligen Wertpapierart Teilkündigungen aus den 
Jahren 1946, 1947 und 1948 in Betracht kommen, ohne 
daß bei den zahlreichen nummernlosen Anmeldungen 
festgestellt werden könnte, zu welchem Zeitpunkt jedes 
einzelne anerkannte Recht fällig geworden ist. Absatz 2 
bestimmt für diese Fälle, bis zu welchem Tage die an- 
erkannten Rechte zu verzinsen sind. 

Zu § 16: 

Hat der Aussteller auf Erträge, die nach dem 29. April 
1945 fällig geworden sind, bereits Zahlungen geleistet, 
so ist es nadi der allgemeinen Einleitung zu Abschnitt II 
seine Sache, diese Zahlungen nachzuweisen und ihre 
Berücksichtigung im Bereinigungsverfahren zu ermög- 
lichen. § 16 trifft die erforderlichen Vorschriften, die sich 
an die Regelung des § 3 anlehnen. Wegen der Einzelheiten 
wird auf die Begründung zu § 3 verwiesen. 

Zu § 17: 

Hat der Aussteller Erträge, die nach dem 29. April 1945 
und vor dem Kraftloswerden der Wertpapiere fällig ge- 
worden sind, bereits .früher an dritte Stellen (vgl. 
§ 7 Abs. 2) gezahlt und sind diese Leistungen den Gläu- 
bigern nicht zugute gekommen, so ergeben sich hieraus 
die gleichen Schwierigkeiten wie bei den ähnlichen 
Zahlungen auf fällige Kapitalbeträge. Die Vorschriften 
über die Rückzahlung von Einlösungsbeträgen (§§ 5 bis 9) 
sollen deshalb auf diese Zahlungen sinngemäß ange- 
wendet werden. Wegen der Einzelheiten der Begründung 
wird auf die Vorbemerkung zu Abschnitt I und die all- 
gemeinen Ausführungen zu Unterabschnitt 2 verwiesen. 

Zu § 18: 

Aus den zu § 17 angeführten Gründen ist auch hinsicht- 
lich der vor dem Kraftloswerden der Wertpapiere fällig 
gewordenen Zinsen und Gewinnanteile die Aufstellung 
einer Schlußrechnung geboten. Dabei muß sich der Aus- 
steller etwaige Ansprüche gegen bestimmte Anmelder 
anrechnen lassen, die sich aus einer nochmaligen Zahlung 
in den Fällen des § 16 ergeben. Im übrigen wird auf die 
Ausführungen der §§ 10 bis 12 Bezug genommen. 

Zu § 19: 

Auf Grund des § 1 der Zweiundzwanzigsten Durch- 
führungsverordnung zum Umstellungsgesetz — 22. DVO/ 
UG — (veröffentlicht in den „Mitteilungen der Bank 
deutscher Länder" 2. Jahrgang, Folge 14/15) hat eine Reihe 
von Grundkreditanstalten, Kommunalkreditanstalten, 
Schiffsbeleihungsbanken und Ablösungsanstalten zur Ver- 
meidung unwirtschaftlicher Kleinstzahlungen bei Stücken, 
deren Nennbetrag 50 Deutsche Mark nicht übersteigt, die 
2 eiträume für die nach dem 20. Juni 1948 fällig gewor- 
denen Zinsen verlängert. Es ist zweifelhaft geworden, 
ob und in welchen Auswirkungen diese Verlängerung 
auch für die in der Sammelurkunde verbrieften Rechte 
gilt. Diese Zweifel werden durch die in § 19 vorge- 
schlagene Regelung ausgeräumt. Sie berücksichtigt ein- 
mal, daß oft nicht feststellbar ist, ob Anmeldungen Rechte 
aus Kleinststücken betreffen (z. B. bei den aummernlosen 
Anmeldungen von streifbandverwahrten Stücken, deren 
Gesamtbetrag bekannt ist, deren Stückelung aber nicht 
fesUteht), so daß weder die Prüfstelle noch die für das 
Gutschriftverfahren zuständige Wertpapiersammelbank 
feststellen können, welche konkreten Gutschriften für 
Rechte vorgenommen werden, bei denen die Zahlung der 
Erträge nach der 22. DVO/UG gestundet war. Weiter war 
zu beachten, daß der für den Erlaß der 22. DVO/UG maß- 
gebende Grund, nämlich die Vermeidung unwirtschaft- 
licher Kleinstzahlungen, so lange nicht gegeben ist, als 
die Rechte in der Sammelurkunde verbrieft sind und nicht 
bestimmten Kontoinhabern neue Einzelurkunden in 
Kleinststückelung zugeteilt sind. Deshalb schließt § 19 die 
Anwendbarkeit der 22. DVO/UG und die entsprechenden 
Vorschriften des Gesetzes des Landes Berlin für die in 
der Sammelurkunde neu verbrieften, kraftlos gewordenen 
Kleinststücke bis zur Einlieferung neuer Einzelurkunden 
aus. In § 24 Abs. 2 ist eine § 19 ergänzende Bestimmung 
vorgesehen. 
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Zu § 20: 

§ 2 der Siebenundzwanzigsten Durchführungsverordnung 
zum Umstellungsgesetz — 27. DVO/UG — (veröffentlicht 
in den „Mitteilungen der Bank deutscher Länder" 2. Jahr- 
gang, Folge 29) bestimmt, daß die Verbindlichkeiten aus 
Zinsscheinen, die vor dem 21. Juni 1948 fällig waren und 
vorgelegt aber nicht oder nur teilweise eingelöst worden 
sind, erst mit den Kapitalverbindlichkeiten, spätestens am 
31. Dezember 1960 fällig werden. Für Verbindlichkeiten 
aus Zinsscheinen, die nicht vorgelegt worden sind, gilt 
das gleiche hinsichtlich des Betrages, zu dem die Zins- 
scheine auch bei Vorlage nicht eingelöst worden wären. 
Fine entsprechende Regelung enthält das im Entwurf vor- 
liegende Berliner Altbankengesetz. Die Vorschriften der 
§§ 13 ff. sollen diese besonderen Vorschriften nicht be- 
rühren. Zur Vermeidung von Zweifeln wird das ausdrück- 
lich klargestellt. 

Zu Abschnitt III — Einzelurkunden für Schuldverschrei- 
bungen und Genußscheine — : 

Wertpapiere, die zu einer zu bereinigenden Wertpapier- 
art gehören, sind entweder nach § 3 WBG kraftlos ge- 
worden oder unter den Voraussetzungen des § 2 WBG in 
Kraft geblieben. Die kraftlos gewordenen Wertpapiere 
sind zunächst mit der Sammelurkunde neu verbrieft wor- 
den, die ihrerseits gemäß § 41 Abs. 1 WBG durch Einzel- 
urkunden zu ersetzen ist. Bei den in Kraft gebliebenen 
Wertpapieren ist der Währungsumstellung in der äußeren 
Gestaltung der Urkunden noch nicht Rechnung getragen. 
Im Text sind nach wie vor die ursprünglichen Reichsmark- 
nennbeträge angegeben. Daß diese Papiere nicht nach § 3 
WBG kraftlos geworden sind, ist nur aus den Lieferbar- 
keitsbescheinigungen ersichtlich, die mit den Stammur- 
kunden verbunden sind. Diese Lieferbarkeitsbescheini- 
gungen behindern die Verkehrsfähigkeit der Papiere, da 
sie die Gefahr von Fälschungen oder Täuschungen ver- 
mehren und daher jeweils sorgfältig auf ihre Echtheit ge- 
prüft werden müssen. Auch bei den in Kraft gebliebenen 
Papieren ist hiernach der Umtausch in neue Stücke grund- 
sätzlich angezeigt. 

Im Zweiten D-Markbilanzergänzungsgesetz vom 20. De- 
zember 1952 (BGBl. I S. 824) sind bereits Vorschriften über 
die Ausgabe neuer Aktienurkunden erlassen worden. Der 
Entwurf bringt die entsprechenden Bestimmungen für 
Schuldverschreibungen und Genußscheine. Er schließt sich 
dabei nach Möglichkeit an das Zweite D-Markbilanzer- 
gänzungsgesetz an. Gewisse Unterschiede ergeben sich ins- 
besondere daraus, daß die Stückzahl bei den einzelnen 
Schuldverschreibungsarten im allgemeinen unvergleichlich 
höher ist als selbst bei einer großen Aktienemission. Neu- 
druck und Umtausch verursachen daher entsprechend hö- 
here Kosten, was von besonderer Bedeutung bei den Aus- 
stellern ist, denen — wie es namentlich bei den Realkredit- 
instituten der Fall sein kann — aus Liquiditätsgründen 
die Aufbringung dieser Kosten nicht ohne weiteres zu- 
gemutet werden kann. Der Entwurf geht daher von der 
Auffassung aus, daß die Aussteller nicht ohne wirkliche 
Notwendigkeit zum Neudruck der Schuldverschreibungen 
gezwungen werden sollen. 

Zu Unterabschnitt 1 — Einzelurkunden für die in der 
Sammelurkunde verbrieften Rechte aus Schuldverschrei- 
bungen — : 

Zu § 21: 

§ 21 enthält die grundsätzliche Vorschrift über die neu 
auszufertigenden Einzelurkunden und ihre Stückelung. Er 
wird durch § 22 ergänzt. 

Daß die neuen Einzelurkunden in aller Regel auf Deut- 
sche Mark lauten sollen, entspricht dem Inhalt des ver- 
brieften Rechts. Die Zulassung von in Kraft gebliebenen, 
auf die alte Währungsbezeichnung lautenden Urkunden 
dient der Kostenersparnis. 

Die Sammelurkunde ist entweder durch neu ausgefev- 
tigte, auf Deutsche Mark lautende Einzelurkunden (Ab- 
satz 1 Nr. 1) oder durch alte, in Kraft gebliebene Stücke 
zu ersetzen (Absatz 1 Nr. 2). Eine Mischung neuer, auf 
Deutsche Mark lautender Urkunden mit alten, auf Reichs- 
mark lautenden Stücken würde zu einer unerwünschten 
Erschwerung des Wertpapierverkehrs führen und ist des- 
halb untersagt. Verwendet der Aussteller in Kraft ge- 


bliebene Stücke, so kann er sowohl von ihm zurückge- 
kaufte Schuldverschreibungen als auch Vorratsstücke be- 
nutzen, die zwar ausgefertigt, aber noch nicht ausgegeben 
sind. 

Nach der Verkehrsanschauung werden verschiedene 
Schuldverschreibungsarten eines Ausstellers als unter- 
einander gleichwertig und vertretbar betrachtet und dem- 
gemäß an der Börse einheitlich notiert, wenn die Anleihe- 
bedingungen zwar nicht in allen Einzelheiten, aber dodi 
in den wichtigsten den Kurswert bestimmenden Punkten 
übereinstimmen. Zwecks Kostenersparnis sollen deshalb 
außer in Kraft gebliebenen Stücken der in der Sammel- 
urkunde verbrieften Wertpapierart auch Stücke gleich- 
wertiger Arten zum Umtausch verwendet werden können 
(Absatz 1 Nr. 2). 

Die Voraussetzungen, unter denen die Gleichwertig- 
keit verschiedener Schuldverschreibungsarten anzunehmen 
ist, sind in § 22 im einzelnen geregelt. 

Aus der Umstellung der in den Schuldverschreibungen 
verbrieften Rechte im Verhältnis 10 : 1 haben sich zum 
Teil Nennbeträge ergeben, deren Verbriefung in Kleinst- 
stücken vor allem im Hinblick auf den Zinsendienst un- 
wirtschaftlich wäre. Die Festsetzung von Mindestnenn- 
beträgen für die neu auszugebenden Urkunden ist des- 
halb angezeigt. Bei Ablösungsanleihen, die durch Aus- 
losung mit dem Mehrfachen des Nennbetrages getilgt 
werden und bei denen die Zinsen von diesem Auslosungs- 
betrag zu berechnen sind, ist ein geringerer Nennbetrag 
angemessen (Absatz 3). 

Die in den Anleihebedingungen vorgesehene Stücke- 
lung kann infolge der Währungsumstellung zu einer Häu- 
fung kleiner Stücke und einer entsprechenden Minderung 
der für den Verkehr ebenfalls erwünschten größeren 
Stücke geführt haben. Vielfach wird diese Stückelung auch 
den Vorschriften der Absätze 2, 3 nicht mehr entsprechen. 
Deshalb wird dem Aussteller die Befugnis gegeben, die 
Stückelung neu festzusetzen (Absatz 4), Durch die Vor- 
schriften über den Spitzenausgleich (§ 28) ist Vorsorge ge- 
troffen, daß der einzelne Gläubiger durch die neue Fest- 
setzung der Stückelung nicht etwa gesdiädigt wird. 

Zu § 22: 

§ 22 ergänzt § 21, indem er bestimmt, welche Arten von 
Schuldverschreibungen des Ausstellers als gleichwertig 
anzusehen sind. Diese Voraussetzungen für die Gleich- 
wertigkeit entsprechen den Grundsätzen, die sich im ord- 
nungsmäßigen Geschäftsverkehr entwickelt haben. Nach 
der Auslieferung einer „gleichwertigen" Einzelurkunde 
bestimmen sich die Rechte des Gläubigers nicht mehr 
nach dem von ihm zum Bereinigungsverfahren angemel- 
deten Recht, sondern nach dem ihm ausgelieferten Stück. 
So können sich gewisse Änderungen im Tilgungsdienst, 
z. B. ein anderer Endfälligkeitstermin, ergeben. Der Gläu- 
biger muß daher vor einer mißbräuchlichen, ihn mög- 
licherweise schädigenden Ausnutzung der Umtauschmög- 
lichkeit geschützt werden. Dazu dient die Einschaltung des 
Gerichtes, das in jedem Fall zunächst allgemeinverbind- 
lich festzustellen hat, daß die Gleichwertigkeit im Sinne 
des § 22 vorliegt. 

Zu § 23: 

Die große Zahl von Schuldverschreibungsarten einzel- 
ner Emissionsinstitute verursacht eine mit erheblichen 
Kosten und Schwierigkeiten verbundene Verwaltung. Das 
Verhältnis zwischen Aufwand und Erfolg ist noch un- 
günstiger dadurch geworden, daß die einzelnen Nenn- 
beträge durch die Währungsreform auf ein Zehntel des 
ursprünglichen Betrages umgestellt worden sind, während 
die Verwaltungskosten weitgehend von der Stückzahl 
abhängen und sich daher nicht im gleichen Verhältnis ver- 
mindert haben. Dies wirkt sich auch bei den Neudruck- 
und Umtauschkosten aus, die bei gleichbleibender Stück- 
zahl umso größer sind, je mehr verschiedene Wertpapier- 
arten berücksichtigt werden müssen. Diese Kosten können 
daher ermäßigt werden, wenn mehrere der im Wert- 
papierbereinigungsverfahren getrennt behandelten An- 
leihen zu einer neuen einheitlichen Anleihe zusammen- 
gefaßt werden. Das ist im Ergebnis für die Gläubiger un- 
bedenklich, vorausgesetzt, daß die einzelnen Anleihen 
untereinander im Sinne von § 22 Abs. 1 bis 3 gleichwertig 
sind (Absatz 1). 
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Die Bedingungen der neuen Anleihe müssen auf Grund 
der Bedingungen der bei ihrer Bildung berücksichtigten 
alten Anleihen neu festgesetzt werden (Absatz 2), Durch 
die Einschaltung der Bankaufsichtsbehörde ist gewähr- 
leistet, daß dabei die Rechte der Gläubiger gewahrt 
bleiben. 

Zu § 24: 

Nach § 41 Abs. 1 WBG hat der Aussteller die Einzel- 
urkunden so bald als möglich in dem erforderlichen Um- 
fang auszufertigen und bei der Wertpapiersammelbank 
einzuliefern. Ein fester Zeitpunkt ist für die Einlieferung 
nicht bestimmt. Auch der Entwurf sieht von seiner Fest- 
setzung ab. Die nach § 35 vorgesehene Wiederaufnahme 
des Tilgungs- und Verlosungsdienstes erfordert zwar die 
alsbaldige Einlieferung der gesamten neuen Einzel- 
urkunden; eine gesetzliche Frist, innerhalb derer die 
neuen Urkunden einzuliefern sind, kann aber schon aus 
technischen Gründen kaum gesetzt werden. Die Um- 
stände liegen bei den einzelnen Anleihen zu verschieden. 
Außerdem läßt sich nicht allgemein übersehen und im vor- 
aus bestimmen, innerhalb welcher Zeit der Neudruck 
durchgeführt werden kann. Es genügt unter diesen Um- 
ständen, daß der Aussteller verpflichtet wird, die gesamten 
auf die Sammelurkunde entfallenden Einzelurkunden un- 
verzüglich, d, h. ohne schuldhaftes Zögern, nach der Be- 
stätigung der Sammelurkunde einzuliefern (Absatz 1 
Satz 1). 

Nach § 14 des Berliner Gesetzes zur Änderung und Er- 
gänzung des Wertpapierbereinigungsgesetzes vom 12. Juli 
1951 (GVBl. für Berlin S. 530) werden Gutschriften für an- 
erkannte Schuldverschreibungen von Kreditinstituten nur 
insoweit erteilt, als die Bankaufsichtsbehörde zustimmt. 
Diese Vorschrift 'ist in Absatz 1 Satz 2 berücksichtigt. 

Absatz 2 steht im Zusammenhang mit § 19, nach dem 
für die in der Sammelurkunde verbrieften Rechte die An- 
wendung der Zweiundzwanzigsten Durchführungsverord- 
nung zum Umstellungsgesetz — 22. DVO/UG — ausge- 
schlossen ist. Um sonst auftretende Schwierigkeiten zu 
vermeiden, muß der in den Kleinststücken verbriefte und 
daher beim Handel zu berücksichtigende Zinsanspruch bei 
allen umlaufenden Kleinststücken derselbe sein. Bei den 
in Kraft gebliebenen Kleinststücken ist der Zinszahlungs- 
zeitraum nach der 22. DVO/UG maßgebend (vgl. die Be- 
gründung zu § 19), bei in der Sammelui künde verbrieften 
Rechten werden die Erträge bis zur Einlieferüng der Einzel- 
urkunden nach den Anleihebedingungen gezahlt (§ 19). 
Dadurch, daß neue Kleinststücke nur zu einem Zeitpunkt 
ausgegeben werden dürfen, in dem alle rückständigen 
Zinsen auf die umlaufenden Stücke fällig geworden sind, 
wird erzielt, daß sowohl bei den alten als auch bei den 
neu ausgelieferten Kleinststücken ein neuer Zinszahlungs- 
abschnitt beginnt, so daß die in den Stücken verbrieften 
Zinsrückstände jeweils denselben Zeitraum umfassen 
müssen. 

Es kann Vorkommen, daß der Betrag der Sammelurkunde 
nicht durch Einzelurkunden mit dem vom Aussteller vor- 
gesehenen kleinsten Nennbetrag vollständig belegt wer- 
den kann. Sind beispielsweise nach den Anleihebedingun- 
gen Stücke über 100, — RM und 1000,— RM ausgegeben 
worden und hat der Aussteller nach § 21 Abs. 4 die Nenn- 
beträge der Einzelurkunden auf 100, — DM und 1000, — DM 
neu festgesetzt, so kann eine Sammelurkunde, die über 
85 300, — RM lautet, nur in Höhe von 85 000, — RM = 
8500, — DM mit neuen Einzelurkunden belegt werden. In 
diesem Fall muß für den verbleibenden Spit?enbetrag der 
Sammelurkunde von 300, — ■ RM = 30, — DM eine beson- 
dere Regelung getroffen werden. 

Das gleiche Problem hat sich schon bei der Ausgabe 
neuer Einzelurkunden für auf Reichsmark lautende Aktien 
ergeben. Die für sie in § 4 Abs. 3 des Zweiten D-Mark- 
bilanzergänzungsgesetzes getroffene Regelung sieht eine 
Kürzung des Betrages der Sammelurkunde auf einen mit 
Einzelurkunden belegbaren Betrag vor, wobei die Kür- 
zung durch Ausbuchung eines entsprechenden Miteigen- 
tumsanteils des Ausstellers auszugleichen ist. Die für diese 
Lösung maßgebende Überlegung war, daß der Betrag der 
Sammelurkunde vollständig und genau mit Einzelurkun- 
den belegbar sein muß und daß eine Regelung anzustre- 
ben ist, welche dieses Ergebnis im wesentlichen durch nur 
buchtechnische Maßnahmen erreicht. Diese Erwägungen 


gelten auch für die Ausgabe neuer Schuldverschreibun- 
gen. Der Entwurf schließt sich deshalb der im Zweiten 
D-Markbilanzergänzungsgesetz vorgesehenen Regelung 
grundsätzlich an, indem er bestimmt, daß die Sammel- 
urkunde um den nicht mit Einzelurkunden »belegbaren 
Betrag zu kürzen ist. 

Der Aussteller soll das Einvernehmen der Prüfstelle zu 
der von ihm in Aussicht genommenen Küizung herbei- 
führen, weil die Prüfstelle den Betrag der Sammelurkunde 
ermittelt hat (§ 10 WBG) und die Kürzung an Hand ihrer 
Unterlagen und ihrer Sachkenntnis am besten berechnen 
kann. Die Verminderung des Betrages der Sammelurkunde 
muß durch Wegfall eines gleich hohen Miteigentums- 
anteils des Ausstellers ausgeglichen werden. Soweit der 
Aussteller nicht bereits Inhaber eines ausreichenden An- 
teils ist, hat er ihn zu erwerben. Dieser Ausgleich ist 
dem Aussteller zuzumuten, da sich durch die Kürzung der 
Sammelurkunde in Verbindung mit der Ausbuchung des 
entsprechenden Miteigentumsanteils der Gesamtbetrag 
der noch zu erfüllenden Verbindlichkeiten verringert. 

Zu § 25: 

Die Pflicht zur Einlieferung von Einzelurkunden erstreckt 
sich grundsätzlich auf alle Wertpapierarten, bei denen 
eine Sammelurkunde ausgestellt worden ist. Sie würde 
ohne eine Sonderregelung also auch für Schuldverschrei- 
bungen gelten, die zwar noch vor der Einlieferung der 
Einzelurkunden, aber erst später als 10 Monate nach dem 
Stichtag gesamtfällig geworden sind und daher nicht unter 
die gesamtfälligen Wertpapierarten im Sinne des § 1 Abs. 1 
fallen. In diesen Fällen wäre die Einlieferung der Urkun- 
den überflüssig und würde nur unnötige Kosten ver- 
ursachen, da die Urkunden dem Aussteller alsbald nach 
ihrer Aushändigung wieder zur Einlösung vorgelegt wer- 
den würden. Es genügt und ist auch zweckmäßig, daß der 
Aussteller an Stelle der Einlieferüng von Einzelurkunden 
den auf die Sammelurkunde entfallenden, auf Deutsche 
Mark umgestellten Betrag einschließlich der Zinsen bei 
der Wertpapiersammelbank einzahlt. Die Wertpapier- 
sammelbank hat den Betrag an die einzelnen Berechtigten 
weiterzuleiten. Daß sie und nicht, wie in dem ähnlichen 
Verfahren des § 1, die Prüfstelle eingeschaltet ist, beruht 
darauf, daß die Gutschriften auf Sammeldepotkonto, auf 
die hier die Zahlungen geleistet werden, bei der Sammel- 
bank verbucht sind. 

Zu § 26: 

Durch die Einlieferung der neuen Einzelurkunden bei 
der Wertpapiersammelbank entsteht kraft Ges^zes ein 
Sammelbestand, Das Depotgesetz vom 4. Februar 1937 ist 
unmittelbar nur auf einen durch - freiwillige Einlieferung 
entstandenen Sammelbestand anwendbar. Seine Geltung 
für den hier gesetzlich gegebenen muß daher ausdrücklich 
bestimmt werden. Die Vorschrift entspricht der im Zwei- 
ten D-Markbilanzergänzungsgesetz (§ 5 Satz 1, 2) für 
Aktien getroffenen Regelung. 

Z*i § 27: 

Die Kreditinstitute, bei denen Gutschriften auf Sammel- 
depotkonto verbucht sind, müssen darüber unterrichtet 
sein, ob ocier bis zu welchem Betrage diese Gutschriften 
mit Einzelurkunden belegt werden können. Sie können 
diese Feststellung auf Grund der nach Absatz 1 vorge- 
schriebenen Bekanntmachung der Wertpapiersammel- 
banken über die Einlieferung der Einzelurkunden und die 
Nennbeträge der eingelieferten Stücke treffen. 

Nach § 41 Abs. 2 WBG bestimmt der Bundesminister der 
Finanzen (ursprünglich der Direktor der Verwaltung für 
Finanzen) im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft (ursprünglich dem Direktor der Verwaltung für 
Wirtschaft) für jede Wertpapierart, von welchem Zeit- 
punkt an die Miteigentümer an der Sammelurkunde die 
Auslieferung von Einzelurkunden verlangen können. Diese 
Regelung sollte die Berücksiditigung der im Jahre 1949 
noch nicht voraussehbaren künftigen Entwicklung ermög- 
lichen und hatte daher von der alsbaldigen Einräumung 
eines Anspruchs auf Aushändigung der Einzelurkunden 
abgesehen. Das Zweite D-Markbilanzergänzungsgesetz 
hat inzwischen eine abweichende Regelung für Aktien ge- 
troffen, nach der entsprechend den allgemeinen Vorschrif- 
ten des Depotgesetzes (§ 7) die Miteigentümer am Sam- 
melbestand jederzeit die Herausgabe von effektiven 
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Aktien in dem ihrem Guthaben entspredienden Nenn- 
betrag verlangen können, sobald die Einzelurkunden ein- 
geliefert worden sind und die Einlieferung bekanntgemadit 
ist. Absatz 2 Satz 1 übernimmt diese Regelung auch für 
Schuldverschreibungen. Absatz 2 Satz 2 ist zur technischen 
Durchführung des Umtauschverfahrens erforderlich. 

Zu § 28: 

Der Nennbetrag einer Gutschrift kann nicht in jedem 
Falle vollständig mit Einzelurkunden belegt werden. Etwa 
verbleibende Spitzengutschriften können in aller Regel 
von den Kreditinstituten in banküblicher Weise durch An- 
und Verkauf ausgeglichen werden. Nur wenn dies aus- 
nahmsweise nicht möglich ist, ist eine zwangsweise Spit- 
zenregulierung durchzuführen. Bei Aktien werden in die- 
sem Falle die Spitzengutschriften durch Verkauf der auf 
den Gesamtbetrag der Spitzengutschriften entfallenden 
Einzelurkunden verwertet (§6 Abs. 5 des Zweiten D-Mark- 
bilanzergänzungsgesetzes). Eine solche zwangsweise Ver- 
wertung der Spitzen würde bei Schuldverschreibungen 
vermutlich nur zu einem unter dem Einlösungsbetrag lie- 
genden Verkaufspreis möglich sein. Diese unerwünschte 
Folge kann dadurch vermieden werden, daß der Ausstel- 
ler die verbleibenden Spitzengutschriften durch Zahlung 
des Nennbetrages und eines in den Anleihebedingungen 
etwa vorgesehenen Aufgeldes ablöst (Absatz 2). Die dafür 
notwendigen Mittel werden von den Ausstellern durch- 
weg aufgebracht werden können, zumal die zwangsweise 
Spitzenregulierung vermutlich nur in wenigen Ausnahme- 
fällen praktisch werden wird. Mit gewissen Schwierig- 
keiten muß allenfalls bei einigen Realkreditinstituten 
gerechnet werden. Durch die Möglichkeit, mit Zustimmung 
der Bankaufsichtsbehörde zur Spitzenregulierung auch 
Einzelurkunden mit einem geringeren als dem in §21 Abs. 2 
bezeichneten Nennbetrag zu verwenden (Absatz 3), wird 
sich bei diesen Instituten die zwangsweise Verwertung 
überhaupt erübrigen oder sich auf einen noch geringeren 
Betrag als sonst beschränken lassen. 

Zu § 29: 

Zahlreiche Realkreditinstitute haben von der ihnen 
durch § 1 der Verwaltungsanordnung Nr. 4 zum Wert- 
papierbereinigungsgesetz (Bundesanzeiger Nr. 173 vom 
8. September 1950) gewährten Ermächtigung Gebrauch 
gemacht und die Sammelurkunde für die von ihnen aus- 
gestellten Wertpapierarten selbst in Verwahrung genom- 
men. Damit haben sie die im Wertpapierbereinigungs- 
gesetz der Wertpapiersammelbank übertragenen Aufgaben 
(§ 2 der Verwaltungsanordnung Nr. 4) übernommen. Die 
Durchführung des Gutschriftvejfahrens, die ebenfalls zu 
den Aufgaben einer Wertpapiersammelbank gehört, be- 
deutet für die Realkreditinstitute eine erhebliche Be- 
lastung, die sie vermeiden können, indem sie das Gut- 
schriftverfahren durch die sofortige Auslieferung der 
neuen Einzelurkunden ersetzen (Absatz 1). Die in Absatz 2 
vorgeschriebene Bekanntmachung dient der Unterrichtung 
der Kreditinstitute. 

Zu Unterabsdinitt 2 — Umtausch und Barablösung in 
Kraft gebliebener Schuldverschreibungen — : 

Zu §§ 30 bis 32: 

Wenn die Sammelurkunde gemäß §§ 21 ff durch Einzel- 
urkunden ersetzt worden ist, können für dieselbe Anleihe 
sowohl neu ausgefertigte, auf Deutsche Mark lautende 
Stücke als auch nach dem Wertpapierbereinigungsgesetz 
in Kraft gebliebene, also auf Reichsmark lautende Stücke 
in Umlauf sein. Namentlich für den Bank- und Börsenver- 
kehr ist dieser Zustand unerwünscht. Deshalb ist aus den 
ihm nahestehenden Kreisen wiederholt geäußert worden, 
daß bei einem Neudruck der Urkunden auch der zwangs- 
weise Umtausch aller nach dem Wertpapierbereinigungs- 
gesetz in Kraft gebliebenen Schuldverschreibungen vor- 
geschrieben werden müsse. Dabei ist auch auf die ent- 
sprechende Regelung für Aktien (vgl. § 54a D-Markbilanz- 
gesetz, eingefügt durch § 3 Nr. 2 des Zweiten D-Mark- 
bilanzergänzungsgesetzes) hingewiesen worden. 

Wie bereits dargelegt (siehe die Einleitung zum Ab- 
schnitt III), liegen die Verhältnisse bei Aktien und Schuld- 
verschreibungen aber in mancher Hinsicht verschieden. 
Namentlich die Zahl der umlaufenden Stücke und der auf 
einen einzelnen Aussteller entfallenden Emissionen sowie 
die Kosten des Neudrucks und des Umtauschverfahrens 


rechtfertigen für Schuldverschreibungen eine andere Re- . 
gelung als bei Aktien. Der Entwurf sieht deshalb davon 
ab, den Aussteller allgemein zum Umtausch der in Kraft 
gebliebenen Stücke zu verpflichten. Den Bedürfnissen des 
Verkehrs dürfte es genügen, daß der Aussteller zwar 
nicht verpflichtet, aber ermächtigt wird, den Umtausch 
dieser Stücke anzuordnen und seine Durchführung ge- 
gebenenfalls auch zu erzwingen. 

Um zu verhindern, daß kraftlos gewc/rdene Stücke zum 
Schaden des Ausstellers beim Umtausch oder bei der 
Bareinlösung berücksichtigt werden, muß der Umtausch 
ebenso wie die Bareinlösung der Schuldversdireibungen, 
deren Nennbetrag durch Einzelurkunden nicht belegt wer- 
den kann, vom Aussteller unter Einschaltung der Prüf- 
stelle durchgeführt werden. Die Prüfstellen sind auf Grund 
der von ihnen geführten Nachweisungen in der Lage 
festzustellen, ob die eingereichten Urkunden in Kraft ge- 
blieben sind. Die Regelung lehnt sich insoweit an die 
Vorschriften des Zweiten D-Markbilanzergänzungsgesetzes 
an (vgl. § 54a Abs. 3 D-Markbilanzgesetz). 

Das Mittel, den Umtausch der Schuldverschreibungen 
zu erzwingen, ist die für derartige Fälle im Wertpapier- 
wesen übliche Kraftloserklärung der nicht zum Umtausch 
eingereichten Urkunden. Während der Aussteller ein An- 
gebot auf freiwilligen Umtausch jederzeit machen kann, 
soll ihm der Umtausch mit Androhung der Kraftloserklä- 
rung der nicht eingereichten Schuldverschreibungen nur 
im unmittelbaren Zusammenhang mit dem Wertpapier- 
bereinigungsverfahren gestattet werden. Der Aussteller 
muß sich daher unverzüglich nach Einlieferung der 
Einzelurkunden bei der Wertpapiersammelbank darüber 
schlüssig werden, ob er von der ihm in § 31 Abs. 1 ge- 
währten Ermächtigung Gebrauch machen v/ill. 

§ 31 Abs. 2 berücksichtigt die in der Begründung zu 
§ 4 erörterten besonderen Verhältnisse bei einzelnen 
Ausstellern. 

§ 32 bestimmt im einzelnen, wie die nach § 3i ange- 
drohte Kraftloserklärung durchzuführen ist. Er schließt 
sich an die im Zweiten D-Markbilanzergänzungsgesetz 
für Aktien getroffene Regelung an, von der er nur inso- 
weit abweicht, als es dem Aussteller selbst dann, wenn 
er die Kraftloserklärung angedroht hat, zunächst weiter- 
hin überlassen bleibt, ob er sie tatsächlich aussprechen 
will. 

Die Kraftloserklärung muß allgemein bekannt sein und 
darf möglichst keinen Zweifel über den Zeitpunkt ihrer 
Wirksamkeit gestatten. Dieser Erwägung trägt "die in 
§ 32 Abs. 1 Satz 2 vorgesehene Bestimmung Rechnung. 

Die Gläubiger, die durdi die Kraftloseiklärung be- 
troffen werden, müssen für den eintretenden Rechtsver- 
lust einen entsprechenden Ersatz erhalten. Sie haben da- 
her Anspruch auf die neuen Wertpapiere die an Stelle 
der für kraftlos erklärten auszugeben sind f§ 32 Abs. 2). 
Soweit die neuen Urkunden nicht angefordert werden, 
sind sie zunächst für die Berechtigten bereitzuhalten. Um 
das Umtauschverfahren trotzdem abschließen zu können, 
dürfen die bereitgehaltenen Stücke innerhalb von fünf 
Jahren seit der Kraftloserklärung außerplanmäßig ge- 
kündigt werden. Geschieht dies, so tritt der Einlösungs- 
betrag an die Stelle der Stücke und ist nunmehr vom 
Aussteller zu Gunsten der Berechtigten zu hinterlegen. 
Dasselbe gilt auch für die Beträge, mit denen der Aus- 
steller Spitzenbeträge ablöst, die auf die bereitgehaltenen 
Stücke entfallen. 

Zu Unterabschnitt 3 — Einzelurkunden für Genußscheine — : 
Zu §§ 33, 34: 

Zu den zu bereinigenden Wertpapierarten gehören auch 
die von einigen Aktiengesellschaften ausgegebenen Ge- 
nußscheine. Sie verbriefen keine Mitgliedschaftsrechte 
wie die Aktien, sondern gewähren lediglich Vermögens- 
rechte verschiedenen Inhalts. So kann beispielsweise ein 
Genußschein einen Anteil am Reingewinn oder das Recht 
auf Benutzung von Anlagen der Gesellschaft beurkunden. 
Einige Arten von Genußscheinen sehen vor, daß der Aus- 
steller das Genußrecht gegen Zahlung eines bestimmten 
Betrages ablösen kann. 

Soweit Genußscheine, was von dem Inhalt des verbrief- 
ten Rechts abhängt, wie Schuldverschreibungen behandelt 
v/erden können, ist für die Einlieferung der Einzelurkun- 
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den und den Umtausch der in Kraft gebliebenen Urkunden 
die sinngemäße Anwendung der in §§ 21 bis 32 für Schuld- 
verschreibungen vorgesehenen Vorschriften geboten (§ 33). 

Können die Genußscheine nicht wie Schuldverschrei- 
bungen behandelt werden, so ist eine besondere Regelung 
über die Einlieferung der Einzelurkunden erforderlich, 
die im § 34 vorgesehen ist. Sie lehnt sich an die Grund- 
sätze an, die für die Einlieferung von Einzelurkunden auf 
die in der Sammelurkunde verbrieften Rechte gelten. Da- 
bei ist auch dem Aussteller von Genußscheinen die Mög- 
lichkeit zum Umtausch der in Kraft gebliebenen alten 
Urkunden im Zusammenhang mit der Einlieferung der 
neuen Einzelurkunden gewährt worden. 

Zu Abschnitt IV — Wiederaufnahme von Teilkündigungen 
und Verlosungen — : 

Zu § 35: 

Teilkündigungen und Verlosungen sind durch § 43 WBG 
vorübergehend bis zu einer anderweiten gesetzlichen 
Regelung für unzulässig erklärt worden, „um die Durch- 
führung der Bereinigung der fälligen Wertpapierarten 
nicht zu erschweren" (amtliche Begründung zu §§ 42, 43 
WEG letzter Absatz). Mit der in diesem Entwurf vor- 
gesehenen Regelung fallen die Gründe für das Verbot 
weg, so daß die Teilkündigungen und Verlosungen nun- 
mehr nach den Anleihebedingungen wieder aufgenommen 
werden können und auch müssen, sobald die Einzelurkun- 
den bei der Wertpapiersammelbank eingeliefert oder — 
in den Fällen des § 29 — an die Anmelder ausgeliefert 
worden sind. Eine weitere Hinausschiebung des Tilgungs- 
dienstes würde einen Eingriff in die Rechtsstellung der 
Wertpapiergläubiger darstelien, der sich kaum rechtfer- 
tigen ließe und der den auf diesem Gebiet besonders emp- 
findlichen Kapitalmarkt ernstlich belasten würde. 

Solange noch nicht über alle angemeldeten Rechte ent- 
schieden ist, müssen die Kündigungen und Verlosungen 
auf die in Kraft gebliebenen Stücke und die anerkannten 
Rechte beschränkt bleiben. Andernfalls ergäben sich da- 
f'urdi Schwierigkeiten, daß häufig nicht festgestellt wer- 
den könnte, ob auf eine noch schwebende Anmeldung zur 
Wertpapierbereinigung nach der späteren Anerkennung 
ein ausgelostes oder ein noch nicht ausgelostes Recht zu- 
ceteilt werden müßte. Mit Rücksicht darauf, daß die Ver- 
losung von Rechten, die sich in einem Sammelbestand 
befinden, zu technischen Schwierigkeiten führt, soll die 
Verlosung erst nach Auflösung des Sammelbestandes 
durchgeführt werden (Absatz 1). 

Die durch Absatz 1 vorgeschriebene Beschränkung der 
Verlosung auf einen Teil der Rechte kann zu Abweichun- 
gen von den für die Verlosungen geltenden Anleihebedin- 
gungen nötigen (Absatz 2). Sind für alle angemeldeten 
Rechte Einzelurkunden ausgeliefert worden, so können 
auch die noch bei der Wertpapiersammelbank verbliebe- 
nen Einzelurkunden in die späteren Teilkündigungen und 
Verlosungen einbezogen werden, da nunmehr keine 
Verwirrung mehr zu befürchten ist (Absatz 3). 

Absatz 4 beruht auf den bereits zu §§ 4, 31 Abs. 2 an- 
geführten Erwägungen. Es wäre unzweckmäßig, Stücke, 
die nicht zu bedienen sind, in die Teilkündigungen und 
Verlosungen einzubeziehen. 

Zu § 36: 

Auch die nach § 43 WBG während des Bereinigungs- 
verfahrens unterbliebenen Teilkündigungen und Ver- 
losungen müssen nunmehr nachgeholt werden, nachdem 
der Grund für ihre Aufschiebung fortgefallen ist. Zweifel- 
haft kann nur sein, innerhalb welcher Frist der den An- 
leihebedingungen entsprechende Tilgungsstand hergestellt 
werden soll. Die Gläubiger wünschen im allgemeinen die 
sofortige Nachholung aller wegen der Wertpapierbereini- 
gung unterbliebenen Teilkündigungen und Verlosungen. 
Sie könnte jedoch zu Liquiditätsschwierigkeiten führen. 
Die einzelnen Wertpapierarten unterschiedlich zu behan- 
deln und die Frist zur Nachholung der unterbliebenen 
Kündigungen und Verlosungen je nach dem Einzelfall 
verschieden zu bemessen, erschien nicht ratsam. Unter 
diesen Umständen blieb nur die Möglichkeit, die nachzu- 
holenden Tilgungsmaßnahmen allgemein auf eine ange- 
messene Frist zu verteilen. Die vorgeschlagene Frist von 
im allgemeinen 3 Jahren dürfte dem entsprechen. 


Die Vorschrift des § 36 stellt nur Mindestanforderungen 
auf. Aussteller die dazu in der Lage sind, können die unter- 
bliebenen Kündigungen und Verlosungen auch alsbald 
nachholen. Umgekehrt ist es den Gläubigern nicht ver- 
wehrt, sich mit einer anderen Regelung einverstanden zu 
erklären, also z. B. eine Umtauschanleihe mit längerer 
],aufzeit anzunehmen. 

Zu Abschnitt V — Weitere Ergänzungsbestimmungen zum 
Wertpapierbereinigungsgesetz — : 

Der Abschnitt bringt verschiedene Ergänzungen oder 
technische Änderungen des Wertpapierbereinigungsge- 
setzes, die sich in der bisherigen Praxis als zweckmäßig 
oder erforderlich erwiesen haben und die durchweg den 
Wünschen und Anregungen der beteiligten Kreise ent- 
sprechen. Im Aufbau schließen sich die einzelnen Vor- 
schriften der Gliederung des Wertpapierbereinigungsge- 
setzes an. 

Zu Unterabschnitt 1 — Anwendungsbereich des Gesetzes: 
Zu § 37: 

Die Wertpapierbereinigung ist zunächst auf die Wert- 
papiere solcher Aussteller beschränkt worden, die ihren 
Sitz bei Inkrafttreten der Bereinigungsgesetze in deren 
Geltungsgebiet hatten. Dabei ist die spätere Ausdehnung 
des Bereinigungsverfahrens auf die Emissionen solcher 
Unternehmungen, die ihren Sitz später in das Bundes- 
gebiet oder nach Berlin verlegen würden, alsbald in Aus- 
sicht genommen worden (siehe die amtliche Begründung 
zu § 1 WBG). Diese Ausdehnung ist inzwischen hinsichtlich 
der Aussteller, welche die Sitzverlegung bis zum 1. April 
1951 vollzogen haben, durch § 1 des Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Wertpapierbereinigungsgesetzes an- 
geordnet worden. Entsprechende Vorschriften sind auch 
tür Berlin ergangen. Da inzwischen weitere Gesellsdiaften 
ihren Sitz in das Bundesgebiet oder nach Berlin verlegt 
haben, ist die nochmalige Erweiterung des sachlichen An- 
wendungsbereiches des Wertpapierbereinigungsgesetzes 
geboten. Durch die Bezugnahme auf das Gesetz zur Ände- 
rung und Ergänzung des Wertpapierbereinigungsgesetzes 
sind auch die in diesem Gesetz gegebenen Übergangsvor- 
schriften für anwendbar erklärt. 

Zu Unterabschnitt 2 — Vorbereitung des Wertpapierberei- 
nigungsverfahrens. Ausstellung der Sammelurkunde — : 

Zu § 38: 

Einige Aussteller können infolge Verlustes ihrer Unter- 
lagen durch Kriegs- und' Nachkriegsereignisse die nach 
§ 4 WBG erforderlichen Angaben nicht für jede von ihnen 
ausgegebene Wertpapierart gesondert, sondern nur in 
Gesamtziffern für alle oder mehrere bestimmte Emissio- 
nen machen. Für diese Wertpapierarten ist daher die Be- 
reinigung nach dem bisher geltenden Recht nicht mög- 
lich. Dieses Ergebnis ist wirtschaftlich unerwünscht und 
wenigstens in den Fällen vermeidbar, in denen die ge- 
meinsamen Angaben für mehrere Schuldverschreibungs- 
arten im wesentlichen genügen, um das Wertpapierberei- 
nigungsverfahren unter Zusammenfassung dieser Schuld- 
verschreibungsarten zu einem praktisch brauchbaren Er- 
gebnis zu bringen. Voraussetzung ist allerdings, daß die ver- 
schiedenen Rechte untereinander gleichwertig im Sinne 
des § 22 sind, da anderenfalls ihre Zusammenfassung nicht 
möglich wäre. 

Zu § 39: 

Nach § 9 Abs. 2 WBG müssen aus der Sammelurkunde 
oder einem mit ihr fest verbundenen Verzeichnis die 
Nummern der Stücke ersichtlich sein, an deren Stelle die 
Sammelurkunde tritt. In einzelnen Fällen ist diese Angabe 
nicht möglich, da infolge Verlustes der Unterlagen nur 
der Gesamtbetrag der in der Sammelurkunde neu ver- 
brieften Rechte, nicht aber auch die nummernmäßige Be- 
zeichnung dieser Rechte angegeben werden kann. Da die 
Nummernangabe nur der technischen Erleichterung des 
Verfahrens und der Sicherheit des Verkehrs dient, für die 
ordnungsmäßige Durchführung der Bereinigung aber nicht 
unbedingt notwendig ist, kann von ihr unbedenklich ab- 
gesehen werden, wenn sie tatsächlidi nicht gemacht wer- 
den kann. Da die einzelnen Anwendungsfälle der Vor- 
schrift sehr verschieden liegen können, war es zweck- 
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mäßig, die nähere Bestimmung darüber, wie die Sammel- 
urkunde jeweils auszustellen ist, der zuständigen Bank- 
aufsiditsbehörde zu überlassen. 

Zu Unterabschnitt 3 — Anmeldung der Rechte — : 

Zu § 40: 

Verschiedene Emissionen eines Ausstellers werden, 
wenn für sie im wesentlichen, insbesondere hinsichtlich 
des Zinssatzes, die gleichen Anleihebedingungen gelten, 
im allgemeinen an den Börsen einheitlich gehandelt und 
notiert. Diese Börsenübung spiegelt sich vielfach in den 
Bankbescheinigungen und sonstigen Unterlagen wider, in 
denen das betreffende Wertpapier oft ohne genaue An- 
gabe seiner Art und Serie bezeichnet wird. Mit derarti- 
gen Bankunterlagen belegte und nicht etwa anderweitig 
ergänzte Anmeldungen zur Wertpapierbereinigung sind 
nach geltendem Recht unzulässig, weil sie das angemel- 
dete Wertpapier nicht mit der vom Gesetz geforderten 
Genauigkeit erkennen lassen (§ 16 Abs. 5 WBG). Dies ist 
für die Betroffenen unbillig. §40 schafft deshalb die Mög- 
lichkeit, auch in den vorerwähnten Fällen zu einem für 
die Anmelder befriedigenden Ergebnis zu gelangen, in- 
dem auch solche Anmeldungen für zulässig erklärt wer- 
den, in denen lediglich die Wertpapierart nicht oder nicht 
genau bezeichnet werden kann, während sie im übrigen 
allen Anforderungen des Wertpapierbereinigungsgesetzes 
entsprechen. 

Zu § 41: 

Die Vorschrift des § 40 muß auch solchen Anmeldern 
zugute kommen, deren frühere Anmeldung auf Grund 
der bisherigen Rechtslage wegen ungenauer Bezeichnung 
der Wertpapierart abgelehnt oder zurückgegeben worden 
ist. Die Prüfstelle kann aus ihren Unterlagen in aller Regel 
die in Betracht kommenden Anmeldungen feststellen und 
daher das Verfahren von Amts wegen wieder aufnehmen. 
Dabei soll ihr nicht etwa eine umfassende Ermittlungs- 
pflicht auferlegt werden. Sie darf sich vielmehr auf ihre 
üblichen, ordnungsgemäß geführten Unterlagen ver- 
lassen. Die vorgesehene Kostenregelung entspricht der 
Billigkeit (Absatz 1). 

Ist eine Anmeldung ausschließlich mit Rücksicht auf 
ihre bisherige Unzulässigkeit unterblieben, so muß sie 
auf Grund der neuen Rechtslage auch dann nachträglich 
ermöglicht werden, wenn die Anmeldefrist des § 17 WBG 
und die Frist zur Stellung eines Antrages auf Wieder- 
einsetzung in den vorigen Stand wegen Versäumung der 
Anmeldefrist nach § 32 WBG bereits abgelaufen sind. Mit 
Rücksicht darauf, daß die Bereinigung der betreffenden 
Wertpapierart bereits kurz vor dem Abschluß stehen 
kann, ist für diese Nachmeldungen eine kurze, aber als 
ausreichend anzusehende Aussdilußfiist von drei Mona- 
ten vorgesehen, gegen deren Versäumung eine Wieder- 
einsetzung in den vorigen Stand aus demselben Grunde 
nicht gewährt werden kann (Absatz 2). Die Vorschrift läßt 
nur Nachmeldungen zu, die bisher mit Rüdesicht auf ihre 
Unzulässigkeit unterblieben sind. Die Frage, ob und in- 
wieweit allgemein Fälle nicht fristgerecht eingereichter 
Anmeldungen noch nachträglich berücksichtigt werden 
können, ist einem späteren Gesetz Vorbehalten worden, 
weil zunächst die laufenden Bereinigungsverfahren abge- 
wickelt werden müssen und sich erst danach übersehen 
läßt, ob und in welcher Weise nachträgliche Anmeldungen 
Berücksichtigung finden können. 

Die Anmeldungen mit ungenauer Bezeichnung der 
Wertpapierart müssen auch dann bei einer Prüfstelle 
zusammengefaßt werden, wenn ausnahmsweise verschie- 
dene Prüfstellen für die bei der Zusammenfassung be- 
rücksichtigten einzelnen Wertpapierarten bestellt wor- 
den sind. Anderenfalls wäre Verwirrung zu befürchten 
und das im § 47 geregelte Gutschriftverfahren würde 
Schwierigkeiten begegnen. Die Bestimmung der zustän- 
digen Prüfstelle durch die Bankaufsichtsbehörde ist sach- 
gemäß, da diese die für die Entschließung maßgebenden 
Gesichtspunkte besser als der Aussteller übersehen kann 
(Absatz 3). 

Für das Anmelde- und Prüfungsverfahren in den Fallen 
der §§40,41 gilt im übrigen nichts Besonderes. Ergän- 
zende Vorschriften für das Gutschriftverfahren enthält §47. 


Daß die Wertpapierart nicht genau angegeben werden 
* kann, kann auch Vorkommen, wenn ein Aussteller meh- 
rere Aktienarten ausgestellt hat, z. B. Vorzugsaktien 
Lit. A und Lit. B. Für diese Fälle ist die gleiche Regelung 
geboten wie bei Schuldverschreibungen (Absatz 4). Der 
Anwendungsbereich der Vorschrift bei Aktien wird aller- 
dings erheblich geringer sein als bei Schuldverschrei- 
bungen. 

Auf den Fall, daß der Anmelder nur den Aussteller sei- 
nes Wertpapiers kennt, aber nicht einmal anzugeben ver- 
mag, ob er Inhaber von Aktien oder Schuldverschreibun- 
gen gewesen ist, kann die Regel-ing nicht erstreckt 
werden. 

Zu § 42: 

Nach § 8 der Dividendenabgabeverordnung vom 12. Juni 
1941 (RGBl. I S. 323) konnten Kapitalgesellschaften ihre 
Handelsbilanz in vereinfachter Form durdi Erhöhung des 
Grundkapitals berichtigen. Gesellschaften, die von dieser 
Befugnis Gebrauch gemacht haben, konnten die Nennbe- 
träge der Aktien durch Heraufstempelung berichtigen, 
sie konnten aber auch die Aktien Umtauschen oder Zusatz- 
aktien ausgeben. Falls eine Gesellschaft die Zusatzaktien 
ausgestellt, aber noch nicht ausgegeben hat, können die 
Ansprüche auf diese Zusatzaktien auch dann lediglich 
durch Anmeldung nach dem Wertpapierbereinigungsgesetz 
geltend gemacht werden, wenn für die Stammaktie eine 
Lieferbarkeitsbescheinigung ausgestellt worden, sie also 
in Kraft geblieben ist. Da die Berechtigung des Inhabers 
der Stammurkunde anläßlich der Ausstellung der Liefer- 
barkeitsbescheinigung bereits geprüft worden ist, hängt 
die Entscheidung über die Anmeldung in der Regel nur 
noch von einer formellen Prüfung der Urkunde ab, auf 
welche die Zusatzaktie bezogen werden kann. Die Vor- 
schrift des § 42 Abs. 1 gestattet es deshalb, daß die An- 
meldung des Rechtes auf die Zusatzaktie ohne Angabe des 
Namens des Berechtigten für den „Inhaber" der in Kraft 
gebliebenen Stammurkunde oder der zum Bezug der Zu- 
satzaktie berechtigenden sonstigen Urkunde vorgenommen 
wird. Derartige Anmeldungen sind, vor allem aus dem 
Ausland, das sich dabei auf die Pflicht der anmeldenden 
Banken zur Wahrung des Bankgeheimnisses berufen hat, 
bereits vorgenommen worden. Sie mußten nach dem bis- 
herigen Recht abgelehnt werden, weil sie den Erforder- 
nissen des § 16 Abs. 1,5 WBG nicht entsprechen. Manchmal 
ist die Anmeldung überhaupt unterblieben, weil den An- 
forderungen des Wertpapierbereinigungsgesetzes nicht 
genügt werden konnte oder sollte. Die sinngemäße An- 
wendung des § 41 Abs. 1, 2 ermöglicht auch in diesen Fällen 
die Anwendung der neuen Vorschrift. 

Die Absätze 2 und 3 regeln das Verfahren. Die zum 
Bezug erforderliche Urkunde muß der Anmeldung beige- 
fügt werden, um feststellen zu können, ob tatsächlich 
das Bezugsrecht noch nicht ausgeübt worden ist, und spä- 
teren Mißbrauch zu verhindern. 

Da die Prüfung im wesentlichen formeller Art ist, kann 
die Entscheidung in jedem Fall, also namentlich ohne 
Rücksicht auf den Nennbetrag des angameldeten Rechts 
der Prüfstelle überlassen werden. Der Anerkennungsbe- 
scheid ist abweichend von § 27 Abs. 1 WBG nicht auf den 
im Verfahren vermutlich gar nicht genannten Namen des 
Anmelders auszustellen; es genügt vielmehr die Aner- 
kennung zu Gunsten des Inhabers der , nummernmäßig 
bezeichneten Urkunde (Absatz 3). 

Zu § 43: 

Die Frist, innerhalb deren die Anmeldestellen die An- 
meldungen sowie etwaige Anträge auf Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand wegen Versäumung der Anmelde- 
frist an die Prüfstelle weiterzuleiten haben {§§ 17 Abs. 3, 
32 Abs. 1 WBG), ist nach einhelliger Auffassung lediglich 
eine Ordnungsfrist. Dies hat dazu geführt, daß in Einzel- 
lällen rechtzeitig bei einer Anmeldestelle eingegangene 
Anmeldungen auch jetzt noch nicht an die Prüfstelle wei- 
tergeleitet sind, und zwar vielfach, ohne daß die Prüfstelle 
überhaupt Kenntnis von der Anmeldung hat. Infolgedes- 
sen ergibt sich bei der betreffenden Wertpapierart ein 
falsches Bild über den Stand der Bereinigung. Um diese 
Verfahren endgültig abschließen zu können, ist es not- 
wendig, daß der Prüfstelle auch diese letzten noch bei den 
Anmeldestellen liegenden Anmeldungen zugeleitet werden 
und sie die Gewißheit erlangt, daß weitere Anmeldungen 
nicht mehr nachgereicht werden können oder, wenn dies 
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(jodi geschieht, nicht mehr berücksichtigt werden dürfen. ^ 
Die zu diesem Zweck in § 43 gesetzten Fristen sind aus- 
reichend und angemessen. Später eingehende Anmeldun- 
gen müssen ohne sachliche Prüfung abgelehnt werden. 
Der Anmelder wird in diesen Fällen im allgemeinen die 
Anmeldestelle auf Schadensersatz in Anspruch nehmen 
können. 

Nach § 20 WEG sind unter bestimmten Voraussetzungen 
Anträge auf Ausstellung von Lieferbarkeitsbescheinigungen 
jn das Wertpapierbereinigungsverfahren überzuleiten. Zu 
diesem Zweck hat das Kreditinstitut, bei dem der Antrag 
auf Erteilung der Lieferbarkeitsbescheinigung gestellt ist, 
die Anmeldung vorzunehmen und als Anmeldestelle tätig 
zu werden. Diese Anmeldungen müssen nach § 20 Abs. 2 
WEG innerhalb von dreizehn Monaten seit Inkrafttreten 
des Wertpapierbereinigungsgesetzes bei der Prüfstelle 
eingehen. Auch diese Frist ist eine Ordnungsfrist. Aus den 
oben angegebenen Gründen muß auch für diese Über- 
leitungsanmeldungen eine Schlußfrist gesetzt werden (Ab- 
satz 2). Die durch den Wegfall des Antrages auf Ausstel- 
lung einer Lieferbarkeitsbescheinigung erforderlich wer- 
dende Eerichtigung der Sammelurkunde bleibt unberührt. 

I 

Zu Unterabschnitt 4 — Beweis der Rechte — : 

Zu § 44: 

Nach § 23 WEG wird das Recht des Anmelders, falls 
die Anmeldung nicht auf Grund des Prüfungsergebnisses 
abgelehnt wird, entweder als nachgewiesen oder als glaub- 
haft gemacht anerkannt. Diese Unterscheidung ist von Ee- 
deutung, wenn die Summe der angemeldeten Rechte den 
Eetrag der Sammelurkunde übersteigt, also eine über- 
anmeldung vorliegt, da es in diesem Fall zu Teilgut- 
schriften und Kürzungen nach näherer Vorschrift des § 39 
Abs. 1 WEG kommen kann. Inzwischen hat sich ergeben, 
daß bei der weit überwiegenden Mehrzahl der zu bereini- 
genden Wertpapierarten eine Unteranmeldung vorliegt, so 
daß die glaubhaft gemachten Rechte in gleicher Weise wie 
die nachgewiesenen Rechte volle Gutschrift erhalten wer- 
den. In diesen Fällen ist die Unterscheidung zwischen nach- 
gewiesenen und glaubhaft gemachten Rechten entbehr- 
lich. Dasselbe gilt für die anerkannten Rechte einer ge- 
samt- oder teilfälligen Wertpapierart, die in jedem Fall 
nach §§ 1, 2 voll berücksichtigt werden sollen. Die Frage, 
cb ein angemeldetes Recht als nachgewiesen oder nur als 
glaubhaft gemacht anerkannt werden kann, nötigt häufig 
zu besonders umfangreichen Ermittlungen. Hinzu kommt, 
daß gegen eine Anerkennung als glaubhaft gemacht viel- 
fach die sofortige Eeschwerde mit dem Ziele der Aner- 
kennung als nachgewiesen eingelegt wird. Unter diesen 
Umständen ist es angebracht, die mit der Entscheidung 
befaßten Stellen von der Verpflichtung zur Feststellung, 
ob das Recht in der einen oder anderen Weise anzu- 
erkennen ist, dann zu befreien, wenn ohnedies jedes 
Recht in voller Höhe berücksichtigt wird. Dadurch wird 
eine wesentliche Verminderung der Arbeit und zugleich 
eine Eeschleunigung der Wertpapierbereinigung erzielt. 

Zu § 45: 

Wie bereits in der allgemeinen Eegründung zu Ab- 
schnitt I und zu Unterabschnitt 2 ausgeführt ist, ist der 
Einlösungsbetrag, den Kreditinstitute und andere Stellen 
für fällige Wertpapiere erhalten haben, den Eerechtigten 
aus kriegsbedingten Gründen häufig nicht zugute gekom- 
men. Nach § 8 soll der Aussteller Einlösungsbeträge, die 
den Eerechtigten nicht erreicht haben, zurückerhalten, so- 
fern der Eetrag bei einer Stelle im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes „verblieben" ist (vgl. § 6 Abs. 2). Dafür hat er 
anderseits die Rechte, auf welche die „verbliebenen Ein- 
Icsungsbeträge" gezahlt worden wären, nochmals zu be- 
dienen. Diese Regelung muß auch den Anmeldern zugute 
kommen, deren Anmeldung auf Grund der bisherigen 
Rechtslage abgelehnt worden war, weil sich aus den Unter- 
lagen der Prüfstelle ergab, daß das angemeldete Recht 
bereits getilgt oder eingelöst ist Dieselbe Eehandlung 
müssen ferner die Anmelder erfahren, die ihre Anmeldung 
mit Rücksicht auf ihre Aussichtslosigkeit nach dem bisher 
geltenden Recht zurückgenommen hatten. 

Absatz 1 Satz 2 stellt klar, daß das angemeldete Recht 
zu Gunsten des Anmelders anzuerkennen ist, auch wenn 
das Eigentum an dem Wertpapier anläßlich der Einlösung 


auf einen anderen übergegangen ist. Dabei ist unter Ein- 
lösung nur eine Zahlung zu verstehen, die zur Erfüllung 
der verbrieften Verbindlichkeit geführt hat. 

Das Verfahren ist gegebenenfalls von der Prüfstelle von 
Amts wegen wieder aufzunehmen. Sie kann die erforder- 
lichen Feststellungen im allgemeinen auf Grund ihrer 
Nachweisungen treffen. Weitergehende Ermittlungen sind 
ihr nicht auferlegt. Sie würden einen Arbeitsaufwand er- 
fordern, welcher der Prüfstelle nicht zugemutet werden 
kann und außer Verhältnis zu dem zu erzielenden Er- 
gebnis stehen würde. 

Zu Unterabschnitt 5 — Prüfungsverfahren —• : 

Zu § 46: 

Die Frage, ob gegen die Versäumung der Einspruchs- 
frist und der Frist zur Einlegung der sofortigen Eeschwer* 
de Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nach den Vor- 
schriften des Gesetzes über die Angelegenheiten der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit (vgl. § 61 WEG in Verbindung 
mit § 22 FGG) gewährt werden kann, ist in der Recht- 
sprechung nicht einheitlich beantwortet. Einige Gerichte 
haben unter Anwendung von § 22 FGG die Zulässigkeit 
bejaht. Andere Gerichte haben aus Sinn und Zweck des 
Wertpapierbereinigungsverfahrens und seiner technischen 
Durchführung gefolgert, daß die Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand gegen die Versäumung der Rechtsmittel- 
fristen unzulässig sei. Eine einheitliche Regelung ist in 
dieser für das Prüfungsverfahren wichtigen Frage geboten. 
Der Entwurf schließt sich der Ansicht an, nach der die 
Wiedereinsetzung unzulässig ist. Die Zulassung der Wie- 
dereinsetzung in den vorigen Stand würde schwerwie- 
gende Folgen für das Eereinigungsverfahren haben und 
seine ordnungsmäßige Durchführung ernstlich gefährden. 
Die rechtskräftigen Entscheidungen im Prüfungsverfahren 
sind die Grundlage des Gutschriftverfahrens. Nach § 36 
Abs. 1 WEG zeigt die Prüfstelle zur Einleitung des Gut- 
schriftverfahrens der Wertpapiersammelbank die Summe 
der rechtskräftig durch Gericht oder Prüfstelle anerkann- 
ten Rechte und der noch schwebenden Anmeldungen an. 
Sie teilt ferner mit, wieviel rechtskräftig glaubhaft ge- 
machte Rechte sich für Gutschriften bei der Wertpapier- 
sammelbank ergeben haben. Dabei werden die rechts- 
kräftig abgelehnten Anmeldungen nicht berücksichtigt. Die 
Zulassung der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand bei 
Versäumung der Eeschwerdefrist würde einen nicht er- 
träglichen Unsicherheitsfaktor in das Gutschriftverfahren 
hineintragen. Namentlich, wenn die Sammelurkunde voll 
oder nahezu voll belegt ist oder eine Überanmeldung 
vorliegt, könnte die Eankaufsichtsbehörde das Gutschrift- 
verfahren häufig nicht freigeben, da sie damit rechnen 
müßte, daß bereits rechtskräftig abgelehnte Anmeldungen 
auf Grund einer immer noch möglichen Wiedereinsetzung 
doch noch berücksichtigt werden müßten und sich die dem 
Gutschriftverfahren zu Grunde gelegten Eeträge (§§ 38, 
39 WEG) dadurch ändern würden. Um diese Folge zu ver- 
meiden, müßte die Ausbuchung der abgelehnten Anmel- 
dungen bis zu dem Zeitpunkt unterbleiben, bis zu dem die 
Wiedereinsetzung nach § 22 Abs. 2 FGG noch beantragt 
werden kann, d. h. bis zum Ablauf eines Jahres nach Ab- 
lauf der Rechtsmittelfrist. Der Abschluß der Eereinigung 
würde dadurch unter Umständen in einem nicht vertret- 
baren Ausmaß verzögert werden. 

Zu Unterabschnitt 6 — Gutschriften auf Sammeldepot- 
konto — : 

Zu § 47: 

Die Vorschrift regelt im Anschluß an §§ 40, 41 des Ent- 
wurfs die weitere Eehandlung der anerkannten Anmel- 
dungen mit ungenauer Eezeichnung der Wertpapierart. 
Bei ihnen stehen nur der Aussteller und die Wertpapier- 
art im allgemeinen fest, ungewiß ist aber, ob das Recht 
z. E. der Serie I, II oder III zugehört. Die Anmeldungen 
müssen daher auf bestimmte Schuldverschreibungsarten 
des Ausstellers verteilt und bei ihnen durch Gutschrift 
berücksichtigt werden. Das kann nur insoweit geschehen, 
als bei den betreffenden Wertpapierarten Unteranmel- 
dungen vorliegen und damit ein freier Eetrag zur Ver- 
fügung steht. Dabei muß sichergestellt sein, daß die An- 
meldungen, in denen die Wertpapierart genau bezeichnet 
ist, durch Anmeldungen mit ungenauer Eezeichnung nicht 
beeinträchtigt werden. Deshalb dürfen die anerkannten 
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Reciite aus Anmeldungen mit ungenauer Bezeichnung der 
Wertpapierart erst dann auf die verschiedenen Schuld- 
^ erschreibungsarten des Ausstellers verteilt werden, wenn 
endgültig feststeht, in welcher Höhe bei den einzelnen 
Wertpapierarten Unteranmeldungen vorliegen. Dies ist 
der sich aus § 43 Abs. 1 ergebende Zeitpunkt. Von ihm 
ab können weitere Anmeldungen der Prüfstelle nicht 
mehr vorgelegt werden. Der dann noch durch Anmeldun- 
gen nicht belegte Betrag der Sammelurkunde kann für 
die Anmeldungen nach § 41 herarigezogen werden. 

Die Anmeldungen werden zunächst so behandelt, als 
v;enn sie noch nicht fällig gewordene Rechte beträfen. 
Reichen die unbelegten Teile der Sammelurkunden nicht 
aus, um alle anerkannten Rechte mit ungenauer Bezeich- 
nung der Wertpapierart gutzuschreiben, so spricht die 
Vermutung dafür, daß ein entsprechender Teil der An- 
meldungen fällige Schuldverschreibungsarten betrifft. In- 
soweit sind deshalb auch die gesamt- und teilfälligen 
Wertpapierarten heranzuzieken. Der Betrag, in dessen 
Höhe diese Heranziehung möglich ist, ergibt sich aus der 
nach §§ 10 ff. aufzustellenden Schlußrechnung (Absatz 2 
Satz 1). 

Es kann sein, daß die zur Verlosung zur Verfügung 
stehenden Beträge nicht ausreichen, um alle Anmeldungen 
mit ungenauer Bezeichnung der Wertpapierart zu berück- 
sichtigen. In diesem Falle gilt folgendes: 

Nach § 39 Abs. 1 WBG werden im Falle einer Über- 
anmeldi^ng zunächst nur gleichmäßige Teilgutschriften auf 
die nachgewiesenen Rechte und erst, wenn diese voll be- 
rücksichtigt sind, auch auf die glaubhaft gemachten Rechte 
Yorgenommen. Dieser Grundsatz der Erstberücksichtigung 
der nachgewiesenen Rechte soll auch hier mit der Folge 
gelten, daß das Verfahren zunächst nur für die nachge- 
wiesenen Rechte mit ungenauer Bezeichnung der Wert- 
papierart und erst danach für die glaubhaft gemachten 
Rechte durchzuführen ist. Ist es nicht möglich, alle nach- 
gewiesenen oder alle nachgewiesenen und glaubhaft ge- 
maditen Rechte zu berücksichtigen, so sind die jeweils zu 
berücksichtigenden Rechte entsprechend den Grundsäteen 
des § 39 WBG zu kürzen (Absatz 2 Satz 2). 

Die Verweisung auf die einzelnen Wertpapierarten 
kann in Ermangelung eines anderen Anknüpfungspunktes 
nur’ durch Verlosung vorgenommen werden. Der Entwurf 
überläßt die Durchführung der Verlosung im einzelnen 
der Bankaufsichtsbehörde, da nur auf diese Weise den 
vielfältigen Möglichkeiten des einzelnen Falles Rechnung 
getragen werden kann. Mit der Verlosung gilt das Recht 
als für die durch das Los bezeichnete Wertpapierart aner- 
kannt (Absatz 1 Satz 2, 3). 

Die sinngemäße Anwendung der Absätze 1, 2 für An- 
meldungen von Aktien mit ungenauer Wertpapierart ist 
angezeigt, um auch insoweit zu möglichst befriedigenden 
Ergebnissen gelangen zu können (Absatz 3). 

Zu § 48: 

Nach § 39 Abs. 3 WBG wird bei Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand wegen Versäumung der Anmeldefrist 
die Gutschrift für das verspätet angemeldete Recht nur 
insoweit nachgeholt, als der niditbeiegte Teil der Sammel- 
urkunde hierzu noch ausreicht. Bereits erteilte Gutschriften 
können durch die später für die Anmeldung eines anderen 
Rechtes bewilligte Wiedereinsetzung also keine Kürzung 
mehr erleiden. Verwaltungsübung und Rechtsprechung 
haben diesen Grundsatz dahin weiter entwickelt, daß be- 
reits erteilte Gutschriften auch dann nicht berührt werden 
dürfen, wenn eine rechtzeitig bei der Anmeldestelle ein- 
gegangene Anmeldung von dieser so spät an die Prüf- 
stelle weitergeleitet wird, daß bereits Gutschriften vor- 
genommen sind und der noch verfügbare Teil der Sammel- 
urkunde zur vollen Berücksichtigung der nachträglich 
vorgelegten Anmeldung nicht mehr ausreicht. § 48 Nr. 1 
bestätigt diese Rechtsanwendung. Entsprechendes muß 
gelten, wenn durch die nachträgliche Zulassung der An- 
meldung von Zusatzinhaberaktien nach § 42 eine über- 
anmeldung eintreten sollte (Nr. 2). 

Die Vorschrift des § 48 knüpft nicht an den Zeitpunkt 
der Gutschrift an, sondern an die ihm vorangehende, die 
Grundlage für die Gutschriften bildende Absendung der 
für die Wertpapiersammelbank bestimmten Anzeige nach 
§ 36 Abs. 1 WBG. Auf diese Weise wird verhindert, daß 
wegen einer kurz nach Absendung der Anzeige nachträg- 
lich bei der Prüfstelle eingegangenen* Anmeldung die mit 


der Anzeige nach § 36 Abs. 1 WBG verbundene umfang- 
reiche Arbeit wiederholt werden muß. 

Voraussetzung dafür, daß die verspätet weitergeleitete 
Anmeldung überhaupt noch berücksichtigt werden kann, 
ist stets, daß sie noch vor Ablauf der in § 43 neu gesetzten 
'Vusschlußfrist bei der Prüfstelle eingeht. 

Zu Unterabschnitt 7 — Sorgfalts- und Geheimhaltungs- 
pflichten — : 

Wie bereits in der Einleitung zu Abschnitt V ausgeführt, 
schließen sich die einzelnen das Wertpapierbereinigungs- 
gesetz ergänzenden Vorschriften der Gliederung des Wert- 
pc.pierbereinigungsgesetzes an. Unterabschnitt 7 enthält 
eine Ergänzung der unter der Überschrift „Sorgfalts- und 
Geheimhaltungspflichten" zusammengefaßten Vorschriften 
der §§ 50 bis 52 WBG. Die Ergänzungen betreffen die 
Schadensersatzleistung der Kreditinstitute (§ 49) und die 
Befugnis zur gerichtlichen Geltendmachung von Schadens- 
ersatzansprüchen (§ 50). 

Zu § 49: 

Kreditinstitute, die Lieferbarkeitsbescheinigungen unter 
schuldhafter Verletzung der hierfür erlassenen Richtlinien 
ausgestellt haben, haften den Beteiligten abgesehen von 
weiteren Haftungsgrundlagen des bürgerlidien Rechts 
nach § 50 WBG für den verursachten Schaden. Entspre- 
chendes gilt unter Umständen für den Fall, daß ein Kredit- 
institut unter schuldhafter Verletzung der im Bankverkehr 
erforderlichen Sorgfalt ein unrechtmäßig erworbenes 
Wertpapier über die Tafel hereingenommen und im Bank- 
verkehr weiterveräußert hat. so daß das folgende Kredit- 
institut das Wertpapier als im Bankverkehr erworben nach 
den hierfür erlassenen Richtlinien rechtmäßig mit einer 
Lieferbarkeitsbescheinigung versehen durfte. Das mit der 
Lieferbarkeitsbescheinigung versehene Wertpapier kann 
in diesen Fällen von dem früheren Eigentümer im Wert- 
papierbereinigungsverfahren nicht mit Erfolg angemeldet 
werden (§ 24 Abs. 1, 2 Nr. 2 WBG). Er muß sein Recht 
vielmehr außerhalb des Wertpapierbereinigungsverfah- 
rens gegen das schuldige Kreditinstitut geltend machen. 
Im übrigen wird das Wertpapierbereinigungsverfahren als 
solches durch die Ausstellung der Lieferbarkeitsbescheini- 
gung nicht berührt: Die Sammelurkunde verringert sich 
zwar um den Nennbetrag des affidavierten Papiers; 
andererseits verringert sich aber auch die Zahl der aner- 
kennungsfähigen Rechte dadurch, daß der frühere Inhaber 
mit seiner Anmeldung ausgeschlossen wird. Außer dem 
unmittelbar Betroffenen werden die übrigen Anmelder 
also nicht beeinträchtigt. 

Dies gilt aber nur, wenn sich der Zusammenhang zwi- 
schen einer bestimmten Anmeldung und dem mit einer 
Lieferbarkeitsbescheinigung versehenen Recht tatsächlich 
nachweisen läßt. Das ist grundsätzlich bei nummernlosen 
Anmeldungen nicht möglich. Ein ‘ohne Nummernangabe 
angemeldetes Recht kann daher im Wertpapierbereini- 
gungsverfahren anerkannt werden, obwohl das der An- 
meldung zu Grunde liegende Wertpapier bereits mit einer 
Lieferbarkeitsbescheinigung versehen ist. Die Sammel- 
urkunde ist dann zwar um den Nennbetrag des in Kraft 
gebliebenen Wertpapiers verringert worden, ohne daß es 
aber möglich gewesen wäre, die nochmalige Anmeldung 
und Anerkennung desselben Rechts zu verhindern. Infolge- 
dessen muß entweder eine entsprechende Überaner- 
kennung eintreten, die zu Kürzungen führt oder aber — 
und das wird die Regel sein — der nach Abschluß der Be- 
reinigung verbleibende nicht belegte Teil der Sammel- 
urkunde ist kleiner, als er es ohne die Ausstellung der 
Lieferbarkeitsbescheinigung gewesen wäre. Die letzte 
Folge ist auch dann zu verzeichnen, wenn der frühere 
Eigentümer des affidavierten Wertpapiers sein Recht im 
Wertpapierbereinigungsverfahren aus irgendwelchen 
Gründen nicht anmeldet. 

In diesen Fällen ist nicht etwa ein einzelner geschädigt, 
dem es überlassen bleiben könnte, seine Rechte selbst 
wahrzunehmen; betroffen ist vielmehr eine Vielzahl von 
Berechtigten, nämlich entweder die Gesamtheit der An- 
melder, deren Rechte gekürzt werden müssen, oder der 
noch unbekannten Berechtigten an dem nicht durch Gut- 
schriften belegten Betrag der Sammelurkunde. Der den 
einzelnen Geschädigten zustehende Schadensersatz be- 
läuft sich in aller Regel nur auf einen Bruchteil des Nenn- 
betrages des mit der Lieferbarkeitsbescheinigung versehe- 
nen Wertpapiers. Infolgedessen läßt er sich praktisch nur 
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dadurch verwirklichen, daß dem Sammelbestand entspre- 
chende weitere Rechte oder zusätzliche Beträge zugeführt 
werden, die im Gutschriftverfahren über die Wertpapier- 
sammelbank der Vielzahl der Geschädigten nach Maßgabe 
ihrer Schadensquote zugeteilt werden (Absatz 1). 

Der Entwurf läßt die Schadensersatzpflicht an sich un- 
berührt. Er bestimmt also weder, wann Schadensersatz 
zu leisten ist, noch, wie er zu leisten ist. Er regelt ledig- 
lich, wie die jeweilige Schadensersatzleistung im Wert- 
papierbereinigungsverfahren zu behandeln ist, damit sie 
ihrer Aufgabe gerecht werden kann. 

Die Schadensersatzleistung bezweckt grundsätzlich die 
Wiederherstellung des Zustandes, der ohne das zum Ersatz 
verpflichtende Ereignis bestehen würde (§ 249 BGB). Diese 
Naturalherstellung ist bei den hier in Rede stehenden 
Tatbeständen in folgenden Formen denkbar: 

1. Der Ersatzpflichtige liefert in Kraft gebliebene oder 
neu ausgefertigte Stücke der betreffenden Wert- 
papierart an die Wertpapiersammelbank; 

2. der Ersatzpflichtige überträgt an die Wertpapier- 
sammelbank eine ihm bereits erteilte Gutschrift auf 
Sammeldepotkonto, einen Miteigentumsanteil am 
Sammelbestand der bereits eingelieferten Urkunden 
oder Zuteilungsrechte aus der Anmeldung zur Wert- 
papierbereinigung. 

Der Ersatzpflichtige kann schließlich unter Umständen den 
Geschädigten auch in Geld entschädigen (§ 251 BGB). 

Werden in Kraft gebliebene oder neu ausgefertigte 
Stücke eingeliefert, so ergeben sich zwei Möglichkeiten. 
Es kommt darauf an, den Betrag der Sammelurkunde oder 
— wenn die Einzelurkunden bereits eingeliefert sind — 
den Sammelbestand dieser Einzelurkunden zu erhöhen. 
Dies kann dadurch erreicht werden, daß entweder die ein- 
gelieferten Stücke dem vorhandenen Samnxelbestand oder 
dem Betrage der Sammelurkunde zugerechnet werden, 
oder aber dadurch, daß die eingelieferten Stücke vernichtet 
und nunmehr die in ihnen verbrieften Rechte neu durch 
die Sammelurkunde verbrieft werden, die dann vom Aus- 
steller um den entsprechenden Betrag erhöht werden muß 
(Absatz 2). Wird der Schadensersatz durch Übertragung 
von Gutschriften auf Sammeldepotkonto, von Miteigen- 
tiimsanteilen am Sammelbestand oder von Zuteilungs- 
rechten geleistet, so scheidet damit der bisherige Be- 
rechtigte aus dem weiteren Verfahren aus. Die demnächst 
auf das übertragene Recht entfallenden Einzelurkunden 
stehen nicht mehr für ihn, sondern für diejenigen zur Ver- 
fügung, die durch die unrechtmäßige Ausstellung der 
Lieferbarkeitsbescheinigung geschädigt sind. Die Prüfstelle 
biaucht die übertragenen Beträge in dem weiteren Gut- 
schriftverfahren also pur rechnerisch zu berücksichtigen 
(Absatz 3). Wird der Schadensersatz in Geld geleistet, 
so verbleibt der Betrag regelmäßig bei der Wertpapier- 
sammelbank zu Gunsten der späteren Berechtigten an 
dem nicht belegten Teil der Sammelurkunde. Hat jedoch 
eine Überanmeldung in der Wertpapierart dazu, geführt, 
daß einzelne Rechte nicht voll berücksichtigt worden sind, 
so steht der Betrag denen zu, deren Rechte eine Kürzung 
erlitten haben. Der Betrag ist daher anteilmäßig zu ver- 
teilen (Absatz 4). 

Zu § 50: 

Der einzelne Geschädigte kann die etwaigen Ansprüche 
auf Schadensersatz kaum durchführen, weil er von den 
die Ersatzpflicht begründenden Handlungen regelmäßig 
keine genaue Kenntnis erhält und er im allgemeinen auch 
nicht in der Lage sein wird, sich die zur Klagebegründung 
erforderlichen Tatsachen oder die zur Führung des Be- 
weises notwendigen Unterlagen zu beschaffen. Hinzu 
kommt, daß die Person der Geschädigten in den Fällen, 
in denen der Schaden lediglich in einer Verminderung des 
nicht belegten Teiles der Sammelurkunde besteht, zunächst 
jedenfalls noch nicht oder noch nicht endgültig bekannt 
ist. Es ist daher zweckmäßig, wenn nicht sogar geboten, 
daß die Schadensersatzansprüche durch einen Vertreter 
für die Gesamtheit der Geschädigten wahrgenommen 
werden können. 

Das Amt für Wertpapierbereinigung ist zur Übernahme 
der Vertretung besonders geeignet, weil es über die er- 
forderliche Sachkenntnis verfügt und zudem in aller Regel 
die für die Prozeßführung notwendigen Unterlagen bereits 


zusammengestellt hat. Die Betrauung einer Behörde ist 
auch deshalb gerechtfertigt, weil ein öffentliches Interesse 
an derDurdisetzung des Schadensersatzanspruches nament- 
lich insofern besteht, als die in der Wertpapierbereinigung 
nicht beanspruchten Beträge nach § 5 Abs. 1 Nr. 4 des 
Lastenausgleichsgesetzes vom 14. August 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 446) für den Lastenausgleich herangezogen 
werden sollen. 

Die Mittel für die Prozeßführung müßten von der Ge- 
samtheit der Geschädigten aufgebracht werden. Da dies 
praktisch nicht durchführbar ist, sieht der Entwurf vor, 
daß dem Amt einstweilige Kostenbefreiung bewilligt wird. 
Ein Mißbrauch dieser Regelung kommt nach den Umstän- 
den nicht in Betracht. 

Zu Unterabschnitt 8 — Kosten des Verfahrens — : 

Zu § 51: 

Die im Wertpapierbereinigungsverfahren anfallenden 
Gebühren und Kosten sind in § 59 WBG geregelt. Die 
Kammern für Wertpapierbereinigung werden nach dem 
Entwurf mit bisher nicht vorgesehenen neuen Aufgaben 
befaßt. Daher war eine Ergänzung der gebührenpflichtigen 
Geschäfte und die Festsetzung der für sie zu erhebenden 
Gebühren der Höhe nach erforderlich. Die neuen Ge- 
bühren lehnen sich wie bisher an die Sätze der Kosten- 
ordnung an. Da die Entscheidungen in einem Verfahren 
nach § 10 Abs. 4 in rechtlicher und tatsächliche!* Hinsicht 
im allgemeinen besonders schwierig und von weittragender 
Bedeutung sein werden, erschien für sie das Doppelte der 
vollen Gebühr des § 26 der Kostenordnung angebracht. 

Zu § 52: 

Der Aussteller hat nach § 59 Abs. 2 WBG der Prüfstelle 
die angemessenen Aufwendungen zu erstatten, die ihr 
durch die Erfüllung ihrer Aufgaben im Bereinigungsver- 
fahren entstehen. Die Prüfstellen haben mit den Aus- 
stellern oft einen festen Betrag vereinbart, durch den ihre 
gesamten Leistungen im Bereinigungsverfahren abgegol- 
ten sein sollten. Bei diesen Vereinbarungen war der Um- 
fang der Aufgaben noch nicht erkennbar, die den Prüf- 
stellen durch dieses Gesetz, insbesondere bei der Ausgabe 
der Einzelurkunden zufallen. Um Rechtsstreitigkeiten und 
Zweifel, die sich daraus ergeben könnten, zu vermeiden, 
stellt die Vorschrift klar, daß die Prüfstellen durch die ge- 
troffenen Vereinbarungen nicht gehindert werden, eine 
zusätzliche Entschädigung für die ihnen neu erwachsenden 
Arbeiten zu verlangen. 

Zu Unterabschnitt 9 — Verschiedene Vorschriften — : 
Zu § 53: 

Das Bereinigungsverfahren muß nach geltendem Recht 
unter allen Umständen durchgeführt werden, wenn seine 
gesetzlichen Voraussetzungen an dem dafür maßgebenden 
Tage, in aller Regel also dem 1. Oktober 1949, Vorgelegen 
haben. Ausnahmen sind nicht zugelassen. Tatsächlich hat 
sich wiederholt das Bedürfnis ergeben, von der ab- 
schließenden Erledigung des kostspieligen und mühevollen 
Verfahrens mit Rü&sicht darauf absehen zu können, daß 
irgendein wirtschaftlicher Nutzen für einen Beteiligten 
von der Bereinigung nicht zu erwarten steht. Dies kann 
z. B. der Fall sein, wenn eine Aktiengesellschaft, die kein 
Vermögen mehr besitzt, auf Grund des Gesetzes über die 
Auflösung und Löschung von Gesellschaften und Genossen- 
schaften vom 9. Oktober 1934 (RGBl. I S. 914) oder nach 
den Vorschriften des D-Markbilanzgesetzes von Amts 
wegen gelöscht worden ist oder wenn sie in Konkurs ge- 
raten ist und auf die Aktionäre keine Ausschüttungen ent- 
fallen werden. In derartigen Fällen ist daher die Einstellung 
des Verfahrens angezeigt, die zum Stillstand des gesamten 
Verfahrens einschließlich der laufenden einzelnen Prü- 
fimgsverfahren führt (Absatz 1). 

Die Anliegen der Beteiligten sind durch die Einschaltung 
der Bankaufsichtsbehörde und der Kammer für Wert- 
papierbereinigung sowie dadurch gewahrt, daß das Ver- 
fahren nicht aufgehoben, sondern nur einstweilen ein- 
gestellt wird. Es kann wieder fortgesetzt werden, wenn 
sich herausstellt, daß dies wirtschaftlich geboten ist, z. B., 
weil nachträglich verteilbares Vermögen festgestellt wird, 
das eine Abwicklung der Gesellschaft notwendig macht 
(Absatz 1 Satz 2). 


16 



Die Bekanntmachung der Entscheidung im Bundesan- 
zeiger dient der Wahrung der Belange der Beteiligten und 
ist zur Unterrichtung sonst etwa interessierter Personen 
erforderlich (Absatz 2 Satz 2). 

War die Anmeldefrist oder die Frist zur Stellung des 
Antrages auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
(§17 Abs. 1, §32 Abs. 4 WBG) bei Einstellung des Ver- 
fahrens noch nicht abgelaufen und wird das Verfahren 
später fortgesetzt, so ist es im Interesse der Beteiligten 
geboten, die noch nicht voll ausgenutzte Frist erneut be- 
ginnen zu lassen (Absatz 3 Satz 1). Nur so kann gewähr- 
leistet werden, daß diese Fristen tatsächlich ausgenutzt 
werden können. Bei den übrigen Fristen zur Einlegung von 
Rechtsbehelfen und Rechtsmitteln wäre wegen ihrer nur 
geringen Dauer zu befürchten, daß der Berechtigte selbst 
dann erst nach ihrem Ablauf von der Wiederaufnahme 
des Verfahrens erfahren würde, wenn sie mit der Be- 
kanntmachung im Bundesanzeiger erneut begännen. Sie 
sollen deshalb durch die Einstellung des Verfahrens gar 
nicht berührt werden. Das hat zugleich . den Vorteil, daß 
kurz vor der Einstellung ergehende Entscheidungen noch 
rechtskräftig werden können (Absatz 3 Satz 2). 

Zu § 54: 

Das Wertpapierbereinigungsgesetz enthält keine Vor- 
schriften darüber, wer zur Vertretung der unbekannten 
Berechtigten an dem nicht durch Gutschriften belegten 
Teil der Sammelurkunde berechtigt ist. § 50 sieht eine 
gesetzliche Vertretung nur für den Fall vor, daß diese un- 
bekannten Berechtigten durch eine zum Schadensersatz 
verpflichtende Handlung betroffen sind. Es kann aber 
weiterhin erforderlich werden, z. B. Bezugsrechte aus 
Aktien für die unbekannten Berechtigten auszuüben oder 
Gewirinanteile gegen den Aussteller geltend zu machen. 
Ohne eine Regelung der Vertretungsbefugnis könnten 
diese Ansprüche nicht durchgesetzt werden, was unter 
Umständen zu ihrem Verfall führen würde. Die Wert- 
papiersammelbank ist in diesem Falle auf Grund ihrer 
Stellung als Verwahrerin der Sammelurkunde der ge- 
eignete Vertreter. 

Die Vertretung kann bereits vor Abschluß aller Prü- 
fungsverfahren notwendig werden, also zu einem Zeit- 
punkt, in dem der nicht durch Gutschriften belegte Be- 
trag der Sammelurkunde noch nicht endgültig feststeht 
und sich noch laufend durch neue Gutschriften verändern 
kann. Um Zweifel über den jeweiligen Umfang der Ver- 
tretungsbefugnis möglichst auszuschließen und Wider- 
sprüche zwischen den Maßnahmen des Vertreters und der 
Vertretenen zu verhindern, ist die Vertretungsbefugnis 
auf den Teil der Sammelurkunde beschränkt, der nach dem 
Stand der Anmeldungen auch durch künftige Gutschriften 
nicht in Anspruch genommen- werden kann. 

über den vorgesehenen Rahmen hinaus soll der Wert- 
papiersammelbank keine Vertretungsbefugnis zustehen, 
insbesondere soll sie nicht berechtigt sein, Mitgliedschafts- 
rechte wie z. B. das Stimmrecht auszuüben. 

Die näheren Bestimmungen über den nicht durch Gut- 
schriften belegten Betrag der Sammelurkunde sollen indem 
in § 38 Abs. 2 WBG vorbehaltenen Gesetz getroffen 
werden. Bis dahin können auf diesen Betrag Barbeträge 
an Kapital, Zinsen und Gewinnanteilen anfallen. Im In- 
teresse der künftigen Berechtigten ist die verzinsliche 
Anlage dieser Beträge geboten. Ihre Verwaltung bleibt 
im übrigen Aufgabe der Wertpapiersammelbank. 

Zu § 55: 

Nach §§1,2 Abs. 1 Nr. 1 hat der Aussteller die Ansprüche 
aus anerkannten fälligen Rechten durch Barzahlung zu 
erfüllen. Er hat ferner nach § 15 die rückständigen Zinsen 
zu zahlen. Diese Verpflichtungen hat der Aussteller nicht 
oder in den meisten Fällen nicht gegenüber den einzelnen 
Gläubigern zu erfüllen, sondern er hat die Zahlungen 
in einem Gesamtbetrag an die Prüfstelle oder die Wert- 
papiersammelbank zu entrichten, die ihrerseits für die 
Weiterleitung Sorge zu tragen haben. Dieser Regelung 
entspricht es, daß die Geltendmachung der Zahlungsan- 
sprüche gegen den säumigen Aussteller durch einen ge- 
meinsamen Vertreter ermöglicht wird. Während die Wert- 
papiersammelbank nach § 54 nur den begrenzten Kreis 
der unbekannten Berechtigten an dem nicht durch Anmel- 
dungen belegten Betrag der Sammelurkunde vertritt, er- 
streckt sich die Vertretung hier auf die Gesamtheit 


aller Gläubiger. Die Vorschrift lehnt sich deshalb, ins- 
besondere hinsichtlich der Kosten und deren Erstattung, 
an die Regelung des Gesetzes betreffend die gemeinsamen 
Rechte der Besitzer von Schuldverschreibungen vom 4. De- 
zember 1899 (RGBl. S. 691) in der Fassung vom 14. Mai 
1914 (RGBl. S. 121) an (Absatz 1). 

Absatz 2 stellt klar, daß durch die Bestellung des Ver- 
treters die Befugnis des einzelnen Anmelders, selbst seine 
Ansprüche aus einem anerkannten Recht gegen den Aus- 
steller geltend zu machen, nicht berührt wird. 


Zu § 56: 

Die Beendigung der Wertpapierbereinigung muß zwecks 
Unterrichtung der interessierten Kreise für jede einzelne 
Wertpapierart verbindlich bekanntgegeben werden. Dies 
gilt insbesondere bei Aktienarten, weil auf sie während 
der Wertpapierbereinigung das Gesetz über die Ausübung 
von Mitgliedschaftsrechten aus Aktien während der Wert- 
papierbereinigung vom 9. Oktober 1950 (Bundesgesetzbl. 
S.690) anzuwenden ist. 

Das Bereinigungsverfahren ist für eine Wertpapierart 
beendet, wenn das letzte anerkannte Recht eine Gutschrift 
oder — bei gesamtfälligen oder teilweise fälligen Wert- 
papierarten — eine Zahlung erhalten hat. Das Gesetz über 
die Ausübung von Mitgliedschaftsrechten aus Aktien 
während der Wertpapierbereinigung ist daher jeweils erst 
dann nicht mehr anwendbar, wenn für alle der Bereinigung 
unterliegenden Aktienarten eines Ausstellers das Bereini- 
gungsverfahren beendet ist. Dies gilt auch für § 14 Abs. 1 
des genannten Gesetzes. Nach dieser Vorschrift ist die 
Hauptversammlung einer Aktiengesellschaft oder Kom- 
manditgesellschaft auf Aktien abweichend von § 107 Abs. 1 
Satz 1 des Aktiengesetzes mindestens vier Wochen vor 
dem Tage der Versammlung einzuberufen, wenn eine der 
von der Gesellschaft ausgegebenen Aktiengattungen nach 
dem Wertpapierbereinigungsgesetz zu bereinigen ist. Die 
starre Anwendung dieser Bestimmung kann sich als un- 
nötiger Formalismus erweisen, wenn das Bereinigungs- 
verfahren nur noch für einige wenige Anmeldungen 
schwebt. Absatz 3 gewährt durch die Einschaltung' der 
Bankaufsichtsbehörde die Möglichkeit, die Umstände des 
Einzelfalles angemessen zu berücksichtigen. 


Zu § 57: 

Nach § 11 des Kapitalverkehrsteuergesetzes unterliegt 
der Erwerb in Schuldverschreibungen verbriefter verzins- 
licher Forderungsrechte gegen einen inländischen Schuld- 
ner der Wertpapiersteuer. Dies gilt nicht, wenn ein Wert- 
papier lediglich zur Erneuerung der Urkunde ohne 
Veränderung des ursprünglichen Rechtsverhältnisses 
ausgegeben wird. Hiernach ist auch die Ausgabe von 
Eisatzurkunden nicht wertpapiersteuerpflichtig, wenn 
diese Urkunden als Ersatz für Wertpapiere ausgestellt 
werden, die im Aufgebotsverfahren für kraftlos erklärt 
worden sind. Dasselbe muß auch gelten, wenn im Wert- 
papierbereinigungsverfahren neue Urkunden an Stelle der 
kraft Gesetzes kraftlos gewordenen Urkunden ausgegeben 
werden. § 57 soll Zweifel ausschließen, die sich insoweit 
möglicherweise für die in §§ 21, 23 vorgesehene Ausgabe 
neuer Einzelurkunden als Ersatz für „gleichwertige" 
Schuldverschreibungen ergeben könnten. 

Der Erwerb der neuen Einzelurkunden ist kein frei ge- 
wolltes Anschaffungsgeschäft im Sinne des § 18 Abs. 1 des 
Kapitalverkehrsteuergesetzes. Eine Börsenumsatzsteuer- 
pflicht entsteht daher durch die in dem Entwurf vorge- 
sehene Ausgabe neuer Einzelurkunden nicht. Dies gilt 
auch für die Fälle des § 23. 

Da die neue Urkunde tatsächlich das alte Schuldverhält- 
nis, wenn auch mit gewissen zwangsläufigen Änderungen 
verbrieft, ist auch anzunehmen, daß in den Fällen des § 23 
für die Steuern vom Einkommen oder Ertrag dieselben 
Vorschriften gelten, die für die kraftlos gewordene Schuld- 
verschreibung maßgebend gewesen wären. Das heißt, 
daß das Erste Gesetz zur Förderung des Kapitalmarkts 
vom 15. Dezember 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 793) auf die 
neuen Schuldverschreibungen so anzuwenden ist, als 
w^enn sie zu derselben Zeit wie die kraftlos gewordenen 
Urkunden ausgegeben worden wären. Insoweit bedarf 
es daher keiner ausdrücklichen Regelung. 
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Zu Unterabschnitt 10 — Sondervorschriften für Kuxe — ; 
Zu § 58: 

Unter den zu bereinigenden Wertpapieren nimmt der 
Kuxschein eine besondere Stellung ein: Er verbrieft nicht 
den Anteil an der Gewerkschaft, den Kux, wie die Aktien- 
urkunde das Aktienrecht dergestalt, daß die Übereignung 
der Urkunde als der Trägerin des Rechts den Übergang 
dieses Rechtes zur Folge hätte. Der Kuxschein richtet sich 
vielmehr umgekehrt nach dem Kuxrecht, zu dessen Über- 
tragung die schriftliche Form erforderlich ist {§ 105 Abs. 1 
des Allgemeinen Berggesetzes für die Preußischen Staaten 
vom 24. Juni 1865 — ABG — GS. S. 705). Der übertragende 
ist lediglich zur Aushändigung des Kuxscheines an den 
Erwerber des Kuxes verpflichtet. Nur im Falle der Ver- 
pfändung ist außer dem schriftlichen Vertrage die Über- 
gabe des Kuxscheines erforderlich (§ 108 ABG). Der Kux- 
schein; der nur auf Verlangen ausgestellt wird und nur 
auf einen bestimmten Namen, niemals auf den Inhaber 
lauten darf (§ 103 Abs. 3 ABG), ist daher in erster Linie 
eine Beweisurkunde, die dazu dient, das Beteiligungsver- 
hältnis in glaubhafter Form außerhalb des Gewerken- 
buches zu bekunden. Der Kuxschein ist zwar in § 1 des 
Depotgesetzes für das Gebiet der börsenmäßigen Ge- 
schäfte als Wertpapier anerkannt worden. Als Urkunde 
kommt ihm aber wegen seines besonderen Rechtscharak- 
ters nicht die gleiche Bedeutung wie der Aktienurkunde 
zu. Dies kommt z. B. darin zum Ausdruck, daß Gewinn- 
ausschüttungen, die Ausbeute, ungeachtet der Anmeldung 
des Kuxscheines zur Wertpapierbereinigung an den ge- 
zahlt worden sind, der im Gewerkenbuch als Gewerke 
eingetragen ist, und daß auch die Zubußen von diesen Ge- 
werken eingefordert worden sind. Viele Gewerken haben 
deshalb die Auffassung vertreten, daß ihre Rechte durch 
das Wertpapierbereinigungsgesetz und insbesondere durch 
den Feststellungsbeschluß nach § 4 WBG ebensowenig 
berührt würden wie die Rechte derjenigen Gewerken, die 
im Gewerkenbuch eingetragen sind und denen kein Kux- 
schein ausgestellt worden ist. Sie haben deshalb trotz der 
Bezugnahme in § 1 Abs. 1 WBG auf § 1 Abs. 1 des Depot- 
gesetzes ihr Red^t zur Wertpapierbereinigung nicht an- 
gemeldet. Diese Fälle sind so häufig, daß eine alsbaldige 
gesetzliche Regelung gefordert worden und auch geboten 
ist, um Schwierigkeiten zu vermeiden. 

Die Fälle, in denen Kuxe nicht zur Wertpapierbereini- 
gung angemeldet worden sind, betreffen im allgemeinen 
Rechte, hinsichtlich deren die durch den Krieg und die 
Nachkriegsfolgen eingetretene Verwirrung nicht so groß 
ist wie bei anderen Wertpapierarten. Sehr oft wird der 
Gewerke im Gewerkenbuch eingetragen sein, oder sein 
Recht kann unschwer auf einen eingetragenen Inhaber 
zurückgeführt werden. Trotzdem ist auch insoweit eine 
Prüfung der Berechtigung geboten, um wirklich klare Ver- 
hältnisse zu Staffen. Die besondere Sach- und Rechtslage 
gestattet es aber, die noch ausstehenden Bereinigungsver- 
fahren ausgehend von cfen aus dem Gewerkenbuch ersicht- 
lichen Eintragungen von Amts wegen, also ohne besonderen 
Antrag des einzelnen Berechtigten, durchzuführen. Mit 
der Aufgabe, dieses Verfahren einzuleiten, ist zweck- 
mäßigerweise die Prüfstelle zu beauftragen, weil sie aus 
ihren Unterlagen am besten sehen kann, welche Gewerken 
ihr Recht nicht fristgemäß zur Wertpapierbereinigung an- 
gemeldet haben. Um eine zuverlässige Erfassung aller 
früheren Berechtigten und aller hierfür auszuwertenden 
Unterlagen sicherzustellen, muß die Prüfstelle die An- 
meldungen in Zusammenwirken mit dem Aussteller vor- 
nehmen. 

Die sachlichen Voraussetzungen für die Anerkennung 
müssen die gleichen sein wie sonst im Wertpapierbereini- 
gungsverfahren. Sie müssen aber, da der eingetragene 
Gewerke in dem Verfahren nicht aufzutreten braucht, von 
Amts wegen festgestellt werden (Absatz 2). 

Absatz 3 berücksichtigt die Fälle, in denen für eine 
Kuxenart ein Treuhandgiroverkehr eingerichtet worden 
war. Dieser besondere Treuhandgiroverkehr für Kuxe 
wurde im Interesse des Börsenhandels geschaffen, weil 
der Kuxschein im Hinblick auf seinen besonderen Rechts- 
charakter und die für ihn vorgeschriebene übertragungs- 
form nicht als sammel verwahrfähiges Wertpapier ange- 
sehen wurde. Der zum Treuhandgiroverkehr eingebrachte 
Kux wurde der Deutschen Reichsbank — Wertpapier- 
sammelbank — abgetreten, die sich als Gewerke im Ge- 
werkenbuch eintragen ließ und den Kux treuhänderisch 


für den Berechtigten verwaltete. Dieser konnte durch 
Überweisung seiner Ansprüche gegen die Wertpapier- 
sammelbank praktisch über den Kux selbst verfügen*. In 
der Wertpapierbereinigung ist in diesen Fällen nicht die 
Deutsche Reichsbank — Wertpapiersammelbank — , son- 
dern der wirtschaftlich Berechtigte als Eigentümer aner- 
kannt worden. Demgemäß ist auch die Anmeldung für den 
aus dem Treuhandverkehr Berechtigten vorzunehmen. 

Zu § 59: 

Nach § 101 Abs. 3 ABG ist der Kux unteilbar. Er lautet 
auch nidit auf den Nennbetrag, sondern auf einen be- 
stimmten Anteil an der Gewerkschaft. Deshalb ist die'für 
deii Fall einer Überanerkennung geltende Vorschrift des 
§ 39 WBG über die Erteilung von Teilgutschriften auf 
Kuxe nicht anwendbar. Dies stellt Absatz 1 ausdrücklich 
klar. Absatz 2 enthält eine entsprechende Sonderregelung, 
die der Unteilbarkeit des Kuxes Rechnung trägt. Damit, 
daß die Vorschrift überhaupt oder jedenfalls in irgend- 
einem nennenswerten Umfang zur Anwendung gelangen 
wird, ist nach Angestellten Untersuchungen nicht zu 
rechnen. 

Zu § 60: 

Die bei Aktien und Schuldverschreibungen für die Ein- 
lieferung von Einzelurkunden geltenden Vorschriften sind 
grundsätzlich auch für die Kuxscheine anzuwenden (vgl. 
hierzu die allgemeine Begründung zu Abschnitt III). 

Da die Kuxscheine stets auf einen bestimmten Namen, 
niemals auf den Inhaber lauten dürfen (§ 103 Abs. 3 ABG), 
müssen die Scheine bei der Ausfertigung der Einzel- 
urkunden auf den Namen des Gewerken ausgestellt wer- 
den. Als Grundlage hierfür dient sonst das Gewerkenbuch 
der Gewerkschaft. Da jedoch das Ergebnis des Prüfungs- 
verfahrens von dem Inhalt des Gewerkenbuches abweichen 
kann, bestimmt Absatz 2 Satz 1, daß der Name des Ge- 
werken bei der Ausfertigung der Einzelurkunde zunächst 
nicht einzutragen ist. Durch Absatz 2 wird angeordnet, 
wann und auf wessen Namen der Kuxschein später zu 
vervollständigen ist. Die Vorschrift lehnt sich insoweit 
an die im Zweiten D-Markbilanzergänzungsgesetz (§ 7) 
für Namensaktien getroffene Regelung an. 

Absatz 1 Satz 2 beruht auf der Erwägung, daß die Aus- 
stellung neuer Kuxscheine für Rechte, die im Wertpapier- 
bereinigungsverfahren nicht anerkannt worden sind, un- 
zweckmäßig wäre, da bei ihnen der Berechtigte erst durch 
das in § 38 Abs. 2 WBG vorbehaPene Gesetz endgültig 
festgestellt wird. 

Zu § 61: 

Die Gewerkschaft führt über sämtliche Mitglieder der 
Gewerkschaft und deren Kuxe das Gewerkenbuch (§ 103 
Abs. 1 ABG). Diese Gewerkenbücher stimmen mit den 
Ergebnissen der Prüfungsverfahren insoweit nicht überein, 
als Erwerber eines Kuxes, für den ein Kuxschein ausgestellt 
ist und der im Wertpapierbereinigungsverfahren aner- 
kannt ist, ihre Umschreibung im Gewerkenbuch noch nicht 
veranlaßt haben. Solche Fälle werden vor allem dann 
häufig sein, wenn für die betreffende Kuxenart ein Treu- 
handgiroverkehr eingerichtet worden war, da dann nicht 
die im Gewerkenbuch eingetragene Deutsche Reichsbank, 
sondern der wirtschaftlich Berechtigte als Eigentümer 
anerkannt worden ist (vgl. die Begründung zu § 58, letzter 
Absatz. Es ist deshalb geboten, die Gewerkenbücher mit 
der Rechtslage in Einklang zu bringen, die sich nach 
Durchführung der Wertpapierbereinigung ergibt. 

Das Zweite D-Markbilanzergänzungsgesetz schreibt für 
die für Namensaktien geführten Aktienbücher eine Neu- 
anlegung der Bücher vor. Diese Regelung war für Aktien- 
bücher gerechtfertigt, weil sie seit langem keinen zuver- 
lässigen Überblick über die Aktionäre geben. Ihre Unüber- 
sichtlichkeit wurde vielfach noch dadurch vergrößert, daß 
im Wertpapierbereinigungsverfahren zahlreiche Aner- 
kennungen ausgesprochen worden sind, bei denen die 
Stücknummer der der Anmeldung zugrunde liegenden 
kraftlos gewordenen Namensaktie nicht bekannt ist (vgl. 
die amtliche Begründung zu § 9 des Zweiten D-Markbilanz- 
ergänzungsgesetzes). Bei den Gewerkenbüchern liegen die 
Verhältnisse anders. Der Erwerber eines Kuxes hat sich 
in aller Regel alsbald auch in das Gewerkenbuch eintragen 
lassen, so daß eine Unübersichtlichkeit wie bei den 
Aktienbüchern nicht eingetreten ist. Auch soweit ein 
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Treuhandgiroverkehr bei einer Kuxenart eingeriditet war, 
hat sidi ein Wechsel der wirtschaftlich Berechtigten auf 
die Gewerkenbücher nicht ausgewirkt, da für diese Kuxe 
die Deutsche Reidisbank als Gewerke eingetragen blieb. 
Sdiließlich werden keine Schwierigkeiten dadurch zu er- 
warten sein, daß stücknummernlose Anmeldungen aner- 
kannt worden sind, die mit einer Eintragung im Gewerken- 
buch nicht zusammengeführt werden können.. Nach ein- 
gehenden Ermittlungen ist mit solchen Fällen nicht zu 
rechnen. Das alte Gewerkenbuch kann daher bestehen 
bleiben, es genügt seine Berichtigung gemäß den An- 
zeigen der Anmeldestellen (Satz 1). 

Zu Abschnitt VI — Verlagerte Geldinstitute mit Sitz 
außerhalb des Geltungsbereiches dieses Gesetzes — : 

Zu §§ 62. 63: 

Wertpapiere, die von verlagerten Geldinstituten (§ 1 
der Fünfunddreißigsten Durchführungsverordnung zum 
Umstellungsgesetz — 35, DVOAJG — ) mit Sitz außer* 
halb des Bundesgebietes und von Berlin ausgestellt sind, 
unterliegen nach dem bisherigen Recht nicht der Bereini- 
gung. Die verlagerten Geldinstitute sind aber verpflichtet, 
ihre Verbindlichkeiten aus den Schuldverschreibungen 
gegenüber den in § 6 der 35. DVO/UG genannten Gläu- 
bigern zu erfüllen. Da viele dieser Gläubiger nicht mehr 
im Besitz der Schuldverschreibungen sind, muß ihre Legiti- 
mation wiederhergestellt werden. Das hierfür notwendige 
Verfahren muß sich eng an das Wertpapierbereinigungs- 
verfahren anschließen. Ausnahmen ergeben sich aus den 
tatsächlichen Umständen und aus den besonderen recht- 
lichen Verhältnissen der verlagerten Institute, die nach 
wie vor keinen eigentlichen „Sitz" im Bundesgebiet haben 
(§ 62 Abs. 1 und § 63). 

Den hier in Betracht kommenden verlagerten Geld- 
instituten stehen die Unterlagen über die einzelnen 
ausgegebenen Emissionen, deren Gesamtbetrag und 
Stückelung großenteils nicht mehr zur Verfügung. Das 
Verfahren kann deshalb nicht für jede Wettpapierart ge- 
sondert durchgeführt werden. Die Unterlagen reichen 
jedoch zu einem zusammengefaßten Bereinigungsverfahren 
aus. § 62 Abs. 2 Satz 2 bestimmt deshalb, daß das Ver- 
fahren auf Grund einer Entscheidung der Kammer für 
Wertpapierbereinigung unter Zusammenfassung mehrerer 
oder aller Wertpapierarten des Ausstellers durchgeführt 
werden kann. 

Da der Sitz des Ausstellers der Wertpapiere weder im 
Bundesgebiet noch in Berlin liegt, muß die örtliche Zu- 
ständigkeit der Kammer für Wertpapierbereinigung be- 
sonders festgelegt werden. Es ist zweckmäßig, daß dabei 
an den Verlagerungssitz des Geldinstitutes, der sich nach 
§ 2 der 35, DVO/UG bestimmt (Absatz 3) angeknüpft wird. 

Zu § 64: 

Nach dem Wertpapierbereinigungsgesetz zu bereini- 
gende Wertpapiere bleiben nur unter den Voraussetzungen 
des § 2 WBG in Kraft, insbesondere . also, wenn für sie 
rechtzeitig eine Lieferbarkeitsbescheinigung ausgestellt 
worden ist. Alle anderen Wertpapiere werden kraftlos 
(§ 3 WBG). Diese Regelung konnte auf die hier in Be- 
tracht kommenden Wertpapiere nicht in vollem Umfange 
übernommen werden, weil der Aussteller seinen Sitz nicht 
im örtlichen Geltungsbereich der Wertpapierbereinigungs- 
gesetze hat und infolgedessen rechtsgrundsätzliche Be- 
denken dagegen bestehen, durch ein Bundesgesetz die 
von ihm ausgegebenen Wertpapiere allgemein für kraft- 
los zu erklären. Dbn Zwecken dieses Gesetzes genügt es, 
daß die Schuldverschreibungen in seinem Geltungsbereich 
als kraftlos behandelt werden. 

Die weitere Ausstellung von Lieferbarkeitsbescheini- 
gungen wird, um Verwirrung zu vermeiden, von dem im 
Absatz 1 genannten Tage an für unzulässig erklärt. 

Da die Schuldverschreibungen im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes als kraftlos gelten, ist es notwendig, die Rechte 
aus den Schuldverschreibungen für diesen Bereich in einer 
Sammelurkunde neu zu verbriefen. Im Gegensatz zum 


Bereinigungsverfahren nach dem Wertpapierbereinigimgs- 
gesetz kann und muß hier die Sammelurkunde auf die 
Rechte beschränkt werden, aus denen das verlagerte 
.Institut in Anspruch genommen werden kann. Dies folgt 
namentlich daraus, daß der Betrag der neu zu verbriefen- 
den Rechte sich erst aus dem Bereinigungsverfahren er- 
gibt, so daß der Betrag der Sammelurkunde vorher gar 
nicht festgestellt werden kann. 

Zu § 65: 

Die Schuldverschreibungen der verlagerten Geldinstitute 
waren bereits nach § 5 der 35. DVO/UG anzumelden. Es 
erschien zur Vereinfachung des Verfahrens und zur Er- 
sparnis von Kosten und Arbeit zweckmäßigi die schon vor- 
liegenden Anmeldungen auch als Anmeldungen für das 
Bereinigungsverfahren gelten zu lassen. Die Anmeldungen 
müssen jedoch erforderlichenfalls um die für das Wert* 
papierbereinigungsverfahren vorgeschriebenen Angaben^ 
ergänzt werden. 

Zu § 66: 

Die Aufgabe des Bereinigungsverfahrens ist auch bei 
den Schuldverschreibungen der verlagerten Geldinstitute 
die Beseitigung der auf dem Gebiet des Wertpapierwesens 
eingetretenen Verwirrung und die Wiederherstellung der 
Rechte des wahren Berechtigten. Daraus folgt, daß für 
den Beweis der Rechte des Anmelders dieselben Grund- 
sätze gelten müssen, wie sie im § 21 WBG festgelegt sind. 

Zu § 67: 

Der Zweck des Verfahrens ist es, den Anmeldern, die 
das verlagerte Geldinstitut nach § 6 der 35. DVO/UG aus 
den Schuldversdireibungen in Anspruch nehmen können, 
hierzu eine Legitimation zu versdiaffen. Die Entgegen- 
nahme und die Prüfung der Anmeldungen anderer Per- 
sonen würde das Verfahren unnötig belasten und Hoff- 
nungen erwecken, die zur Zeit nicht erfüllt werden können. 
Deshalb sollen solche Anmeldungen unzulässig sein und 
ohne sachliche Prüfung der Berechtigten des Anmelders 
abgelehnt werden. 

Zu § 68: 

Das verlagerte Geldinstitut kann aus den Schuldver- 
schreibungen nur unter den Voraussetzungen des § 6 der 
35. DVO/UG in Anspruch genommen werden. Dabei sind 
zwei Gläubigergruppen zu unterscheiden, die als Bundes- 
gebiets- und Auslandsgläubiger bezeichnet werden können. 
Während die Ansprüche der ersten Gruppe voll bedient 
werden, haben die Auslandsgläubiger vorläufig nur einen 
Anspruch auf eine Quote, die nach Maßgabe des § 6 
Abs. 2 der 35. DVO/UG zu berechnen ist. Für die weitere 
Behandlung des anerkannten Rechtes ist es deshalb von 
Bedeutung, welcher Gruppe der Gläubiger angehört. § 68 
schreibt daher vor, daß in dem Anerkennungsbescheid 
festzustellen ist, ob für das anerkannte Redit die Voraus- 
setzungen der Nr. 2 oder der Nr. 3 des § 6 Abs. 1 der 
35. DVO/UG gegeben sind. 

Zu § 69: 

Die hier in Betracht kommenden Geldinstitute sind nur 
zur Abwicklung als verlagert anerkannt. Ihr Vermögen 
besteht zu einem sehr großen Teil aus Ausgleichsfordejun- 
gen. Die kostspielige Neuverb riefung der anerkannten 
Rechte durch Einzelurkunden erschien deshalb nicht als 
angebracht. 

Zu Abschnitt VII — Schlußvorschriften — ! 

Zu § 70: 

Die im wesentlichen nur klarstellende Vorschrift des 
Absatz 1 ist mit Rüdcsicht darauf notwendig, daß die Wert- 
papierbereinigung durch nahezu gleichlaufende Gesetze 
des Bundes und von Berlin geregelt ist und der Entwurf 
die erforderlichen Ergänzungsbestimmungen für beide Ge- 
setze enthält. 

Absatz 2 knüpft an die Rechtsprechung zu § 1 des Ber- 
liner Wertpapierbereinigungsgesetzes an. 
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